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Vorwort
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

mit dieser Aktualisierung erhalten Sie die Uberarbeitete fachliche Weisung zu den Be-
darfen fir Unterkunft und Heizung nach § 22 SGB II.

Als neue Dezernentin bei der Region Hannover freue ich mich, mich mit diesem Vorwort
erstmals an Sie wenden zu durfen. Zugleich mdchte ich die Gelegenheit nutzen, mich fiir
Ihr tagliches Engagement und lhre sorgfaltige Arbeit bei der Umsetzung der anspruchs-
vollen Regelungen im Bereich der Bedarfe fir Unterkunft und Heizung zu bedanken. Die
rechtssichere und zugleich blirgernahe Anwendung dieser Vorschriften stellt hohe An-
forderungen an die Praxis und ist von zentraler Bedeutung fur die Leistungsberechtigten.

Die vorliegende Aktualisierung berticksichtigt sowohl die bereits im Jahr 2025 einge-
tretenen als auch die fur das Jahr 2026 relevanten gesetzlichen Anderungen und An-
passungen.

Fur das Jahr 2025 ist insbesondere hervorzuheben, dass Energieversorgungsunter-
nehmen aufgrund der Anderungen im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) verpflichtet
sind, den zustandigen Sozialleistungstrager tber drohende Energiesperren zu infor-
mieren. Hierdurch sollen Hilfebedarfe friihzeitig erkannt und Versorgungssperren mog-
lichst vermieden werden.

Zum 1. Januar 2026 wurden die Angemessenheitswerte fur Heizkosten neu festge-
setzt. Eine weitere Anpassung erfolgt zum 1. Juli 2026 mit der Aktualisierung der An-
gemessenheitswerte fur die Kosten der Unterkunft.

Dartiber hinaus treten zum 1. Juli 2026 weitere gesetzliche Anderungen in Kraft, die
erhebliche Auswirkungen auf die Sachbearbeitung haben. Hierzu zéhlen insbesondere
die Einfuhrung einer Auskunftspflicht fir Vermieterinnen und Vermieter, die ver-
pflichtende Prufung der zulassigen Miethohe wahrend der Karenzzeit sowie die Einflh-
rung einer absoluten Obergrenze bei den Unterkunftskosten in Hohe des 1,5-fachen
Angemessenheitswertes. Diese Obergrenze ist kinftig in allen entsprechenden Fall-
konstellationen anzuwenden und bedarf keiner vorherigen Kostensenkungsaufforde-
rung. Ebenfalls verpflichtend geworden ist der bisher lediglich empfohlene Hinweis auf
die Rechtsfolgen der Karenzzeit bei unangemessenen Unterkunftskosten.

Zur Unterstltzung der praktischen Umsetzung wurden die fachlichen Hinweise umfas-
send Uberarbeitet. Fur samtliche Neuerungen stehen Ihnen aktualisierte Bescheidvor-
lagen, Prufbdgen, Ablaufschemata sowie Arbeitshilfen zur Verfigung.

Die weiteren Anderungen und Klarstellungen kénnen Sie dem Anderungsverzeichnis
zur fachlichen Weisung entnehmen.

Mit freundlichen GriRRen

Dezernentin fur Soziales, Teilhabe, Familie und Jugend
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1. Bedarfe fir Unterkunft

1.1 Grundséatze und Zustandigkeiten

Die Ubernahme angemessener Unterkunfts- und Heizkosten stellt neben der pauscha-
lierten Regelleistung die zweite gro3e Saule der Existenzsicherung und der Sicherstel-
lung eines menschenwurdigen Lebens im Leistungssystem des SGB Il dar. Ziel des §
22 SGB 1l ist es, die existentiell notwendigen Bedarfe der Unterkunft und Heizung si-
cherzustellen. Dies erfasst im Grundsatz alle Kosten, die fir eine zu Wohnzwecken tat-
sachlich genutzte Unterkunft anfallen.?

Eine gleichzeitige Gewahrung von Leistungen nach dem SGB Il und dem Wohngeldge-
setz (WoGG) ist gem. § 7 Abs. 1 Nr. 1 WoGG ausgeschlossen. Wohngeld ist grundsétz-
lich eine vorrangige Leistung gem. 8§ 12a SGB Il. Sofern die Hilfebeddrftigkeit durch
Wohngeld nicht vollstandig fir mindestens 3 Monate beseitigt werden kann, besteht
keine Pflicht zur Antragstellung dieser vorrangigen Leistung gem. § 12a Satz 2 Nr. 2
SGB Il. Dies kann dazu fuihren, dass man auch mit einem recht geringen Anspruch wei-
terhin SGB Il — Leistungen bezieht.

Eine Ausnahme besteht jedoch fur Bezieherinnen und Bezieher von Wohngeld sowie
Kinderwohngeld im Falligkeitsmonat einer etwaigen Heiz- und/oder Betriebskostennach-
zahlung. Hier bestiinde unter Umsténden ein einmaliger Anspruch auf Leistungen nach
dem SGB Il unter Anrechnung des Wohngeldes als Einkommen. Es muss eine vollstan-
dige Bedarfsberechnung unter Berlicksichtigung des einmaligen BfU-Bedarfs durchge-
fuhrt werden. Eine Erstattung unter den Leistungstragern findet nicht statt. Zudem hat
das BMI per Runderlass vom 04.08.20 (Az.: SW Il 4 — 72307/2#29) entschieden, dass
in diesen Fallkonstellationen aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung der Leistungs-
ausschluss nicht erfolgen soll.

Auf Grund der Ubergangsregelung zum Wechsel in das Wohngeldgesetz gem. § 85 SGB
Il sind Leistungsberechtigte nicht verpflichtet fir am 31. Dezember 2022 laufende Bewil-
ligungszeitraume oder Bewilligungszeitrdume, die zwischen dem 01. Januar 2023 bis
30. Juni 2023 beginnen, Wohngeld zu beziehen.

Die Unterkunft als Lebensmittelpunkt ist bestimmend fur den gewdhnlichen Aufenthalt
(8 30 Abs. 3 S 2 SGB 1), aus dem sich die ortliche Zustandigkeit des kommunalen Tra-
gers ergibt (§ 36 S 2 SGB Il). Die Region Hannover ist Tragerin der Bedarfe fir Unter-
kunft und Heizung in lhrem Gebiet.

Anspruchsgrundlage fur die Beriicksichtigung von Bedarfen fur Unterkunft und Heizung
fur nicht erwerbsfahige Hilfebedurftige, die keinen Anspruch auf Sozialgeld nach § 19
SGB Il haben, ist § 35 SGB XII so weit im § 42a SGB XII nichts Abweichendes geregelt
ist.

1BSG 19.10.2010 - B 14 AS 2/10 R
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Zustandig fur die Leistungsgewahrung im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt (Drit-
tes Kapitel SGB XII) und der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Vier-
tes Kapitel SGB XIlI) sind die herangezogenen regionsangehérigen Stadte und Gemein-
den.

Zusténdig fur die Erbringung von Leistungen fur Unterkunft und Heizung fur Asylberech-
tigte und anerkannte Flichtlinge ist der Trager, in dessen Gebiet die leistungsberechtigte
Person nach 8§ 12a Abs.1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes ihren Wohnsitz zu nehmen hat.

Dies gilt nicht, wenn eine leistungsberechtigte Person nach 8§ 12a Abs.4 des Aufenthalts-
gesetzes verpflichtet ist, ihren Wohnsitz an einem bestimmten Ort nicht zu nehmen.

1.2 Begriff der Unterkunft

Der Begriff der Unterkunft i.S.d. § 22 SGB Il umfasst alle baulichen Anlagen oder Teile
davon bzw. Einrichtungen, die geeignet sind, vor den Einflissen des Wetters zu schiit-
zen und eine gewisse Privatsphére zu gewahrleisten, einschliel3lich der Mdglichkeit, pri-
vate Gegenstande dort zu verwahren.?

Gewohnlich ist die Hohe des Bedarfs bei Anmietung einer Wohnung (1.4) oder bei
Bewohnen von eigenem Wohneigentum (1.5) festzustellen.

Auch ungewdhnliche Formen des Wohnens in Wohnwagen und Wohnmobilen sowie
Gartenhéausern in Schrebergéarten kbnnen einen Unterkunftsbedarf begriinden. Auf die
ordnungsrechtliche Zulassigkeit der dauerhaften Nutzung kommt es dabei nicht an.3

Bei der Berticksichtigung unterkunftsbezogener Aufwendungen bei (voribergehender)
Unterbringung von Leistungsberechtigten in sonstigen Unterkiinften wie Not-, Ob-
dachlosen-, oder Gemeinschaftsunterkiinften, Hotelunterbringungen, sowie Frauenhau-
sern, stationére Einrichtungen oder der besonderen Wohnform gelten spezielle Grunds-
atze (1.6).

1.3 Tatsachliche Bedarfe

Anerkannt werden die BfU nur fur die Unterkunft, die von der leistungsberechtigten Per-
son tatsdchlich genutzt wird und an dem Ort, wo sich der tatséchliche Lebensschwer-
punkt befindet. Kosten einer Zweitwohnung kdnnen im Rahmen der Grundsicherung
i.d.R. nicht ibernommen werden.* Davon abweichend ist die zeitweise Anerkennung
doppelter Unterkunftskosten in atypischen Fallen mdglich.

Voraussetzung fiir die kurzweilige Ubernahme von Doppelmieten, ist die Notwendigkeit
des Umzuges/Auszuges, die Angemessenheit der neuen Unterkunft, dass der/die Leis-

2BSG 16.12.2008 — B 4 AS 1/08 R; BSG 17.6.2010 — B 14 AS 79/09 R
3BSG 17.6.2010 — B 14 AS 79/09 R; LSG NI-HB 22.6.2006 — L 8 AS 165/06 ER

Hilfebedurfti-
gen

Ortliche Zu-
standigkeit bei
Asylberechtig-
ten und aner-
kannten
Fluchtlingen

Definition

Formen der
Unterkunft

sonstige Un-
terkinfte

Zweitwoh-
nung/

Doppelte Miete

4 LSG Hessen 08.10.2007 — L 7 AS 249/07 R; LSG Niedersachsen-Bremen 09.01.2017 —L 11 AS 1138/16 B ER

2


https://dejure.org/gesetze/AufenthG/12a.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/12a.html
https://dejure.org/gesetze/AufenthG/12a.html
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tungsberechtigte alles ihm/ihr Mégliche und Zumutbare unternommen hat, um Doppel-
mieten zu vermeiden bzw. so gering wie méglich zu halten und diese unvermeidbar
sind (7.2).5

Die speziellen Regelungen zu Aufenthalten in einer sonstigen Unterkunft (1.6) sind zu
beachten.

Die BfU beziehen sich ausschlie3lich auf privat genutzte Unterkiinfte. Ausschlieflich
oder teilweise beruflich genutzte Raume (Arbeitszimmer) sind nicht als Bedarf zu be-
riicksichtigen.®

Nutzt eine leistungsberechtigte Person mit Einkommen aus Selbstandigkeit ein erforder-
liches Arbeitszimmer oder Teile eines (Wohn-) Raums (z.B. Schreibtischecke im Wohn-
zimmer) gewerblich, ist diese Flache als Betriebsausgabe abzusetzen. Es erfolgt daher
parallel eine Minderung der BfU und Heizkosten im Verhéaltnis der GroRRe des Arbeits-
zimmers bzw. Teil des Raumes bezogen auf die Gesamtgrdl3e. Belegt das Arbeitszim-
mer 15% der GesamtgréRe der Unterkunft und ist dieses unter realitdtsnaher Betrach-
tung angemessen, waren die BfU und Heizkosten um 15% zu mindern, um eine doppelte
Berucksichtigung zu vermeiden (hier Anerkennung als Betriebsausgabe und versaumte
Minderung der BfU). Dies hat somit Auswirkungen auf die tatsachlichen BfU und Heiz-
kosten und etwaige Angemessenheitsprufungen.

Sollte sich bei der Einkommensberechnung ein Verlust ergeben, erfolgt kein Ausgleich
durch Wegfall der Minderung.

1.3.1 Wirksame Zahlungsverpflichtung

Ein Unterkunftsbedarf besteht nur, wenn die leistungsberechtigte Person einer ernsthaf-
ten bzw. wirksamen Zahlungsverpflichtung z.B. aus einem Mietvertrag ausgesetzt ist.”
Dies ist insbesondere bei Mietverhaltnissen zwischen Verwandten und Familienangeh6-
rigen kritisch zu prifen.

Die ernsthafte Zahlungsverpflichtung soll tblicherweise durch einen (wirksamen) Miet-
vertrag nachgewiesen werden. Ein solcher muss nicht zwingend in Schriftform vorliegen
(Formfreiheit).®

Entscheidend ist, ob eine zivilrechtliche wirksame Vereinbarung getroffen wurde und
diese auch tatséchlich gelebt wird.® Diese kann auch durch Quittungen, Uberweisungs-
belegen oder Kontoausztigen (der letzten drei Monate) belegt werden.

5 SG Kiel, Urteil vom 27.09.2016, S 40 AS 500/15.

Gewerbliche
Wohnraumnut-
zung

Ernsthafte
Zahlungsver-
pflichtung

Nachweis

6 BSG 23.11.2006 B 11b AS 3/05 R; BSG 6.4.2011 — B 4 AS 119/10 R; BSG 13.4.2011 — B 14 AS 32/09 R; zu Indi-
zien bei der Tatsachsenfeststellung in Fallen gemischter Nutzung: LSG BW 12.5.2006 — L 8 AS 1692/06 ER-B

7"BSG 14.04.2011 — B 8 SO 18/09 R; BSG 12.02.2010 — B 14 AS 32/08 R
8 BSG 07.05.2009 — B 14 AS 31/07 R
9LSG BW 21.11.2012 — L 2 AS 5209/11
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Eine Kosteniibernahme scheidet jedenfalls aus, wenn der Mietvertrag nur zum Schein
abgeschlossenen wurde. Das ist dann der Fall, wenn der auRere Schein des Abschlus-
ses eines Rechtsgeschéftes hervorrufen werden soll, die mit dem Rechtsgeschaft ver-
bundenen Rechtswirkungen allerdings dagegen nicht eintreten??, ggf. auch Leistungen
erschlichen werden sollen (88 263, 22 StGB).

1.3.2 Einnahmen aus Untermietverhaltnissen

Einnahmen aus einem Untermietverhéltnis (Miete) oder Mietverhaltnis (Eigentum), sind
nicht als Einkommen zu beriicksichtigen, sondern mindern unmittelbar die tatsachlichen
Bedarfe fiir Unterkunft im Rahmen der Bedarfsberechnung.!! Voraussetzung dafir ist,
dass die vom Untermieter geschuldete Summe der leistungsberechtigten Person auch
tatsachlich zufliel3t'?2 und dass es sich um einen Teil der selbstbewohnten Wohneinheit
handelt. Bei abgetrennten Wohneinheiten des selbstbewohnten Eigentums (z.B. Dop-
pelhaushalfte, Einliegerwohnung) sind die Einnahmen als Einkommen aus Vermietung
und Verpachtung anzurechnen.

Sofern ein Dritter (z.B. Familienangehoriger) Zahlungen fur die Unterkunft Gbernimmt,
ist dies als zweckbestimmte Einnahme — ohne Einkommensbereinigung — BfU-mindernd
zu bericksichtigen?s,

Hingegen sind Einnahmen aus der gewerblichen Untervermietung der Unterkunft, die
einen Teil der Mietzahlung (auch direkt an den Vermieter) leisten, als Einkommen i.S.d.
§ 11 SGB Il zu berlicksichtigen. Gewerbliche Untervermietung liegt vor, wenn die RAume
ursprunglich gar nicht zur Befriedigung der eigenen / familiaren Wohnbedurfnisse ange-
mietet wurden, sondern die Raume zur Weitervermietung bestimmt sind.

Siehe Allegro-Erfassungshinweis unter Randnummer 327.

10 BGH NJW 1982, 569 f.

11 BSG 06.08.2014 —B 4 AS 37/13 R

12BSG 29.11.2012 - B 14 AS 161/11 R

13 LSG Berlin-Brandenburg 26.01.2011 — L 28 AS 2276/07
4

Scheinge-
schéft (§ 117
BGB)

Einnahmen
aus Untermiet-
verhaltnissen

Direktzahlung
an den Vermie-
ter durch
Dritte und ge-
werbliche Un-
tervermietung
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1.4 Beruicksichtigungsfahige Aufwendungen bei Mietwohnungen

Zu den berlcksichtigungsfahigen Aufwendungen im Rahmen eines Mietverhéltnisses
gehoren:

o die (vertraglich) vereinbarte Mietzahlung

o  Bruttokaltmiete (1.4.1)

= Grundmiete/ Nettokaltmiete und Kalte Betriebskosten, die gem. § 556 BGB
i.V.m. Betriebskostenverordnung auf den Mieter umgelegt werden dirfen

o Modernisierungszuschlag nach § 559 | BGB4

o  sonstige mietvertraglich unumgangliche Aufwendungen (1.4.2)
z.B. Kosten fur Mdblierung, Stellplatz usw.

e Beitrage bei Genossenschaftswohnungen

¢ Nutzungsentschadigungen (z.B. bei Weiternutzung einer Wohnung nach Ende des
Mietvertrages)

e Schonheitsreparaturen, soweit diese vertraglich geschuldet sind (1.8)

¢ ggf. im Einzelfall Mitgliedsbeitréage fur Mieterinteressensverein (1.9)

Bedarfe, die der leistungsberechtigten Person fir Heizung (und ggf. zentrale Warmwas-
serbereitung) entstehen, werden nach den Hinweisen zu Gliederungspunkt 3, unabhan-
gig von den BfU anerkannt. Die Beurteilung der Angemessenheit erfolgt getrennt.

Nicht zu den BfU gehéren vertragliche oder deliktische Schadensersatzanspriiche des
Vermieters gegen die leistungsberechtigte Person wegen ,Fehlgebrauchs® der Woh-
nung. Dazu gehort etwa die Beschadigung der Mietsache?®, verlorene Schliissel'® oder
die Beseitigung der Folgen eines Messie-Syndroms??.

Kosten fir Haushaltsenergie!® und fir Internet- und Telefonanschluss sind grund-
satzlich Bestandteil des Regelbedarfs und kdnnen regelmafig nicht als BfU anerkannt
werden. Im Rahmen eines notwendigen Umzugs kénnen die Kosten fur die Ummeldung
des Telefons sowie eines Nachsendeauftrags als Umzugskosten anerkannt werden
(vgl. Rn. 409)%°,

14 BSG 19.10.2010-B 14 AS 2/10 R

15 L.SG NRW 09.05.2007 — L 20 B 32/07 AS ER

16 LSG NI HB 09.03.2012 — L 13 AS 22/12 BER

17BSG 06.10.2011 — B 14 AS 152/10

18 zur Beriicksichtigung bei Inklusivmiete: BSG 24.11.2011 — B 14 AS 151/10 R
19 BSG 10.08.2016 — B 14 AS 58/15 R
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1.4.1 Kaltmiete und kalte Betriebskosten

In erster Linie ergeben sich die Bedarfe fir Unterkunft aus den im Mietvertrag ausgewie-
senen Mietkosten. Diese setzen sich aus der Grundmiete/ Kaltmiete und den kalten
Betriebskosten nach § 556 BGB (Brutto-Kaltmiete) zusammen.

P
¢ gem. HeizkostenV

fir Raum- und ggf. Wasser-
erwdrmung

Heizkosten

e gem. BetrkV

(kalte) Betriebs-/ Nebenkosten z.B. Hausmeister, Grundsteuer,

2
2
£
E] o
g 1% Kaltwasser, Haus- und Gartenpflege
S| E).
5 4 2 .
o !6 E e Grundmiete,
5|8 Kaltmiete e Nutzungsentgelt fir
@ 8 Wohnraum
°
. . z

Die Kaltmiete (Grundmiete, Nettomiete) umfasste das entgeltliche Uberlassen des Ei-
gentums fur einen bestimmten Zeitraum. Wertbildende Merkmale der Kaltmiete sind die
Beschaffenheit, Ausstattung und Lage der Wohnung.

Betriebskosten sind die Kosten, die dem Eigentimer oder Erbbauberechtigten durch
das Eigentum oder das Erbbaurecht am Grundstlck oder durch den bestimmungsmai-
gen Gebrauch des Gebaudes, der Nebengebdude, Anlagen, Einrichtungen und des
Grundstiicks laufend entstehen (8 556 Abs. 1 S 2 BGB).

Welche Kosten im Einzelnen vom Vermieter auf den Mieter umgelegt werden kdnnen
bzw. nicht kdnnen, ergibt sich aus § 1 Abs. 2 und § 2 der Betriebskostenverordnung.?°
(siehe auch Anlage 5: Checkliste Betriebskosten Mietwohnungen)

Nachzahlungsforderungen aus Betriebskostenabrechnungen erhéhen den Bedarf fur
Unterkunft im Falligkeitsmonat.2! Die Hinweise zu 5.4 sind zu beachten.

1.4.2 unausweichliche mietvertraglich auferlegte Kosten

Uber die bruttokalten Mietkosten nach 1.4.1 hinaus werden Aufwendungen als Bedarf
anerkannt, sofern sie untrennbar mit dem Mietverhéaltnis verbunden sind und die leis-
tungsberechtigte Person die Kosten nicht vermeiden oder verringern kann (,unaus-
weichliche Wohnnebenkosten®).

20 Link zur BetrKV: https://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/betrkv/gesamt.pdf

21 BSG 22.03.2010 - B 4 AS 62/09 R
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Zuschlage fur Kichenmdbel und sonstige Méblierung

Ist an das Mietverhéltnis zwingend die Anmietung von vorhandenen Kiichenmdébeln oder
sonstiger Moblierung gebunden, werden diese Aufwendungen als BfU anerkannt.

Kabelanschlussgebihren

Bereits seit dem 01.12.2021 ist das Gesetz zur Abschaffung des sog. Nebenkostenpri-
vilegs fur Kabelgebiihren in Kraft. Demnach war es Vermietern seit dem 01.12.2021 bei
neuen Mietvertragen nicht mehr erlaubt, die Gebuhren fur den Gemeinschafts-Kabelan-
schluss uber die Betriebskosten abzurechnen.

Eine Ubergangsfrist bis zum 30.06.2024 gilt fur bestehende Mietvertrage. Hier dirfen
noch fir 2024 die Halfte der Kosten in der Abrechnung fiir 2024 geltend gemacht wer-
den.

Ab 01.07.2024 mussten in betroffenen Fallen die Betriebskostenvorauszahlungen sei-
tens des Vermieters angepasst werden.

Die Abrechnung einer sog. Medienpauschale ist ebenfalls nicht im Rahmen der BfU zu
Ubernehmen und aus dem Regelsatz zu bestreiten.

Pkw-Stellplatz und Garage

Entsprechendes gilt fir die Kosten eines Pkw-Stellplatzes oder einer Garage, der bzw.
die untrennbar mit der Wohnung mitvermietet ist, sodass eine isolierte Kiindigung der
Kostenposition nicht méglich ist.??

Betreuungspauschale

Zum Unterkunftsbedarf ist auch eine Servicepauschale zu rechnen, die fir bestimmte
obligatorische Serviceleistungen und die Vorhaltung eines Notrufs/Servicetelefons be-
rechnet wird, wenn eine Wohnung in einer Wohnanlage nur durch Begrindung und Fort-
fuhrung eines Servicevertrages angemietet werden kann, der dann mit dem Mietvertrag
eine rechtliche Einheit bildet.??

Umlageausfallwagnis

Bei offentlich geférdertem Wohnraum dirfen gem. 8 20 und 25a der VO Uber die Ermitt-
lung der zulassigen Miete flr preisgebundene Wohnungen (Neubaumietenverordnung
1970; NMV) bis zu 2 % der Betriebskosten als Umlageausfallwagnis erhoben bzw. ver-
langt werden.

Durch dieses sog. Umlageausfallwagnis soll das Wagnis einer Einnahmenminderung
durch uneinbringliche oder aufgrund von Leerstanden nicht umlegbare Betriebskosten
sowie uneinbringliche Kosten fir eine Rechtsverfolgung abgedeckt werden.

22 BSG 06.11.2006 — B 7b AS 10/06 R
23 BSG 14.04.2011 - B 8 SO 19/09 R
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32 Aufwendungen fur Sperrmillentsorgung

Kosten fir privaten Sperrmiill sind nicht als Bedarfe fur Unterkunft anzuerkennen, da
dieser bis 5m3® mehrmals im Jahr zur Abholung durch den derzeit zustandigen Zweck-
verband Abfallwirtschaft (aha) angemeldet werden kann.

Sofern der Vermieter oder Eigentimer Kosten fir die Beseitigung von Sperrmill aber
Uber die Nebenkostenabrechnung auf alle Mieter umlegt, kénnen diese als Bedarf fur

Unterkunft anerkannt werden, wenn:

e der Eigentimer oder Vermieter den Verursacher (Mieter oder Dritte) nicht aus-
findig machen konnte und den Mull daher auf eigene Kosten beseitigen musste
und

¢ und die Gemeinschaftsflache (hier: Garten- oder Parkflachen) nicht durch bau-
planerische Bestimmungen oder durch den Vermieter selbst fur die Nutzung der
Offentlichkeit gewidmet ist. In diesem Falle wéaren die Voraussetzungen fiir eine
Umlegung auf alle Mieter nicht erfillt.2* Anhaltspunkte hierfiir kénnen z.B. feh-
lende Einfriedigungen sein.

In der Praxis sollten hierzu keine allzu hohen Anforderungen an die Uberpriifung gestellt
werden. Im begrindeten Einzelfall, sollte der Vermieter dies aber darlegen kénnen

33
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1.4.3 Einlagerungskosten fir Mobel

In begrindeten Einzelfallen kdnnen Einlagerungskosten entstehen, die im Rahmen
von 8 22 Abs. 1 SGB Il tibernahmeféhig sind. Dies ist insbesondere der Fall bei:

e Wohnungsrdumung und nicht direkt anschlieende Neuanmietung,

e Obdachlosigkeit.

Nicht erfasst werden Félle, in denen bereits der grundséatzliche BfU-Anspruch aus-
scheidet (z.B. Félle nach § 7 Abs. 4 SGB II).

Die Aufwendungen sind hinsichtlich der Angemessenheit zu Gberprifen. Angemes-
sen ist die Einlagerung dann, wenn sie in nachvollziehbarer Relation zum Lebenszu-
schnitt der/des Leistungsberechtigten steht; Unangemessenheit liegt bei unverninf-
tiger Vorratshaltung bzw. Lagerung von nicht nach 8§ 12 SGB Il geschiitzten Vermo-
gensgegenstanden vor.

1.4.4 Unwirksame Vereinbarungen

Kostenpositionen, die offenkundig nicht auf einer zivilrechtlich wirksamen Grundlage
beruhen, werden nicht als Bedarfe anerkannt. Die Leistungsberechtigten sollen dann
auf die Durchsetzung ihrer Anspriiche gegen den Vermieter verwiesen werden.

24 BGH, Urteil vom 10.02.2016 - VIIl ZR 33/15, Rn. 18

Sperrmll

Félle mit Einlage-
rungskosten

Angemessenheit

offenkundige Un-
wirksamkeit


https://openjur.de/u/874788.html
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Offenkundigkeit liegt bspw. dann vor, wenn vermieterseitig Kostenpositionen verlangt
werden, die gem. BetrKV nicht auf den Mieter umgelegt werden durfen (siehe Rn. 24).

Der Leistungsberechtigte muss dann in die Lage versetzt werden, seine Rechte ge-
genuber dem Vermieter wahrzunehmen und durchzusetzen.?>

In diesem Zusammenhang kann auf eine Mietinteressenvereinigung verwiesen wer-
den, welche die rechtliche Beratung und die Interessen des Leistungsberechtigten
vertreten kann. Mitgliedsbeitrage kdnnen unter den Voraussetzungen nach 1.9 aner-
kannt werden.

Von den Leistungsberechtigten wird aber immer ein Verhalten verlangt werden kén-
nen, dass diese mutmalflich als Mieter auch an den Tag legen wiirden, wenn sie kei-
nen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts hatten.2¢

1.5 Selbst bewohntes Wohnungseigentum (Eigenheim oder Eigentums-
wohnung)

Bei der Ermittlung der Kosten fur Unterkunft und Heizung ergeben sich bei einem
selbstgenutzten Hausgrundstlck (Eigenheim) oder einer selbst genutzten Eigen-
tumswohnung Besonderheiten.

Bei der Berechnung des erheblichen Vermdgens ist ein selbst genutztes Haus-
grundstiick oder eine selbst genutzte Eigentumswohnung abweichend von § 12 Abs.
1 S. 2 Nr. 5 nicht zu beriicksichtigen. Der Erklarung ist eine Selbstauskunft beizufi-
gen; Nachweise zum vorhandenen Verméogen sind nur auf Aufforderung des Job-
centers vorzulegen.

Bei der Angemessenheit ist zu unterscheiden zwischen den tUbernahmefahigen Kos-
ten fur die Unterkunft (vgl. Kapitel 2) zur Sicherung des Grundbedurfnisses Wohnen
und dem Schutz der Immobilie als Vermégensgegenstand gem. § 12 Abs. 1 S. 2 Nr.
5 SGB II. Es handelt sich hierbei um verschiedene Intentionen, sodass auch unter-
schiedliche Angemessenheitsgrenzen vorliegen.

Wann geschutztes Vermdgen im Regelfall vorliegt, kann der fachlichen Weisung der
BA zu § 12 SGB Il — Berucksichtigung von Vermogen entnommen werden.

Aus dem Verwertungsschutz eines Hausgrundstiicks bzw. einer entsprechenden Ei-
gentumswohnung, folgt keine Erhéhung des fur die Angemessenheitsbetrachtung
nach § 22 Abs. 1 SGB Il relevanten Flachenbedarfs oder eine generelle Anhebung
der Angemessenheitsgrenze. Zu beachten ist der Grundsatz, dass im Rahmen der
Angemessenheitsprufung bei § 22 Abs. 1 SGB Il keine Privilegierung von Eigentu-
mern gegeniber Mietern erfolgen darf.?” Die Angemessenheit der Unterkunfts- und

25 BSG 24.11.2011 - B 14 AS 15/11 R
26 | SG Sachsen-Anhalt, 24.02.2010 — L 2 AS 288/09
27 BSG 02.07.2009 — B 14 AS 33/08 R
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Heizkosten richtet sich bei Mietern und Eigentiimern vielmehr nach einheitlichen Kri-
terien.?® Die Ausfuihrungen zum Anhdérungsverfahren betreffend die Senkung der
Aufwendungen fur die Unterkunft und zu den Mietobergrenzen bleiben daher unbe-
ruhrt.

Wohneigentum ist hinsichtlich der Kosten ahnlich wie Mietwohnraum zu behandein.  Bedarfe bei
Es gelten die Regelungen der Betriebskostenverordnung unter Beachtung der Be- Wohneigentum
sonderheiten des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG).

Anstatt eines Mietzinses ergeben sich die Kosten der Unterkunft aus den mit dem
Wohneigentum unmittelbar verbundenen Belastungen.

Anzuerkennen sind:

e Schuldzinsen eines oder mehrerer Finanzierungskredite (Durch entspre-
chende Zins- und Tilgungsplane sind diese nachzuweisen und der durch-
schnittliche Zinsbetrag ist fur den Bewilligungszeitraum festzusetzen. Die
tatsachlich gezahlten Schuldzinsen sind bei der Prufung des Weiterbewilli-
gungsantrages nachzuhalten und zu tGberprifen.)

e dauernde Lasten (z.B. Grundsteuer, Abfallgeblhren, Schornsteinfegerge-
buhren, Erbbauzins, Wasser, Abwassergebihren, etc.)

e Wohngebaudeversicherung

e Gebaudehaftpflichtversicherung, wenn diese nicht bereits in der Privathaft-
pflicht enthalten ist. 2°

e Erhaltungsaufwand gem. 8 22 Abs. 2 SGB Il (1.5.1)

e Kosten der Hausverwaltung und der Verwaltung des gemeinschaftlichen Ei-
gentums (insbesondere bei Eigentumswohnungen)

e von der Wohneigentiimerversammlung beschlossene Instandhaltungsriick-
lage

e einmalige Lasten (z.B. Kanalanschlusskosten, StraRenausbaubeitrag)®

Sofern das Wohneigentum vollsténdig selbst bewohnt wird, sind die Kosten in voller
Hohe zu berlcksichtigen. Handelt es sich nur um einen Teil (z.B. Doppelhaushélfte,
Einliegerwohnung), sind nur die auf die selbst genutzte Wohnflache entfallenden
Kosten zu beriicksichtigen.3! Der andere Teil ist im Rahmen von Vermietung und
Verpachtung von Einnahmen gem. Rz. 11.69 FH abzusetzen. Liegen keine Einnah-
men vor, von denen eine Absetzung erfolgen kdnnte, bleiben die Kosten unberiick-
sichtigt.

41 Zu den nicht berticksichtigungsfahigen Aufwendungen gehéren u.a.: Nicht zu berlck-

sichtigende Kos-

e Tilgungszahlungen (beachte Rn. 42) )
en

e Verzugsschadensersatz /Verzugszinsen bei der Bank32

28 BSG 22.09.2009 — B 4 AS 70/08 R
29 | SG Nds. Bremen 27.04.2009 — L 7 AS 354/06
30 vgl. Piepenstock, jurisPK-SGB Il, § 22, Rdnr. 56
31 LSG Sachsen 02.07.2015 — L 3 BK 3/12 und LSG Berlin-Brandenburg 23.05.2013 — L AS 1064/11
32 LSG Sachsen —Anhalt 13.12.212 — L 5 AS 21/09
10



Beitrage zu Lebensversicherungen fir die Finanzierung eines Immobiliener-
werbs

Leibrentenleistungen fir den Erhalt der Unterkunft33

Stromkosten fir AuRenbeleuchtung und Gartenpflege®*

Maklercourtage fir den Verkauf des Hauses3®

Instandhaltungspauschale

42 Tilgungszahlungen kénnen grundsatzlich nicht beriicksichtigt werden, da sie der
Vermogensbildung dienen.3¢ Nach aktueller Rechtsprechung kénnen Tilgungszah-
lungen unter engen Voraussetzungen im Einzelfall ausnahmsweise tbernommen
werden.3’

Eine Ubernahme kann daher im Einzelfall erfolgen, wenn:

der Erwerb der Immobilie vor Eintritt des Leistungsbezugs erfolgt ist

die Tilgungsleistungen zum Erhalt des vor der Verwertung geschuitzten
Wohnungseigentums unvermeidbar sind, d.h. bei Nichtiibernahme muss der
Verlust des Wohneigentums drohen

die Finanzierung weitestgehend abgeschlossen ist (Hiervon dirfte bei einer
Restschuld von ca. 10 % auszugehen sein.)

und die H6he der Tilgungsleistungen so gering wie moglich gehalten wird
(Tilgungsstreckung)

In diesen Fallen kommt eine Ubernahme der gesamten Finanzierungskosten bis zur
Hohe der angemessenen Kosten einer Mietwohnung in Betracht

43 Aufwendungen, die als unmittelbar verbundene Lasten zu tragen sind, sind als aktu-
eller Bedarf zum Zeitpunkt der Falligkeit (z.B. quartalsmafiig: Mull, Grundsteuer oder
z.B. jahrlich: Schornsteinfeger, Gebaudeversicherung) zu bericksichtigen. 38

1.5.1 Instandhaltungsricklage/ Erhaltungs-/ Reparaturaufwendungen

44 Grundsatzlich darf eine Kostentibernahme nicht zu einer Vermdgensbildung fiih-
ren, sondern nur zum Erhalt des Vermdgens.

Nach § 22 Abs. 2 SGB Il sind Aufwendungen zur Instandhaltung und Reparatur
bertcksichtigungsfahig, wenn:

e es sich um ein selbst bewohntes angemessenes Wohneigentum i.S.d. §
12 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 SGB Il handelt
e sije tatsachlich anfallen

33 BSG 04.06.2014 — B 14 AS 42/13 R

34 BSG 07.07.2011 - B 14 AS51/10R

35 BSG 03.03.2009 — B 4 AS 38/08 R

3 BSG 07.11.2016 — B 7b AS 8/06 R

37 BSG 18.06.2008 — B 14/11b AS 67/06 R
38 | SG Nds. Bremen 02.02.2006 — L 8 AS 439/05; BSG 16.05.2007 — B 7b AS 40/06 R; BSG 29.11.2012 — B 14 AS

36/12 R
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e sie unabweisbar sind
e und sie angemessen sind

Tatsachlich ausgefiihrte Instandsetzungen oder Reparaturen fur die Kosten angefal-
len sind. (z.B. beschlossene Sanierung baufélliger Balkone)

Konkrete Erhaltungsaufwendungen, die nicht wertsteigernd sind wie z.B. der Aus-
tausch eines nicht mehr reparaturfahigen Olbrenners. Hierbei ist zu beachten, dass
bei Ersetzung des Olbrenners eine Anpassung an den Stand der Technik notwendig
sein kann und somit zwangslaufig eine gewisse Verbesserung und auch Wertsteige-
rung entsteht. Diese ist dann unbeachtlich, wenn es keine (kostenguinstigere) Alter-
native gibt.

Grundsatzlich ist bei der beabsichtigten MalRnahme darauf zu achten, dass sie der
Erhaltung oder Wiederherstellung der Immobilie in ihrer bisherigen Substanz dient
und nicht der Schaffung eines neuen, verbesserten Zustands

Aufwendungen sind dann unabweisbar, wenn sie besonders dringlich und absolut
unerlasslich sind, um die Bewohnbarkeit der Immobilie sicherzustellen. Zur Bewohn-
barkeit zahlt der Schutz vor Witterungseinflissen, Feuchtigkeit und die Sicherstel-
lung eines Mindestmalfies an Privatsphare.

Die Anerkennung als Bedarf ist nur bei angemessenen Aufwendungen maoglich.
D.h., die Aufwendungen missen unter Berlicksichtigung der im laufenden sowie den
darauffolgenden elf Monaten anfallenden Aufwendungen (laufende Nebenkosten +
einmalige Aufwendungen) insgesamt angemessen sein. Dies soll die Gleichbehand-
lung von Mietern und Eigentiimern sicherstellen. Ubersteigen unabweisbare Auf-
wendungen fir Instandhaltung und Reparatur den Bedarf fur Unterkunft, kann der
kommunale Trager zur Deckung dieses Teils der Aufwendungen gemal § 22 Abs. 2
S. 2 SGB |l ein Darlehen erbringen, das dinglich gesichert werden soll.

Von einer solchen Sicherung kann abgesehen werden, wenn die hierfiir anfallenden
Kosten im Verhaltnis zu dem zu sichernden Darlehensvertrag unverhaltnismatig
waren oder die Rickzahlung auch sonst, etwa durch Blrgschatft Dritter, hinreichend
gesichert ist.

Fiar Aufwendungen von Instandhaltung und Reparatur gilt die Karenzzeit nach § 22
Abs. 1 S. 2 bis 4 nicht. Es werden auch wahrend der Karenzzeit in diesen Fallen nur
die angemessenen Aufwendungen tibernommen.

Instandhaltungs-/ Reparaturaufwendungen

Die Ubernahme der Kosten fiir den Erwerb einer neuen Heizungsanlage wird beantragt, weil
der Schornsteinfeger die alte Anlage stillgelegt hat. Die Kosten belaufen sich nach Vorlage
von 3 Kostenvoranschlagen auf 10.000 €. Auf dem Sparbuch befinden sich 7.000 €. Die
MOG betragt 350 € mtl., die tatsachlichen Kosten incl. Nebenkosten betragen 200 € mtl.
Kann dem Antrag ganz oder teilweise entsprochen werden?

12
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Losung:
Liegen die zuvor genannten Voraussetzungen zur Ubernahme der Kosten vor, ist nun zu

prifen in welcher Hohe ein Zuschuss bzw. ggfs. ein Darlehen zu gewéahren ist.

Die Differenz der tatsachlich anfallenden monatlichen Kosten in Hohe von 200 € zu 350 €
MOG betragt mtl. 150 €.

150 € * 12 Monate ergeben 1.800 € die als Zuschuss zu gewahren sind. Die verbleibenden
8.200 € konnen nicht als zuschussweise Gewahrung erfolgen.

Entsprechend 8 22 Abs. 2 S. 2 SGB Il ist daher eine mdgliche Darlehensbewilligung zu pri-
fen.

Darlehen werden gem. § 42a Abs. 1 S. 1 SGB Il nur erbracht, wenn ein Bedarf weder durch
Vermdgen noch auf andere Weise gedeckt werden kann.

Auf dem Sparbuch befindet sich Vermdgen in Héhe von 7.000 €. Dieses Vermdgen ist zur
Deckung der Kosten einzusetzen. Der Restbetrag in Hohe von 1.200 € ist als Darlehen zu
erbringen mit ggf. dinglicher Sicherung und Aufrechnung mit 5 % des maRRgebenden Regel-
bedarfs.

Hinweis: Durch die zuschussweise Bewilligung sind die maximal zu Ubernehmenden Unter-
kunftskosten fiir 12 Monate vollstandig gewéahrt. Somit scheidet eine weitere Ubernahme von
zusétzlichen Kosten in diesem Zeitraum aus. Dieser Hinweis ist im Bescheid mit aufzufiihren.

1.6 Beriicksichtigungsféahige Aufwendungen bei sonstigen Unterkiinften

Bei besonderen Wohnformen sind besondere Hinweise bei der Anerkennung von Be- sonstige Unter-
darfen fur Unterkunft zu beachten. Dies betrifft unter anderem: kiinfte

o ordnungsrechtliche Unterbringungsformen (1.6.1)

o Aufenthalte in Frauenhausern (1.6.2)

o Aufenthalte in stationaren Einrichtungen nach § 67 SGB XII (1.6.3)

o Haftunterbringung (1.6.4)

o besondere Wohnform nach § 42a Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3 SGB Xl (1.6.5)
o Hotelunterbringung (1.6.6)

1.6.1 Ordnungsrechtliche Unterbringung

Werden Personen durch Zuweisung in eine Unterkunft ordnungsrechtlich unterge- Bezug auf Nut-
bracht (z.B. bei Fluchtlingsunterkiinften, Obdachlosenunterkinften, Sammelunter- zungs- und Ge-
kunften), sind bei Vorhandensein einer Nutzungs- und Geblihrensatzung die ausge- bihrensatzung
wiesenen Kostensatze fur die Unterbringung als Bedarfe anzuerkennen.

In Fallen, in denen Leistungsberechtigten Bedarfe fir Unterkunft und Heizung fir die
im ersten Absatz genannten Unterkunftsarten entstanden sind, sind die Bedarfe nicht
im Zeitraum der Nutzung zu berlcksichtigen sind, sondern auch hier nach dem be-
kannten Monatsprinzip, also im Monat der Falligkeit. MaRgeblich fiir die Ubernahme

13
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der Unterkunftskosten ist somit die Vorlage des Gebihrenbescheides aus dem die
Hohe der Kosten und die Falligkeit hervorgehen. 2°

Bei Fehlen einer Nutzungs- und Gebihrensatzung sind die tblicherweise mit einem
,nhormalen“ Mietverhaltnis verbundenen Aufwendungen anzuerkennen (siehe 1.4).
Bei der Unterbringung von Flichtlingen in Sammelunterkiinften sind die besonderen
Ausfiihrungen des leistungsrechtlichen Handlungsleitfadens zu den zu tibernehmen-
den Kosten zu beachten.

Die Angemessenheit der festgestellten Bedarfe beurteilt sich nach den allgemeinen
Vorgaben der Gliederungspunkte 2 und 3, wobei die Besonderheiten nach Rn. 148 f.
zu beachten sind.

Im Einzelfall kbnnen sowohl die pauschalen Kostensétze fir die Unterbringung als
auch zur Sicherstellung der neuen Unterkunft die anfallenden Mietkosten Gibernom-
men werden (vgl. Rn. 9).

u Gebuhrensatzung vorhanden?

// - N\
NEIN:

Handelt es sich um einen

Flachtling in einer

Sammelunterkunft?

\(beide Voraussetzungen prufen)

JA:

die ausgewiesenen
Kosten sind als Bedarfe
anzuerkennen

x J
; 1
IA: ( NEIN: h

Kosten, die im Rahmen eines
normalen Mietverhéltnisses
des Handlungs- berucksichtigt werden kénnen
leitfadens sind (Betriebs- und Heizkosten - vgl.
zu 1.4), werden in tatsachlicher Hohe
beriicksichtigen anerkannt. Diese gelten bei

ordnungsrechtlicher Unterbringung
\als angemessen )

die
Anweisungen

Leistungsrechtlicher Handlungsleitfaden
zu den Kosten der Unterkunft fur die Unterbringung von Fluchtlingen

siehe Anlage 14: Leitfaden Fluchtlingsunterkiinfte

39 BSG 19.05.2021 - B 14 AS 19/20 R
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1.6.2 Aufenthalt im Frauenhaus

Bei Aufenthalt von Leistungsberechtigten in einem Frauenhaus sind die verlangten
Kostensatze als Bedarf anzuerkennen. Rn. 148 gilt entsprechend.

Darliber hinaus kdnnen im begriindeten Einzelfall Doppelmieten als Unterkunftsbe-
darf anerkannt werden, wenn

e eine Leistungsberechtigte alles ihr Mdgliche getan hat, die Kosten so gering
wie méglich zu halten (z. B. durch unverzigliche Kiindigung des Mietvertra-
ges) und

e eine Kostenlibernahme nicht durch Andere (z. B. der in der Wohnung ver-
bliebene Partner) erfolgen muss oder

e nicht vorrangig andere Mittel zu verwerten sind (wie z. B. Mietkautionen).

Die Ubernahme erfolgt maximal bis zum Ablauf der Kiindigungsfrist, die sich im Re-
gelfall auf drei Monate belauft. Es finden die Kosten nach 1.4 Berlcksichtigung.

1.6.3 Aufenthalt in stationaren Einrichtungen nach 8§ 67 SGB XII

In Einrichtungen nach § 67 SGB XII sind pauschale Kostensatze als Bedarf anzuer-
kennen. Die Hohe der pauschalen Kostensatze kann Anlage 11: Pauschale Kos-
tenséatze fur Einrichtungen nach § 67 SGB XII enthommen werden.

Im Einzelfall kbnnen sowohl die pauschalen Kostenséatze fir die stationare Einrich-
tung nach 8 67 SGB XII als auch zur Sicherstellung der neuen Unterkunft die anfal-
lenden Mietkosten (ibernommen werden (vgl. Rn. 9). Die Regelungen der JC Intern
03/2009 sind zu beachten.

1.6.4 Bedarfe fir Unterkunft wahrend einer Haftunterbringung

Personen, die sich in Haft (auch Ersatzfreiheitsstrafe) befinden, sind gem. 8 7 Abs. 4
SGB Il grundsatzlich vom Leistungsbezug ausgeschlossen. Es besteht daher kein
Anspruch auf Anerkennung von Bedarfen fir Unterkunft nach § 22 SGB II. Eine Aus-
nahme bilden lediglich Falle, in denen eine sogenannte Form des Probewohnens
vorliegt. Die Fachlichen Hinweise zu § 7, Rn. 7.101 ff. (Stand 01.01.2023) sind zu
beachten.

Bei wegen Inhaftierung vom Leistungsbezug ausgeschlossenen Personen ist auch
kein Darlehen nach § 22 Abs. 8 SGB Il zu gewéhren. Unter Umstanden tbernimmt
der SGB XII-Trager die Kosten tber § 67 SGB Xl wenn eine entsprechende Prog-
nose besteht. Ubernahmen sind grundsétzlich bis zu einer Haftdauer von 12 Monaten
moglich.
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Ist eine leistungsberechtigte Person von der Inhaftierung eines Haushaltsmit-
glieds in der Form betroffen, dass sich durch die Inhaftierung (und Ausscheiden des
Inhaftierten aus der BG) die kopfanteiligen Bedarfe fiir Unterkunft erhdéhen gilt bezlig-
lich der Kostensenkung folgendes:

o Sofern die Unterkunftsbedarfe bislang angemessen waren, ist durch die Inhaftie-
rung erneut zu prifen, ob diese nunmehr noch angemessen sind. Im Rahmen
einer Wirtschaftlichkeitsberechnung sind die zu erwartenden Umzugskosten und
die Haftdauer bzw. die zu erwartende Rickkehr des Inhaftierten einzelfallbezo-
gen miteinander abzuwégen. Bei den Umzugskosten ist daher i.d.R. zu beriick-
sichtigen, dass diese doppelt anfallen (einmal Umzug bei Inhaftierung und damit
verringertem Wohnraumbedarf; einmal Umzug bei Entlassung aus Haft und da-
mit vergroRertem Wohnraumbedarf).

Bei einer Haftdauer bis zu sechs Monaten ist ein Umzug i. d. R. nicht wirtschaft-
lich und wegen der Regelfrist nach § 22 Abs. 1 S. 9 SGB Il auch nicht erforderlich.
Soweit ein Umzug zumutbar und wirtschaftlich erscheint, ist ein Kostensenkungs-
verfahren durchzufihren. Die ausschlaggebenden Kriterien und das Ergebnis
der Wirtschaftlichkeitsprifung sind in einem Aktenvermerk zu dokumentieren.

e Sofern die BfU schon bisher nicht angemessen waren und bereits Kostensen-
kungsverfahren fir die Unterkunft durchgefihrt wurde, ist anhand der Haftdauer
zu prifen, ob das Kostensenkungsverfahren zu erneuern ist.

1.6.5 Besondere Wohnform (ehemals stationare Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe)

e Leistungen nach dem SGB Il werden lediglich unter den Voraussetzungen des §
7 Abs. 4 S.3 Nr. 2 SGB Il analog der stationéren Einrichtung erbracht.

¢ In den besonderen Wohnformen wird den Leistungsberechtigten allein oder zu
zweit ein teilweise oder vollstandig maéblierter Wohnraum zur alleinigen Nutzung
und zusatzliche Raumlichkeiten zur gemeinschaftlichen Nutzung zu Wohnzwe-
cken Uberlassen. Es handelt sich nicht um eine Wohnung im Sinne des § 42a
Abs. 2 S. 2 SGB XII.

e Als Bedarf werden die tatsachlichen Aufwendungen fur die Unterkunft und Hei-
zung, soweit sie angemessen sind, anerkannt. Zu beriicksichtigen sind die Auf-
wendungen

- fir die personlichen Wohnraume. Werden sie allein bewohnt, sind die Auf-
wendungen in voller Héhe, bei zwei Personen jeweils hélftig zu berticksich-
tigen.

- fur die vollstandige oder teilweise Moblierung der persdnlichen Wohnraume.

- fur die vorrangig zur gemeinschaftlichen Nutzung bestimmten R&umlichkei-
ten. Diese Aufwendungen sind mit einem Anteil zu bertcksichtigen, der sich
aus der Anzahl der vorgesehenen Nutzer ergibt.
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Die tatsachlichen Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung gelten als ange-
messen, wenn sie die Hohe der durchschnittlichen angemessenen Warmmiete
eines Einpersonenhaushaltes nicht Uberschreiten (untere Angemessenheits-
grenze 100 %).

Anlage 16: Angemessene Unterkunftskosten in der besonderen Wohnform
nach § 42 Abs. 5und 6 SGB XIl seit 01. Januar 2020

Ubersteigen die vertraglich geschuldeten tatsachlichen Aufwendungen fiir Unterkunft
und Heizung die untere Angemessenheitsgrenze, kénnen unter bestimmten Voraus-
setzungen um bis zu 25 % hdhere tatséchliche Aufwendungen fir Unterkunft und
Heizung anerkannt werden.

Voraussetzung hierflr ist, dass

- die tatsachlichen Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung die untere An-
gemessenheitsgrenze (100 %) Ubersteigen und

- die zusatzlichen Kosten gesondert (nhach Tatbestand und Zuschlagshdhe) im
Miet- oder WBVG-Vertrag ausgewiesen sind.

Zusatzlich kénnen nur Kosten sein, die nicht bereits nach dem zugrundeliegenden
Vertrag zur Uberlassung des Wohnraums mit der Grundmiete abgegolten sind.

Hierunter fallen nach § 42a Abs. 5 S. 4 Nr. 1 bis 4 SGB XIlI:

1. Méoblierungszuschlage,
2. Wohn- und Wohnnebenkosten,

3. Haushaltsstrom, Instandhaltungskosten, Ausstattung mit Haushaltsgrol3ge-
raten und

4. Geblhren fur Telefon, Internet und Fernsehen.

Fur die Beriicksichtigung der Zuschlage nach § 42a Abs. 5 S. 4 Nr. 2 bis 4 SGB XII
ist zudem die gleichmafige Aufteilung (Gesamtkosten und Aufteilung pro Person) im
Uberlassungsvertrag tiberpriifbar darzulegen. Hierbei ist auf die maximale Kapazitat
der Wohnstétte abzustellen.

Sofern die Voraussetzungen des § 42a Abs. 5 SGB XII erfullt sind, im Einzelfall aber
die Gesamtsumme aus Aufwendungen fir Unterkunft und Heizung sowie zusatzli-
chen Kosten die oberer Angemessenheitsgrenze (125 %) Uberschreitet, kann sich
ein Anspruch auf die Ubersteigenden Aufwendungen nur noch aus dem Recht der
Eingliederungshilfe ergeben.

In diesen Féllen ist eine Kopie des vollstandigen Miet- oder Wohn- und Betreuungs-

vertrags mit Berechnung der anzuerkennenden Unterkunftskosten an das Team

Zentrale Fachbereichsangelegenheiten 52.01 der Region Hannover weiterzuleiten.
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1.6.6 Pension-/ Hotelkosten

Aufwendungen fur Pensions- oder Hotelzimmer sind zu bernehmen, sobald sie als
Unterkunftskosten anfallen und angemessen sind.

Sofern die Aufwendungen fur die Unterbringung in einem Hotel oder einer Pension
nicht angemessen sind, kénnen sie im Einzelfall voriibergehend als Unterkunftskos-
ten anerkannt werden. Voraussetzung hierfir ist, dass eine andere Unterbringung
kurzfristig nicht moglich ist, dies kann bspw. der Fall sein bei Wohnungsverlust durch
Feuer, die Unterkunft durch Wasserschaden unbewohnbar geworden ist oder nach
einer Haftentlassung (die Aufzahlung ist nur beispielhaft und nicht abschlieRend, der
Einzelfall ist hier zu bewerten). Nach Feststellung der Erforderlichkeit ist in diesen
Fallen die Anerkennung der tatséchlichen Kosten fir die Unterbringung in Pensionen
und Hotels mit einem einfachen Standard auch bei Uberschreiten der Mietobergrenze
mdoglich. Es ist bei Erteilung der Zustimmung schriftlich darauf hinzuweisen, dass es
sich nicht um eine dauerhafte Ubernahme der tatséchlichen Unterkunftskosten han-
delt, sondern diese nur befristet fir einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten erfolgt.

Zieht ein Leistungsberechtigter ohne die erforderliche Zustimmung in ein Hotel- oder
Pensionszimmer mit unangemessenen Unterkunftskosten, obwohl hierfir keine Er-
forderlichkeit besteht, erfolgt die Festsetzung auf die abstrakt angemessenen Unter-
kunftskosten oder auf die bisher anerkannten tatsachlichen Unterkunftskosten, wel-
che auf Grund der Karenzzeit beriicksichtigt wurden (8 22 Abs. 4 S. 4 SGB Il). Es ist
zu beachten, dass fur unangemessen Unterkunftskosten auf Grund eines nicht erfor-
derlichen Umzuges ohne Zustimmung die Karenzzeit nicht gilt.

Ab dem 01.12.2022 ist eine ordnungsrechtliche Unterbringungsverfiigung nicht mehr
notwendig.

18
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1.7 Aufteilung der Aufwendungen bei Haushaltsgemeinschaften (Kopfteilprinzip)

1.7.1 Grundsatz

Bei Nutzung einer Unterkunft durch mehrere Personen ist fir die individuelle Zuord-
nung eine Aufteilung der Unterkunftskosten nach Kopfzahl insbesondere dann vor-
zunehmen, wenn auch nicht leistungsberechtigte Personen die Unterkunft tatsach-
lich nutzen.40

Das sogenannte Kopfteilprinzip ist ebenfalls anzuwenden, wenn Leistungsberech-
tigte in einer Bedarfsgemeinschaft oder in einer Haushaltsgemeinschaft mit anderen
Leistungsberechtigten zusammenleben. Die Aufteilung nach Kopfzahl erfolgt aus
Praktikabilitatsgrinden und ist unabhangig vom Alter, vom konkreten Wohnflachen-
bedarf oder der Nutzungsintensitét.+*

Die Ausnahmen des Gliederungspunktes 1.7.2 sind abschlie3end und zu beachten.

1.7.2 Ausnahmen vom Kopfteilprinzip

Eine Abweichung vom grundsétzlichen Vorgehen, die Gesamtaufwendungen kopf-
teilig auf die Anzahl der Haushaltsmitglieder aufzuteilen, ist nur in folgenden Fall-
konstellationen geboten:

a) abweichenden Vereinbarungen zwischen den Haushaltsmitgliedern (z. B.
bei Untermietverhaltnissen),

b) spezifischen Unterkunftsbedarfen einzelner Haushaltsmitglieder,

¢) Kindertages- und Vollzeitpflege,

d) Unerlaubter Ortsabwesenheit einzelner BG-Mitglieder,

e) fir Betriebs- und Heizkostenabrechnungen bei in der Bedarfsgemeinschaft
wegen des vorrangigen (Kinder)Wohngeldbezuges ausgeschlossenen Kin-
dern (siehe auch Rn. 2). In diesen Féllen wird auch der fiktive Nachzahlungs-
anteil der Kinder ilbernommen. Wohngeldrechtlich wird die Leistung als ein-
malige Leistung nicht berucksichtigt,

f) wenn eine nicht erreichbare Person n. § 7b Abs. 4 SGB Il mit anderen Per-
sonen in einer Bedarfsgemeinschaft lebt, ist der auf diese Person entfallende
Anteil der Bedarfe fur Unterkunft und Heizung auf die tbrigen Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft zu verteilen.

40 BSG 19.03.2008 — B 11b AS 31/06 R
41 BSG 27.02.2008 — B 14/1b AS 55/06 R; BSG 15.04.2008 — B 14/7b AS 58/06 R
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a) abweichende Vereinbarungen

Vom Kopfteilprinzip ist abzuweichen, wenn wirksame Untermietverhéaltnisse oder an-
dere rechtlich verbindliche Regelungen bestehen. Diese sind nachzuweisen und
dann mafgeblich.#?

b) spezifischer Unterkunftsbedarf

Nicht nach Kopfzahl aufzuteilen ist auch, wenn tatsachliche Aufwendungen nach den
Umstéanden des Einzelfalles eindeutig dem z. B. wegen Behinderung oder Pflegebe-
darftigkeit (Weiteres siehe 2.2.2) spezifischen Unterkunftsbedarf eines bestimmten

Bewohners zugeordnet werden kénnen.

c) Kindertages und -vollzeitpflege

Kinder in Tagespflege gehoren nicht zur Bedarfsgemeinschaft der Pflegeeltern
(siehe Fachliche Hinweise zu 8 7 SGB II, Rn. 7.29). Sie werden bei dem BfU-Bedarf
der Tageseltern nicht berticksichtigt, da die Tagespflegekinder in der Regel ein eige-
nes Zuhause haben. Hinsichtlich eventuell notwendiger Betriebsausgaben wird auf
die JC Intern 03/2012, insbesondere Punkt 3.2.2.1, verwiesen.

Kinder in Vollzeitpflege gehoren zur Haushaltsgemeinschaft, nicht jedoch zur Be-
darfsgemeinschaft der Pflegeeltern (siehe Fachliche Hinweise zu § 7 SGB II, Rn.
7.29). Der auf das Pflegekind entfallende Anteil an den Gesamtaufwendungen ist aus
den BfU der Pflegeeltern herauszurechnen.

Zur Kostendeckung fir das Pflegekind wird Aufwendungsersatz seitens des
SGB VIII-Tragers geleistet, aus dem grundséatzlich auch der BfU-Anteil zu tragen ist.

Die BfU der anspruchsberechtigten Pflegeeltern errechnen sich wie folgt:

e Erster Schritt: Der Aufwendungsersatz ist zu ermitteln. In den einzelnen Kommu-
nen in der Region Hannover ist der Aufwendungsersatz nicht einheitlich und ist
bei den zustéandigen Kommunen zu erfragen.

o Zweiter Schritt: Der jeweils gultige Regelbedarf des Kindes ist vom Aufwen-
dungsersatz zu subtrahieren.

o Dritter Schritt: Das Ergebnis ist mit den kopfanteiligen BfU zu vergleichen:

o Ist der um den Regelbedarf gekirzte Aufwendungsersatz ausreichend, um
die kopfanteiligen BfU des Pflegekindes zu decken, werden die kopfanteili-
gen BfU des Pflegekindes bei der Bedarfsgemeinschaft der Pflegeeltern her-
aus gerechnet.

o Ist der um den jeweils giltigen Regelbedarf gekirzte Aufwendungsersatz
nicht ausreichend, um die kopfanteiligen BfU des Pflegekindes zu decken,

42 BSG 29.11.2012 - B 14 AS 161/11 R
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wird lediglich das Ergebnis Aufwendungsersatz abziglich Regelbedarf des
Kindes von den BfU der Bedarfsgemeinschaft der Pflegeeltern abgesetzt.

Gekirzter Aufwendungsersatz ausreichend Beispiel 2

Die Pflegeeltern leben zusammen mit einem Pflegekind und erhalten fiir ein fiinfjahriges Pfle-
gekind Aufwendungsersatz in Hohe von 550 €. Die BfU einschlieBlich Heizung betragen 450
€. Wie hoch ist der Unterkunftsbedarf der Eltern?

LOosung:

Vom Aufwendungsersatz in Hohe von 550 € ist der Regelbedarf des Kindes (240 €, Stand:
1.1.2018) in Abzug zu bringen. Es verbleibt ein Betrag von 310 €. Mit diesem Anteil kann der
BfU-Anteil des Kindes (150 €) vollstédndig getragen werden. Bei den Eltern sind BfU in Hhe
von 300 € anzusetzen.

Gekurzter Aufwendungsersatz nicht ausreichend Beispiel 3

E lebt zusammen mit einem 14-jahrigen Pflegekind in einem Haushalt und erhélt Aufwen-
dungsersatz von 547 €. Die BfU betragen einschlief3lich Heizung 550 €. Wie hoch ist der Un-
terkunftsbedarf von E?

Losung:

Vom Aufwendungsersatz in Héhe von 547 € ist der Regelbedarf des Kindes (316 €, Stand
1.1.2018) in Abzug zu bringen. Es verbleibt ein Betrag von 231 €. Davon kann der BfU-Anteil
von 275 € nicht vollstandig gedeckt werden.

Daher kénnen von den BfU lediglich 231 € abgesetzt werden, so dass fir E ein Bedarf von
319 € anzuerkennen ist (550 € - 231 €).

d) Unerlaubte Ortsabwesenheit

76 Von der Anwendung des Kopfteilprinzips wird bei einer im Vorhinein auf bis zu sechs  Unerlaubte Orts-
Monate beschrankten unerlaubten Ortsabwesenheit abgesehen. abwesenheit

In solchen Konstellationen geht es nicht darum, die verbliebenen Mitglieder der BG,
die trotz der Abwesenheit eines Mitglieds nicht aufgelost wird, in die Lage zu verset-
zen, etwaigen Unterhalts- oder Unterstiitzungspflichten gegeniiber dem Ortsabwe-
senden nachzukommen, sondern es ihnen zu ermdglichen, den eigenen Wohnbedarf
(zumindest fiir eine Ubergangszeit) voll zu decken.*3

Fur die Erfassung dieser Fallgestaltungen ist im ALLEGRO-WIKI eine Arbeitshilfe
eingestellt.

43 BSGv. 19.10.2010 - B 14 AS 50/10 R
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1.8. Schonheitsreparaturen und Renovierungsarbeiten

77 Aufwendungen fir Schénheitsreparaturen und Renovierungsarbeiten sind keine  Bedarf fiir Unter-
Bestandteile des Regelbedarfs und kdnnen unter Beachtung der nachfolgenden kunft
Hinweise als Bedarf fur die Unterkunft nach § 22 Abs. 1 SGB Il anerkannt wer-
den.*

78 Bedarfe fiir Schénheitsreparaturen (1.8.1) kénnen entstehen in Form: Formen

a) einmaliger Aufwendungen wahrend der Mietzeit bei Vornahme durch den
Mieter

b) einmaliger Aufwendungen bei Auszug bei Vornahme durch den Mieter

¢) monatlicher Zuschlage zur Miete, die vom Vermieter zur Vornahme der Maf3-
nahmen erhoben werden.

AulBRerdem kdnnen unter den Voraussetzungen zu 1.8.2 Kosten fiur durchzufiih-
rende Einzugsrenovierungen tlbernommen werden.

79 Die Bedarfe sind in tatsachlicher Hohe anzuerkennen, soweit sie angemessen unabhangige An-
sind. Die Angemessenheit der Einzugsrenovierungskosten beurteilt sich grund- gemessenheits-
satzlich unabhangig von der Angemessenheit der Unterkunft selbst. prafung

80 Durch die Ubernahme der Aufwendungen fiir Reparaturen und Renovierungsar- Keine Wertsteige-
beiten darf keine Wertsteigerung von Eigentum eines Dritten erfolgen. Bei der An-  rung
erkennung steht die Sicherung eines menschenwirdigen Wohnens im Vorder-
grund.

1.8.1 Schonheitsreparaturen
81 Schdnheitsreparaturen sind MaRnahmen zur Beseitigung von Mangeln, die Definition
durch vertragsgemafen Gebrauch entstanden sind. Sie umfassen:
e das Tapezieren, Anstreichen oder Kalken der Wande und Decken,

e das Streichen der Fu3béden (heute: Grundreinigung von Teppichbo-
den“5), Heizkorper einschlieB3lich Heizrohre,

e das Streichen der Innentliren sowie der Fenster und Auf3entliren von in-
nen.46

44 fur Schonheitsreparaturen: vgl. BSG 19.10.2010 — B 14 AS 2/10 R99; fiir Einzugsrenovierung: vgl. BSG
16.12.2008 — B 4 AS 49/07 R

45 vgl. BGH 08.10. 2008 — XIIl ZR 15/07

46 Definition nach § 28 Abs. 4 1. BV; dazu auch: BSG 19.03.2008 B 11b AS 31/06 R mit Verweisen auf die zivil-
rechtliche Rechtsprechung
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Schonheitsreparaturen sind abzugrenzen von:

¢ InstandhaltungsmalRnahmen, die auf die Beseitigung der durch Abnutzung,
Alter und Witterungseinwirkungen entstehenden baulichen und sonstigen
Mangel gerichtet und grundséatzlich vom Vermieter zu tragen sind.*’

z.B. defekten Tirklinken und Schlésser, feuchte Decken und Wande, un-
dichte oder klemmende Fenster und Tiren, verstopfte Abflisse, etc.

e Reparaturen, als MaBnahmen die auf die Beseitigung von Mangeln auf Grund
anderer Ursachen gerichtet sind oder anderen Zwecken dienen. Etwa die Be-
schédigung der Mietsache, durch den Mieter, die einen Verschleil? tber die
normale Abnutzung hinaus darstellen.

z.B. gesprungene Scheiben und Fliesen, stéarker verkratzte Tiren, zerrisse-
ner Teppich, stark verkratzte Badewanne, etc.

Grundsatzlich ist der Vermieter zur Durchfiihrung von Schénheitsreparaturen ver-
pflichtet (vgl. 8 535 Abs. 1 S 2 BGB). Die kalkulatorischen Kosten sind dann re-
gelméaRig Bestandteil der Grundmiete.

Ublicherweise wird im Rahmen des Mietvertrages die Pflicht zur Durchfiihrung
von Schonheitsreparaturen vom Vermieter auf den Mieter abgewalzt. Es entste-
hen dann einmalige Bedarfe wahrend der Mietzeit (a) und bei Auszug (b)

Von einigen Vermietern werden alternativ monatliche Zuschléage fir Schonheits-
reparaturen erhoben, die einen laufenden Bedarf begriinden (c).

Die Wirksamkeit der Vereinbarung, die den Mieter zur Durchfihrung von Schon-
heitsreparaturen verpflichtet, soll nur in Widerspruchs- und Klageverfahren oder
bei augenscheinlicher Rechtswidrigkeit der Klausel ndher gepruft werden.

Als Orientierungshilfe kann das Informationsblatt zur Zulassigkeit von Schénheits-
reparaturklauseln im Mietvertrag herangezogen werden (siehe Anlage 15: Infor-
mationsblatt Schdnheitsreparaturen).

Ist die im Mietvertrag getroffene Abrede zur Durchfiihrung von Schénheitsrepara-
turen unwirksam, greift die gesetzliche Regelung des § 535 Abs. 1 S 2 BGB, so-
dass der Vermieter zur Durchfiihrung der Arbeiten (auf eigene Kosten) verpflichtet
ist. Ein Bedarf fUr den Leistungsberechtigten entsteht dann nicht.

Zur Rechtsberatung und Durchsetzung ihrer Rechte aus dem Mietvertrag kann
die leistungsberechtigte Person an einen Mieterinteressensverein verwiesen wer-
den (siehe 1.9)

47 BGH 06.04.2005 — XII ZR 158/01; BGH 14.02.2007 — VIII ZR 123/06
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a) Einmalige Bedarfe wéhrend der Mietzeit

Bedarfe zur Durchflihrung einmaliger Schdnheitsreparaturen werden in tatséachli-
cher Héhe anerkannt, wenn

a) ein Renovierungsbedarf besteht (Rn. 88) und

b) sie der Hohe nach angemessen sind (Rn. 91 ff.).

Auch bei leistungsberechtigten Eigentum-Besitzern ist ein Renovierungsbedarf in
angemessener Hohe anzuerkennen, wenn die tatséchlichen Verhéltnisse eine
Schénheitsreparatur erfordern.

Ob ein Renovierungsbedarf besteht kann durch Vortrag des Leistungsberech-
tigten glaubhaft gemacht werden (z.B. lange Wohndauer, Erreichen von Renovie-
rungsfristen). Im Zweifelsfall sind die tatséchlichen Verhéltnisse durch Inaugen-
scheinnahme zu prifen.

Schonheitsreparaturen sind regelmafiig selbst vorzunehmen. Anerkannt werden
die Kosten fir das Material, Arbeitsmittel sowie ggf. fir helfende Dritte (Familie,
Bekannte) soweit Aufwendungen hierfur erforderlich und angemessen sind.)

In Fallen, in denen die Schénheitsreparaturen durch eine Firma durchgefihrt wer-
den mussen, sind von der leistungsberechtigten Person drei Kostenvoranschlage
einzuholen. Die Kosten fur das giinstigste Angebot sollen anerkannt werden.

Der Richtwert fir die angemessenen Reparaturkosten soll fur Falle der Selbstvor-
nahme mit Hilfe des ,Reparaturrechners” bestimmt werden. Wird der angegebene
Richtwert nicht Uberschritten, braucht ein Nachweis zur Héhe der tatsachlichen
Kosten nicht gefordert werden.

Ubersteigen die vom Leistungsberechtigten verlangten Kosten den ausgegebe-
nen Richtwert, kann bei Besonderheiten, die mit der Ausfiihrung der Schonheits-
reparaturen zusammenhangen, ein hoherer Bedarf anerkannt werden (bspw. sind
besondere Vorarbeiten zu leisten, oder ein begriindbarer hoherer Materialauf-
wand ist erforderlich).

Die Grinde sind in einem kurzen Vermerk aktenkundig zu machen. Die Kosten
sind durch zumutbare Eigenleistungen zu minimieren.*8

Die Bedarfspositionen zur Richtwertbestimmung sind Anlage 10: Bedarfspositi-
onen fir Renovierung / Schénheitsreparatur zu entnehmen.

48 vgl. BSG 06.10.2011 — B 14 AS 66/11; BSG 06.05.2010 — B 14 AS 7/09 R
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Verpflichtende Textvorlagen bei einmaligen Reparaturen

Fur das Verfahren sind einige BK-Textvorlagen unter Lokale Vorlagen/ Alg 1l/ SGB 11/ § 22

SGB Il BfU/ Renovierungskosten hinterlegt und zwingend zu verwenden:

o Antragsvordruck: Dieser ist von der/dem Leistungsberechtigten auszufullen.
o Reparaturrechner: Dieser ist fur die Berechnung der angemessenen Kosten fiir

Renovierung zu verwenden

e Bescheiderteilung: Fir die Bewilligung und Ablehnung sind ebenfalls Vorlagen vor-

handen

Erfassung in ALLEGRO

Der einmalige Bedarf fiir Schonheitsreparaturen ist in der Maske Kosten der Unterkunft —
Nebenkosten einmalig — zu erfassen. Im Feld Bemerkung ist ein Hinweis auf den Bedarf
einzutragen.

b) Schdnheitsreparaturen bei Auszug

Aufwendungen flr Auszugsrenovierungen sind den (weiteren) Bedarfen fir Un-
terkunft i.S.d. 8 22 Abs. 1 S 1 SGB Il zuzuordnen, soweit sie an die Stelle der
regelméaRig anfallenden Schoénheitsreparaturen treten, die vom Mieter wahrend
der Mietzeit durchzufiihren sind. (1.8.1 a).°

Daraus folgt, dass Bedarfe flr Schonheitsreparaturen bei Auszug in tatsachlicher
Hohe anzuerkennen sind, wenn die begehrten Kosten der H6he nach angemes-
sen sind.

Der Richtwert fur die angemessenen Kosten soll mit Hilfe des ,Reparaturrechners®
bestimmt werden. Wird der angegebene Richtwert nicht Uberschritten, braucht ein
Nachweis zur Hohe der tatsachlichen Kosten nicht gefordert werden.

Die weiteren Hinweise zur Ubernahme von einmaligen Schénheitsreparaturen
wahrend des Mietverhaltnisses, insbesondere die Hinweise zur Selbst- und
Fremdvornahme (Rn. 89 + 90) sowie zur Anerkennung eines hdheren Bedarfs
(Rn. 92) sind entsprechend anzuwenden.

4% vgl. BSG 06.10.2011 — B 14 AS 66/11 R; LSG HH 20.04.2010 — L 5 AS 55/07
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c) Monatliche Bedarfe bei Erhebung von Zuschlagen fur Schonheits-
reparaturen

Zuschlage fur Schonheitsreparaturen, die in der vom Leistungsberechtigten zu Voraussetzun-
zahlenden Miete oder Betriebskosten enthalten oder als gesondert ausgewiesene gen
Kostenpositionen der Miete zugeschlagen sind und vom Vermieter durchgefiihrt

werden, sind als Bedarfe fur Unterkunft anzuerkennen.

Der entsprechende Bedarf ist, unabhangig von der Beurteilung der Angemessen-
heit der bruttokalten Mietkosten, gesondert bis zum festgelegten Hochstbetrag
Ubernahmefahig. Dieser ergibt sich aus Anlage 9: Zuschlage fiir Schénheitsrepa-
raturen.

Zuschlage fur Schonheitsreparaturen sind im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsbe- Wirtschaftlich-
trachtung einer KostensenkungsmafRnahme nicht einzustellen und auf3er Acht zu keitsbetrach-
lassen. tung

Ubernahme eines Zuschlags fiir Schonheitsreparaturen Beispiel 4

K bewohnt in Hannover ein 52 m? groRe Wohnung fiir 499 € bruttokalt zzgl. 40 € Zu-
schlag fuir Schénheitsreparaturen. In welcher Hohe sind Bedarfe fuir Unterkunft anzuer-
kennen?

Losung:

Die bruttokalten Mietkosten sind angemessen und in tatsachlicher H6he zu bernehmen.
Der Zuschlag fiir Schonheitsreparaturen ist bis zum Héchstbetrag von 59,80 € anzuer-
kennen (Stand: 1.1.2026).

1,15 €/m? x 52 m? (tatsachliche Wohnflache) = 59,80 €

Da der von K zu zahlende Zuschlag fur Schénheitsreparaturen unterhalb des Hochstbe-
trages liegt, ist dieser in tatsachlicher Héhe — Giber den Angemessenheitswert hinaus — zu
Ubernehmen. Die Bedarfe fiir Unterkunft des K betragen daher 539 € (499 € bruttokalte
Mietkosten + 40 € Zuschlag fir Schonheitsreparaturen)

Erfassung in ALLEGRO ALLEGRO

der SR-Zuschlag ist in der Maske Kosten der Unterkunft - Grundmiete - zu erfassen. Im
Bemerkungsfeld ist dann die Hohe des SR-Zuschlages zu vermerken.
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1.8.2 Einzugsrenovierungen

Bei den Aufwendungen flr Einzugsrenovierungen handelt sich weder um Woh-
nungsbeschaffungs- oder Umzugskosten i.S.d. 8 22 Abs. 3 S 1 SGB Il noch um
eine Bedarfsposition des Regelsatzes.°

Kosten flr Einzugsrenovierungen umfassen Aufwendungen, die zur Herstellung der
Bewohnbarkeit einer Wohnung im unteren Marktsegment erforderlich sind.

Zu den erforderlichen Aufwendungen zahlen die Ublichen Arbeiten, die im Rahmen
der Durchfiihrung von Schonheitsreparaturen vorgenommen werden (siehe Rn. 81)
sowie Kosten, die mit der Ausstattung der Wohnung mit einem einfachen Ful3bo-
denoberbelag verbunden sind.

Kosten fiir Einzugsrenovierungen sollen in tatsachlicher Héhe Ubernommen wer-
den, wenn:

a) die Mallnahme/Renovierung erforderlich ist, um die Bewohnbarkeit der Woh-
nung herzustellen,

Dazu zahlen insbesondere die Ausstattung der Wohnung mit einem einfachen
Wand- und FuRbodenbelag.

b) Es der leistungsberechtigten Person nicht méglich war, eine bereits renovierte
Wohnung anzumieten (Nachweis siehe Rn. 313) und

Grundsatzlich ist davon auszugehen, dass es im Gebiet der Region Hannover
Ublich ist, dass auch Wohnungen im unteren Wohnungsmarktsegment im re-
novierten Zustand Ubergeben werden. Der leistungsberechtigten Person ob-
liegt es entsprechend Rn. 313 (keine Wohnung gefunden) nachzuweisen, dass
eine renovierte Wohnung fur ihren Einzelfall nicht beziehbar war.

c) die Renovierungskosten der Hohe nach zur Herstellung des Standards einer
Wohnung im unteren Preissegment angemessen waren.

Zur Ermittlung von Richtwerten fur die Angemessenheit kann auf die Anlage 9:
Zuschlage fur Schonheitsreparaturen zurtickgegriffen werden.

Die weiteren Hinweise zur Ubernahme von einmaligen Schénheitsreparaturen wéh-
rend des Mietverhaltnisses, insbesondere die Hinweise zur Selbst- und Fremdvor-
nahme (Rn. 89 f.) sowie zur Anerkennung eines hdheren Bedarfs (Rn. 92) sind
entsprechend anzuwenden.

50 vgl. BSG 16.12.2008 — B 4 AS 49/070 R
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1.9 Mitgliedsbeitrage fur Mieterinteressenvereinigung

Bei mietrechtlichen Streitigkeiten zwischen leistungsberechtigten Mietern und ihren
Vermietern kann in begriindeten Féllen (z.B. bei fehlerhaften Nebenkostenabrech-
nungen, unwirksamen Schénheitsreparatur-Klauseln, ungerechtfertigte Kiindigung)
der Beitrag fir die Mitgliedschaft in Mieterinteressenvereinigungen bernommen
werden (z. B. beim Deutschen Mieterbund, Deutschem Mieterverein, Interessen-
verband Mieterschutz e.V.).

Da mietvertraglich vereinbarte Aufwendungen, die auf zivilrechtlich unwirksamer
Grundlage beruhen und deren Unwirksamkeit bekannt ist oder sein misste, nicht
dauerhaft aus offentlichen Mitteln bestritten werden sollten, kann zudem, insbeson-
dere in folgenden Fallkonstellationen, die Inanspruchnahme einer mietrechtlichen
Beratung durch Mietervereine empfohlen werden.

e Fehler bei Abschluss eines Mietvertrages,

e nicht behobene Wohnungsmangel, Feuchtigkeitsméngel

e Abwalzung von Maklergebiihren auf den Mieter,

e Uberpriifung der fehlerhaften Neben- und Heizkostenabrechnung,

e Fehlerhafte oder unzuldssige Kindigung des Mietverhéltnisses,

e Schonheitsreparaturen, die nicht rechtmafdig auf den Mieter Ubertragen
wurden,

e Larmbelastigung (z.B. durch andere Mieter),

e Sachverhalte, die eine Mietminderung rechtfertigen wirden,
e unzulassige Mieterhéhung,

¢ Instandhaltung oder Modernisierung der Wohnung,

¢ Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen oder

e Untervermietung

Der Beitrag kann bis zu einem Hoéchstsatz von derzeit 98,00 € (DMB; Stand
01.01.2026) Jahresgebuhr zzgl. Aufnahmegebihr Gbernommen werden. Der Bei-
trag soll generell fir 24 aufeinanderfolgende Monate Gbernommen werden. Mithin
gilt eine Hochstgrenze von 226,00 €.

Bei Nutzung einer selbst genutzten Eigentumswohnung kann ebenfalls der Beitrag
Ubernommen werden. Dieser betragt 2027: 82,00 € zzgl. 30,00 € einmalige Aufnah-
megeblihr. Insbesondere in Féllen von Beschlissen der Eigentimerversammlung
(z.B. Modernisierung) oder Fragen zur Hausgeldabrechnung kann eine Beratung
notwendig werden.
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105 Dem Leistungsberechtigtem steht es frei, welche Mieterinteressenvereinigung die-
ser wahlt. Ein Verweis auf einen bestimmten Anbieter ist nicht zulassig.

106 Dem Leistungsberechtigten ist ein Verpflichtungsschein/eine Kosteniibernahmeer-
klarung fur die gewahlte Mieterinteressenvereinigung auszustellen. In der Folge
rechnet die Mieterinteressenvereinigung mit dem Jobcenter ab.

107 Fur unangemessen teure Wohnungen kénnen Mitgliedsbeitrage fur die Mieterinte-
ressenvereinigung nur tbernommen werden, wenn die zu erwartende Einsparung
zur Angemessenheit fuihrt, da die Wohnung ansonsten nicht erhaltenswert ist. Ob
eine Wohnung unangemessen teuer ist, kann Anlage 1: Prifungsschema — An-
erkennung der Aufwendungen fur Unterkunft entnommen werden.

Verpflichtungsschein/ Kostenubernahmeerklarung

zur Mitgliedschaft in einer Mieterinteressensvereinigung

siehe BK- Vorlage unter Lokale Vorlagen/ Alg II/ SGB II/ § 22 SGB Il BfU/ Umzug/ Verpflich-
tungsschein Mietervereinigungen Hannover

Erfassung und Auszahlung in ALLEGRO

o Kosten fur Mitgliedschaft bei einer Mietervereinigung als Einmalbedarf sind in der
Maske Einmalbedarf — Sonstige Wohnungsbeschaffungskosten — zu erfassen. Im Be-
merkungsfeld ist dann ,Mietervereinigung“ als Kostenart zu vermerken.

e Die Auszahlung erfolgt mittels einer Absetzung direkt an die entsprechende Mieterver-
einigung

1.9.1 Auskunftspflicht des Vermieters

108 Sofern Leistungsberechtigte ihren Mitwirkungspflichten nicht nachkommen, kann
das Jobcenter aufgrund der seit 01.07.2026 in 8 60 Abs. 6 und 7 SGB Il geregelten
Auskunfts- und Nachweispflicht des Vermieters Auskiinfte und Nachweise von die-
sem verlangen. Vermieter sind demnach verpflichtet, dem Jobcenter Auskinfte ins-
besondere tUber

e die Hohe etwaiger Entgelte,

o Dauer des Vertragsverhaltnisses,
e Anzahl der Nutzenden sowie

e Abrechnungsmodalitaten

zu erteilen.

109 Sollte auch der Vermieter nicht, nicht fristgerecht bzw. nicht vollstandig antworten,
ist der Fall zur Prifung einer Ordnungswidrigkeit an das Team OWiG abzugeben.
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2. Angemessene Aufwendungen fur Unterkunft
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2.1 Grundsatz

Die Bedarfe fur Unterkunft werden in H6he der tatsachlichen Aufwendungen an-
erkannt, soweit diese angemessen sind (§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II). Das Kriterium
der Angemessenheit ist als unbestimmter Rechtsbegriff der zentrale Priifungs-
malstab fur die Ubernahmefahigen Kosten.

2.1.2 Karenzzeit

Seit dem 01. Januar 2023 gilt fur die Anerkennung der Unterkunftskosten fir Leis-
tungsberechtigte, die sich erstmalig im Leistungsbezug nach dem SGB Il befin-
den, eine sogenannte Karenzzeit von einem Jahr. Das Ziel der Karenzzeit ist, die
bei Leistungsbeginn bewohnte Unterkunft zu schiitzen.

Die einjahrige Karenzzeit gilt nur fur Aufwendungen fur die Unterkunft, nicht fur
die Heizkosten (8§ 22 Abs. 1 S. 2 SGB II).

Innerhalb der Karenzzeit werden die Bedarfe flir Unterkunft in Hohe der tatsach-
lichen Aufwendungen anerkannt.

Ab dem 01.07.2026 gilt jedoch auch wéhrend der Karenzzeit eine absolute Ober-
grenze, nach der Aufwendungen fiir die Unterkunft nicht als Bedarf anerkannt
werden, soweit diese mehr als eineinhalbmal so hoch sind wie die abstrakt ange-
messenen Aufwendungen.

Fur diese Obergrenze ist kein Kostensenkungsverfahren erforderlich. Diese Ober-
grenze betragt den 1,5-fachen abstrakten Angemessenheitswert und ist bei allen
Neuantragen und neuen Bewilligungszeitrdumen bei Bestandsfallen ohne Kos-
tensenkungsverfahren festzusetzen. Zu dieser Obergrenze sind keine weiteren
Zuschlage (Klimabonus, Toleranzwert) hinzuzurechnen.

Beispiel:

Die tatsachliche Bruttokaltmiete betragt 900 Euro. Die angemessene Bruttokalt-
miete liegt bei 500 EUR.

In diesem Fall durften in der Karenzzeit max. 750 EUR (1,5 x 500 EUR = 750
EUR) als Bedarf fur die Unterkunft anerkannt werden.
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Mangels Ubergangsfristen ist auch bei Bestandsfallen eine sofortige Umsetzung
zum 01.07.26 vorzunehmen. Fir die Praxis bedeutet dies, dass bei Bearbeitung
des Leistungsfalls zwingend eine Prifung und ggf. sofortige Festsetzung auf den
1,5-fachen Angemessenheitswert zu erfolgen hat.

Bereits erfolgte Bescheidungen fir Zeitraume ab 01.07.2026 sind nach § 48 Abs.
1 SGB X fir die Zukunft aufzuheben.5!

Innerhalb der Karenzzeit kbnnen im Einzelfall gem. § 22 Abs. 1 S. 7 SGB Il Aus-
nahmen von der Deckelung auf die 1,5-fache Obergrenze vorliegen. Demnach
kann die Ubernahme der tatsachlichen Unterkunftskosten unter folgenden Vo-
raussetzungen gerechtfertigt sein:

+ Die Unterkunftskosten sind unabweisbar (z.B., wenn alternativer
Wohnraum nachweislich nicht zur Verfiigung steht oder eine Unter-
bringung in einer Gemeinschaft- oder vergleichbaren Unterkunft (s.
Rn. 144) besteht. Die Punkte 4.4.1 und 4.4.2 finden hier entsprechend
Anwendung.

+ Bedarfsgemeinschaften mit minderjahrigen Kindern vor. Die Wohnsi-
tuation ist individuell zu betrachten, so dass dieser Umstand nicht an
dem Minimum einer festen Kinderzahl festgemacht werden kann.

Die Unterkunftskosten waren insbesondere dann unabweisbar, wenn sie nicht
aufschiebbar, das menschenwirdige Dasein der leistungsberechtigten Person
ohne vollstandige Deckung Schaden nehmen wirde und die Kosten nicht auf an-
dere Weise gedeckt werden konnten.

Es handelt sich um eine Ermessensentscheidung, die entsprechend zu dokumen-
tieren ist.

Wird die Obergrenze des 1,5-fachen Angemessenheitswertes tberschritten und
liegt kein Hartefall i.S. des Satzes 7 vor, erfolgt in der Regel eine Deckelung der
Bedarfe fur Unterkunft auf den 1,5-fachen Angemessenheitswert.

Die Leistungsberechtigten sind schriftlich dariber in Kenntnis zu setzen, dass
wahrend der Karenzzeit die tatséchlichen Bedarfe fir Unterkunft bis zum 1,5fa-
chen Wert der abstrakt angemessenen Unterkunftskosten beriicksichtigt werden
und nach Ablauf der Karenzzeit bei weiter vorliegender Uberschreitung der MOG
eine Angemessenheitsprifung erfolgt

Hierfr steht ein entsprechender Textbaustein zur Verfiigung.

Vorlage Textbaustein

Lokale Textbausteine/JobCenter R Hannover/ LS/ SGB Il § 22/MOG

Sofortige Umset-
zung

Hartefallregelung
in der Karenz-
zeit

Festsetzung auf
Obergrenze

Hinweis im Be-
scheid zu Festset-
zung sowie zur
Angemessen-
heitsprufung

nach Karenzzeit

BK-Textvorlage

51 Hauck/Noftz, Sozialgesetzbuch (SGB) X Kommentar - Verwaltungsverfahren, Schutz der Sozialdaten, Zusam-
menarbeit der Leistungstrager & ihre Beziehungen, Dezember 2022, 8§ 48 SGB 10, Rn. 21
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Sollte sich wahrend der laufenden Karenzzeit die Personenzahl in der Bedarfsge-
meinschaft verringern und dadurch nun die 1,5-fache Obergrenze Uberschritten
werden, kénnen auf Grund der noch nicht verbrauchten Karenzmonate die Unter-
kunftskosten auch oberhalb der ,neuen” Obergrenze berlicksichtigt werden.52

Nach Ablauf der Karenzzeit ist zur Kostensenkung auf den normalen Angemes-
senheitswert mit der Regelfrist von 6 Monaten aufzufordern (§ 22 Abs. 1 S. 6. V.
m. S. 9 SGB II).

Unabhéngig von der Karenzzeit besteht die Ubernahmemdglichkeit der tatséchli-
chen Unterkunftskosten auch im besonderen Einzelfall hinsichtlich der konkreten
Angemessenheit, da dieses Verfahren vom Gesetzgeber nicht angepasst
wurde.53

Insofern ist von einer Festsetzung auf den 1,5-fachen Angemessenheit abzuse-
hen, wenn eine Kostensenkung (s. Punkt 4.2):

e nicht moglich oder nicht zumutbar,
e unwirtschaftlich ware.

Davon kdnnten bspw. folgende Wohnsituationen betroffen sein:
¢ Behindertengerechte und/oder barrierefreie Wohnungen,
e Belegrechtswohnungen,
o Pflege- / Demenz-/Behinderten-WG
e Gemeinschaftsunterkinfte

o Wohnungen mit einer hohen Anzahl an Kindern und gleichzeitig fehlen-
dem alternativen Wohnraum.

Die Leistungsberechtigten sind schriftlich dartiber in Kenntnis zu setzen, dass
wahrend der Karenzzeit die tatsachlichen Bedarfe fiir Unterkunft beriicksichtigt
werden und nach Ablauf der Karenzzeit bei Uberschreiten der MOG eine Ange-
messenheitsprufung erfolgt. Ein fehlender Hinweis nach § 22 Abs. 1a SGB Il hat
keine Auswirkung auf die Karenzzeit oder das anschlieRende Kostensenkungs-
verfahren.

Weder wird die Karenzzeit verlangert noch ein Kostensenkungsverfahren ausge-
schlossen. Es handelt sich um eine reine Information zum Auskunftsstichtag und
nicht um eine vorweggenommene Kostensenkungsaufforderung. Erst zum Ende
der Karenzzeit sind die tatsachlichen Aufwendungen abschlielend und rechtsver-
bindlich auf ihre Angemessenheit mit der méglichen Folge eines Kostensenkungs-
verfahrens zu Uberprifen

52 BMAS RS v. 19. Juni 2026 AZ: Vb1-50130 Seite 4/5
53 BMAS RS v. 19. Juni 2026 AZ: Vb1-50130
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Vorlage Textbaustein

Lokale Textbausteine/JobCenter R Hannover/ LS/ SGB |l 8§ 22/Hinweise Karenzeit

120 Die Karenzzeit ist in der Regel fur jede Person der Bedarfsgemeinschaft geson-
dert zu bestimmen. Es kann somit zu unterschiedlichen Karenzzeiten kommen,
wenn sich die Bedarfsgemeinschaft, zum Beispiel durch Zuzug innerhalb einer
bestehenden Karenzzeit, veréndert. Unter Umsténden haben dann zwei Mitglie-
der derselben Bedarfsgemeinschaften unterschiedliche Karenzzeiten. Es gilt
dann die Karenzzeit, die zum spatesten Zeitpunkt begonnen hat und somit am
langsten lauft.

Personenbezogene Karenzzeit

Wahrend die Karenzzeit von A bereits seit finf Monaten lauft, zieht dieser mit der Leis-
tungsberechtigten K zusammen. K ist erst seit drei Monaten im Leistungsbezug und hat
somit noch eine Karenzzeit von neun Monaten. A hat noch eine Karenzzeit von sieben
Monaten. Die Unterkunftskosten sind trotz des Zuzugs von K weiterhin unangemessen.

Es ist daher erst nach Ablauf der Karenzzeit von K zu priifen, ob ein Kostensenkungsver-
fahren eingeleitet wird. Die Unterkunftskosten sind fir die Dauer der Karenzzeit von K in
tatséchlicher Héhe zu tbernehmen.

Die Heizkosten sind in der Hohe zu tibernehmen, welche fir die tatséachliche Wohnungs-
flache angemessen ist, ggf. ist hier ein Kostensenkungsverfahren einzuleiten.

121 In Féllen, in denen die tatséchlichen Unterkunftskosten unangemessen sind und
in der Vergangenheit bzw. nach Ablauf der Karenzzeit bereits eine Festsetzung
auf die Mietobergrenze erfolgte, fiihrt die Aufnahme einer weiteren Person in die
Bedarfsgemeinschaft (z. B. Zuzug oder Geburt eines Kindes) nicht dazu, dass
diese Festsetzung aufgehoben wird. Jedoch werden die Unterkunftskosten ent-
sprechend der dann geltenden, héheren Angemessenheitsgrenze beriicksichtigt.
Die personenbezogene Karenzeit gilt in diesen Fallen nicht.

Personenbezogene Karenzzeit

Nach Ablauf der Karenzzeit von K und einem durchgefiihrten Kostensenkungsverfahren,
werden die Unterkunftskosten von A und K auf die Mietobergrenze fir 2 Personen (MOG
2) festgesetzt.

Einige Zeit nach der erfolgten Festsetzung bekommen A und K ein gemeinsames Kind.
Die Unterkunftskosten sind allerdings auch bei drei Personen noch unangemessen hoch.
Eine Ubernahme der tatséchlichen Unterkunftskosten mit Bezug auf die personenbezo-
gene Karenzzeit des Kindes ist nicht mdéglich. Es ist auf die Mietobergrenze fiir drei Per-
sonen (MOG 3) festzusetzen.

122 Eine neue Karenzzeit beginnt, wenn zuvor mindestens drei Jahre keine Leistun-
gen nach dem SGB Il oder dem SGB XlI bezogen worden sind.

Zeiten eines Leistungsbezugs bis zum 31. Dezember 2022 bleiben bei den Ka-
renzzeit nach 8 22 Abs. 1 S. 2 unbericksichtigt (§ 65 Abs. 2 SGB II).
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Karenzzeit mit Unterbrechungszeitraum Beispiel

K stellt am 01.04.2023 einen Antrag auf Leistungen. Die tatsachlichen Koste der
Unterkunft liegen mit 620 € Uber den angemessenen Unterkunftskosten. Durch
Arbeitsaufnahme zum 01.06.2023 beendet er seine Hilfebedurftigkeit und die Leis-
tungen werden zum 31.05.2023 eingestellt. Am 01.07.2023 beantrag K erneut
Leistungen, da er aus nicht selbst zu vertretenden Griinden seine Erwerbstatigkeit
wieder verloren hat.

Losung:

Die Karenzzeit wurde bei Erstbewilligung bereits fir zwei Monate in dem Zeitraum
vom 01.04.2023 bis 31.05.2023 gewahrt. Fur den erneuten Eintritt in den Leis-
tungsbezug ab 01.07.2023 ist daher eine 10-montige Karenzzeit vom 01.07.2023
bis 30.04.2024 zu berlcksichtigen.

Karenzzeit mit Unterbrechungszeitraum von mehreren Jahren Beispiel

L erhielt wegen einer bis zum 31.05.2024 befristeten Rente wegen voller Erwerbs-
minderung Leistungen nach dem Dritten Kapitel SGB XII. Die Kosten der Unter-
kunft liegen mit 620 € Uber den Angemessenheitswerten. Es wurden auf Grund
der Karenzzeit nach § 35 Abs. 1 S. 2 SGB XII fur die Zeit vom 01.05.2023 bis zum
30.04.2024 die tatsachlichen Unterkunftskosten anerkannt. Der Gesundheitszu-
stand von L hat sich verbessert, so dass kein erneuter Rentenantrag gestellt
wurde. Die Leistungen nach dem Dritten Kapitel SGB Xl wurden daher zum
31.05.2024 eingestellt, es ist noch nicht zur Kostensenkung gekommen. L nimmt
eine Erwerbstatigkeit auf und ist nicht mehr leistungsberechtigt. Er wird jedoch
zum 01.07.2025 gekiindigt. Durch die Agentur fur Arbeit erhélt er Arbeitslosengeld
| bis zum 30.06.2026. Am 01.07.2026 beantragt er Leistungen nach dem SGB |II.
Die Kosten der Unterkunft liegen immer noch bei 620 € und somit iber dem ange-
messenen Wert.

Lésung:

Zwischen dem Ende des Leistungsbezugs im SGB Xll zum 31.05.2024 und dem
Leistungsbeginn im SGB Il zum 01.07.2026 sind noch keine drei Jahre vergangen.
Es beginnt daher keine neue Karenzzeit, die Einleitung eines Kostensenkungsver-
fahrens ist zu prufen.

Anmerkung: Auch wenn die Karenzzeit im SGB Xl noch nicht ausgeschopft wor-
den wéare, kdme eine Karenzzeit fur die noch nicht ausgeschépften Monate nicht
in Betracht.

123 §22 Abs. 1 S. 2 gilt nicht in den Féllen, in denen in einem der vorangegangenen Keine Karenzzeit
Bewilligungszeitraume fur die aktuell bewohnte Unterkunft die angemessenen und bei bereits er-
nicht die tatsachlichen Aufwendungen als Bedarf anerkannt wurden. folgter Festset-

zung
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Wird der Leistungsbezug in der Karenzzeit flir mindestens einen Monat unterbro-
chen, verlangert sich die Karenzzeit um volle Monate ohne Leistungsbezug. Eine
neue Karenzzeit beginnt, wenn zuvor mindestens drei Jahre keine Leistungen nach
diesem oder dem Zwdlften Buch bezogen worden sind (§ 22 Abs. S. 4 und 5 SGB

).

2.1.3 Prufung der zuléssigen Miethdhe

Folgendes Verfahren wird erst fiir Neuantrdge oder Weiterbewilligungsan-
trdge mit noch laufender Karenzzeit ab dem 01.10.2026 vollstandig umge-
setzt. Fir Neuantrédge die im Zeitraum 01.07.2026 bis 30.09.2026 geprift wer-
den, erfolgt lediglich die Priifung, ob die ortsiibliche Vergleichsmiete iber-
schritten wird und in der Folge die Aufforderung zur Riige ergehen misste.
Ein_Kostensenkungsverfahren oder eine Rechtsfolge auf Grund des Pri-
fungsergebnisses wird nicht eingeleitet. Die Bewilligung erfolgt unabhéngiqg
von dem Priifungsergebnis. Die Priufung endet somit vorerst nach dem Prif-
schritt unter Rn. 137.

Die Falle, in denen die zuldssige Miete liberschritten wird, sind im Rahmen
der statistischen Erfassung ebenfalls an 50.13 zu melden.

Ab dem 01.07.2026 gelten gem. § 22 Abs. 1 S. 8 Nr. 2 SGB Il die Bedarfe fur
Unterkunft als unangemessen und die (Schutzfunktion der) Karenzzeit gilt nicht,
wenn die zu Mietbeginn vereinbarte Miete die nach § 556d BGB zulassige Miethdhe
(ortstibliche Vergleichsmiete + 10%) Ubersteigt. In diesen Fallen ist die leistungs-
berechtigte Person unverziglich aufzufordern, die Unterkunftskosten durch eine
Rige des Vermieters zu senken und diesen aufzufordern, die Miete auf ein ange-
messenes Mal zu senken.

Je nach Sachverhalt kann das Ergebnis dieser Prifung unter-schiedliche Auswir-
kungen auf weitere Prifungen haben. Siehe Rn. 144 — Prifschema zur Angemes-
senheit bzw. Anlage 20 Ablaufschema Prifung der zulassigen Miethdhe. So kann
es zu einem oder zwei Kostensenkungsverfahren kommen oder nur zu einem Kos-
tensenkungsverfahren und einem Hinweis zur Karenzzeit. Da die Karenzzeit schon
allein bei festgestellter Uberschreitung der zuldssigen Miete nicht gilt, kénnte be-
reits zu diesem Zeitpunkt eine Kostensenkungsaufforderung auf den abstrakten
Angemessenheitswert erfolgen.

Bei Uberschreitung der zuléssigen Mieththe ist die Angemessenheitspriifung aber
mit der zulassigen Nettokaltmiete zzgl. Nebenkosten, nicht mit der tatséchlichen
Nettokaltmiete, durchzufuhren.

Eine Rige hat zur Folge, dass Betrage lber der zulassigen Miete zurtickgefordert
werden kdnnen. Hierbei ist zu beachten, dass nach Ablauf einer 30-monatigen Frist
ab Mietbeginn eine Rickforderung nur noch ab Zugang der Riige mdglich ist. Eine
rickwirkende Forderung ware dann ausgeschlossen.
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Die Prufung der zulassigen Miethdhe und somit, ob eine Riige erforderlich ist, hat
nur wahrend einer Karenzzeit zu erfolgen, da es sich bei der Ruge um ein alterna-
tives Kostensenkungsverfahren handelt. Eine etwaige Aufforderung zur Rige
sollte zeitnah mit Erlass des Erstbescheides erfolgen. (Prifschema — Anlage 20)

Mietangebote die im Zusammenhang mit einem angestrebten Umzug vorgelegt
werden sind nicht von der Priifung auf die ortstibliche Vergleichsmiete zu prifen,
da sie in der Regel noch nicht verbindlich sind und die Priifung auf Beginn des
Mietverhéltnisses abstellt. Daraus ergibt sich, dass in Féallen, in denen die Zusiche-
rung zum Umzug erteilt wurde, auch im Weiteren (Weiterbewilligungsantrag inner-
halb der Karenzzeit) keine Priifung der ortstiblichen Vergleichsmiete erfolgt.

Auf Grund der Besonderheit und der umfangreichen Daten die fur die Prufung er-
forderlich sind, ist bei Neuantragen, bei denen die Vorprifung ergibt, dass zur Rlge
aufzufordern ist, ein personliches Beratungsgesprach durchzufiihren. Die Uber-
schreitung der zulassigen Miete und das anschlieRende Rigeverfahren ist person-
lich anzusprechen. Die leistungsberechtigte Person ist darauf hinzuweisen, welche
Rechtsfolgen sich bei fehlendem Zugangsnachweis ergeben.

Von der Prufung gem. 8 22 Abs. 1 S. 8 Nr. 2 SGB Il sind in der Regel primar Neu-
antrdge und im Weiteren auch Weiterbewilligungsantrage in den Féllen, in denen
die Karenzzeit noch lauft, betroffen. Der betroffene Personenkreis kann dariiber
hinaus weiter eingegrenzt werden, da die § 556d ff. weitere Einschrankungen zur
Anwendbarkeit der sog. ,Mietpreisbremse* formuliert.

Insofern ergibt sich neben der verpflichtenden Angemessenheitsprifung von Be-
darfen fur Unterkunft und Heizung ggf. ein weiterer Prifungspunkt.

Von der Regelung betroffen sind nur die in der Niedersachsischen Mieterschutz-
verordnung genannten Gebiete. Davon liegen folgende Gebiete in der Region Han-
nover:

. Landeshauptstadt Hannover
. Garbsen

. Hemmingen

. Isernhagen

. Laatzen

. Langenhagen

. Seelze

. Wedemark

. Wunstorf

e Die Mietpreisbremse gilt in Niedersachsen fiur die LHH, Laatzen und Lan-
genhagen seit dem 01.01.2021. Fur die Ubrigen Gebiete erst seit dem
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01.01.2025. Mietvertrage, die vor dem Stichtag abgeschlossen wurden,
sind nicht zu prifen.

Die jeweiligen Mietspiegel haben unterschiedliche Gultigkeitszeitraume
und gelten ab dem Tag des Ratsbeschlusses bis zum Inkrafttreten des

grds. erst ab
2021

Gultigkeit der

jew. Mietspiegel

nachsten Mietspiegels.

Mietspiegel 2019 2021 2023 2025
Kommune gliltig von/bis qliltig von/bis gliltig von/bis qiltig ab
Hannover 01.02.19-22.09.21 | 23.09.21—-29.11.23 | 30.11.23—-17.12.25 18.12.25
Laatzen 01.01.19-30.09.21 | 01.10.21-18.12.23 [ 191223 -26.1125 | 27.11.25
Langenhagen | 01.01.19-30.09.21 | 01.10.21—17.12.23 | 18.12.23 - 14.12.25 15.12.25
Garbsen 041223-07.1225 | 08.12.25
Hemmingen 16.11.23 -03.12.25 04.12.25
Isernhagen 16.11.23 - 10.12.25 11.12.25
Seelze 30.11.23-26.11.25 | 27.11.25
Wedemark 181223 -14.12.25 15.12.25
Wunstorf 08.11.23-11.11.25 12.11.25
132 Zudem ist der jeweilige Mietspiegel nur fir Standardwohnungen, aber nicht auf fol-  £ohiende An-
gende Unterkunftsarten bzw. Mietvertrdge anwendbar: wendbarkeit
e Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhausern Mietspiegel
e Wohnungen, deren Erstellung oder Modernisierung mit Mitteln &ffentlicher
Haushalte geférdert wurde und deren Miethéhe deshalb einer Preis-bin-
dung unterliegt,
e Wohnungen mit gemaf Mietvertrag gewerblich oder teilgewerblich genutz-
ten Raumen,
e Werks-, Dienst- oder Hausmeisterwohnungen,
e Wohnraum, der nur zum voriibergehenden Ge-brauch vermietet ist (Zeit-
mietvertrag maximal ein Jahr),
e Wohnungen wahrend der Laufzeit einer Staffel- (8§ 557a BGB) oder In-
dexmietvereinbarung (8 557b BGB),
e Wohnungen mit Zeitmietvereinbarungen und festen Mietzinsvereinbarun-
gen Uber eine Zeitdauer von mehr als drei Jahren, und zwar wahrend der
Dauer der Mietzinsvereinbarung,
e mobliert oder teilmdbliert vermietete Wohnungen,
e Wohnungen, deren Kiiche, Toilette oder Bad, wenn vorhanden, von ande-
ren Mietparteien mit-benutzt werden,
¢ Wohnungen mit mehreren Mietvertragen und/oder Untermietvertragen.
133 Die Mietpreisbremse ist auf folgende Fallgestaltungen nicht anwendbar: Fehlende An-

offentlich geférderten Wohnraum,
Erstvermietung der Wohnung nach dem 01.10.2014 (8§ 556f BGB),

Erstvermietung nach umfassender Modernisierung (ca. 1/3 der Kosten ei-
nes Neubaus) und wenn der Vermieter dies vor Abschluss des Mietvertrags
unaufgefordert und schriftlich gegentiber dem Mieter offengelegt hat,

wenn bereits die Miete des Vormieters (Vormiete) die ortsuibliche Ver-
gleichsmiete um mehr als 10% uberschritten hat und wenn der Vermieter
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dies vor Abschluss des Mietvertrags unaufgefordert und schriftlich gegen-
Uber dem Mieter offengelegt hat. Unberiicksichtigt bleiben Mieterh6hungen
aus dem letzten Jahr des vorherigen Mietverhéltnisses,

e bei vermieteten moblierten Zimmern im Rahmen eines Untermietverhalt-
nisses,

e flr Zeiten nach Zustimmung zu einem unzuléassigen Mieterhéhungsverlan-
gend4.

Zu beachten ist: Die ortsiiblichen Vergleichsmiete bezieht sich auf die reine Netto-
kaltmiete. Bei der Prufung der Angemessenheit der Bedarfe fiir Unterkunft wird hin-
gegen die Bruttokaltmiete beriicksichtigt.

AuRerdem bezieht sich die ortsiiblichen Vergleichsmiete auf die reine Wohnflache,
wo hingegen sich die Angemessenheit auch auf die Personenzahl bezieht. So kann
es im Einzelfall passieren, dass eine Miete die zulassige Miete Ubersteigt, aber
nicht abstrakt unangemessen ist, da bspw. mehrere Personen in einer kleinen Woh-
nung leben.

Sollte eine Prufung der ortsublichen Vergleichsmiete erforderlich sein, da der Miet-
vertrag nach 2021, in einem betroffenen Gebiet geschlossen worden ist und keine
Ausschlussgrinde vorliegen, sind zur Bestimmung der ortsiiblichen Vergleichs-
miete die hinterlegten Berechnungsbdgen fiir die jeweils gultigen Mietspiegel 2021,
2023 und 2025 zu nutzen.

Fur die LHH gibt es jeweils eigene Berechnungsbogen.

Die ortsuibliche Vergleichsmiete ergibt sich aus den gultigen Mietspiegeln der Jahre
2019, 2021, 2023 und 2025. Jede Kommune hat einen eigenen Mietspiegel. Es ist
der zur Zeit des Mietbeginns giltige Mietspiegel bzw. Berechnungsbogen zu nut-
zen.

Zur Bestimmung der ortsubliche Vergleichsmiete sind folgende Parameter erforder-
lich:

e Baualtersklasse (Baujahr)

e Wohnflache

e Wohnlage (nur LHH)

e Ausstattungsmerkmale der Wohnung
Vorlage Berechnungsbdgen

Die jeweiligen Berechnungsbdgen stehen als lokale BK-Vorlage zur Verfligung.
Lokale Vorlagen / Alg Il / SGB 11 / § 22 BfU / Vergleichsmiete
Da die ortsiibliche Vergleichsmiete kein statischer Wert ist, sondern sich abhangig

von der Ausstattung der Wohnung in einer Preisspanne bewegt, ist in einem ersten
Schritt zu prifen, ob der tatsdchliche Quadratmeterpreis den sog. Unterwert der

Nettokaltmiete
ausschlagge-
bend

Berechnung der
ortsiiblichen Ver-
gleichsmiete

BK-Textvorlage

Notwendige Da-

ten fir Berech-

54 BGH 28.09.2022 — VIII ZR 300/21 (Die Entscheidung des BGH fiihrt dazu, dass Sachverhalte, in denen es zwi-
schenzeitlich eine zustimmungspflichtige Mieterhéhung (also nicht nach einer Modernisierung) gab, nur zu prifen
sind, wenn ein Zeitraum vor der Mieterh6hung in den Bewilligungszeitraum fallt.
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Mietspanne Ubersteigt. Dieser wird im Bereich A des Berechnungsbogens nach
Auswahl der WohnungsgroRRe, Baualtersklasse (Bezugsfertigkeit) und Wohnlage
(nur bei der LHH) ausgewiesen. Sind diese Daten nicht bekannt, ist an dieser Stelle
bereits der Fragebogen zu den Ausstattungsmerkmalen zu versenden oder diese
in einem personlichen Gesprach zu erfragen, die Vorprifung kann dann erst nach
Vorlage dessen erfolgen.

Ergibt sich aus dieser Vorprifung, dass der Unterwert vom Quadratmeterpreis der
Nettokaltmiete Uberschritten wurde, ist in einem zweiten Schritt zu prifen, ob Aus-
stattungsmerkmale vorliegen, die Einfluss auf die Einordnung der Wohnung und
somit die ortsuibliche Vergleichsmiete haben. Sofern noch nicht vorliegend ist dann
der Fragebogen zu Ausstattungsmerkmalen anzufordern.

Anhand des Fragebogens erfolgt eine konkrete Bestimmung der ortsiblichen Ver-
gleichsmiete unter Berlcksichtigung der vorhandenen Ausstattungen der Woh-
nung. Diese kdnnen im Bereich B ausgewahlt werden. Eine Punkte-vergabe erfolgt
automatisch. Je nach Hohe der Gesamtpunkte erfolgt die konkrete Einordnung in
der Mietspanne.

Im Ergebnis gibt der Berechnungsbogen aus, um wieviel Prozent die ortsubliche
Vergleichsmiete insgesamt Uberstiegen wird und wie hoch der unzuldssige An-teil
in Prozent bzw. Euro ist. Diese Daten waren in das Riugeschreiben zu Uber-neh-
men.

Die Anforderung des Fragebogens erfolgt im Rahmen einer Aufforderung zur Mit-
wirkung bei der leistungsberechtigten Person. Im Rahmen dieser Aufforderung ist
darauf hinzuweisen, dass, wenn die/der Leistungsberechtigte seinen Mitwirkungs-
pflichten nicht nachkommt, gemaR § 60 Absatz 6 SGB Il eine Anforderung der An-
gaben und Nachweise beim Vermieter erfolgt.

Da davon auszugehen ist, dass der Vermieter grundsétzlich kein gesteigertes Inte-
resse daran hat, dass die Hohe der Miete abgesenkt wird, sollten diese Angaben
im Rahmen der Mdglichkeiten Gberprift werden. Sollte somit der Vermieter auffallig
viele Ausstattungsmerkmale geltend machen, empfiehlt es sich einen Abgleich der
Angaben mit dem Mietvertrag auf Unstimmigkeiten vorzunehmen und ggf. auch ei-
nen vor Ort Termin zu veranlassen. Es kdnnen zumindest die aul3erlichen Gege-
benheiten Uberprift werden. (Zum Beispiel: gibt es Balkone, der Sanierungsstand
in Bezug auf die Energieeffizienz, eine siebziger Jahre Immobilie ohne Warmedam-
mung und Einfach- oder Zweifachverglasung wird kaum Energieeffizienz A oder B
haben, gibt es den Garagenhof oder die Tiefgarage).
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Ein Kostensenkungsverfahren mit Ruge soll allerdings erst bei einer tatsachlichen
Uberschreitung der ortsiibliche Vergleichsmiete um 20% (vgl. § 5 Abs. 2 Wirt-
schaftsstrafgesetz) erfolgen. Der Berechnungsbogen weist dies zusétzlich aus.

Ubersteigt die Nettokaltmiete die ortsiibliche Vergleichsmiete um mehr als 10%
aber nicht um 20%, ware dennoch ein normales Kostensenkungsverfahren auf den
abstrakten Angemessenheitswert durchzufihren, sofern die Angemessenheitspri-
fung dies vorsieht. In diesem Fall muss zur Gleichbehandlung ein Hinweis auf die
Mdglichkeit der ,Rige“ als KostensenkungsmalRnahme gegeben werden, da bei
Absenkung durch den Vermieter auf die zuldssige Miete auch dieses Verfahren
enden wirde (vgl. Rn. 140 Rechtsfolge 1. Alt.).

Auch hier werden das Aufforderungsschreiben (Kostensenkungsaufforderung und
Ruge kombiniert) sowie das Riigeschreiben an den Vermieter als Vorlage zur Ver-
fuigung gestellt.

Fur die Frist zur Vorlage des Zustellnachweises fir das Rugeschreiben empfiehlt
sich ein Zeitraum von einem Monat. Dieser Zeitraum ist in der Frist zur Kostensen-
kung von sechs Monaten enthalten und verlangert diese nicht.

Seit der Mietrechtsnovelle 2019 ist im Regelfall nur noch die einfache statt der qua-
lifizierten Ruge erforderlich. Dennoch enthélt das Riigeschreiben an den Vermieter
die konkrete monatliche Uberschreitung und den zu fordernden monatlichen Be-
trag. Beides muss manuell aus dem Berechnungsbogen in das Rigeschreiben
Ubertragen werden. Bei Eintragung des Datums ist zu prifen, ob die Miete rickwir-
kend geriigt werden kann: 30-monatige Frist ab Mietbeginn. Im Ubrigen gelten die
Regelungen zum normalen Kostensenkungsverfahren.

Die Ruge ist ausdricklich auch an Vermieter zu verschicken, wenn es sich bei die-
sen um Familienangehérige handelt.

Der Zugangsnachweis der Rige ist von hochster Bedeutung. Insofern soll die leis-
tungsberechtigte Person nachweisen, dass die Rige zugestellt wurde. Der gefor-
derte Zugangsnachweis (bspw. Ubergabeeinschreiben, Unterschrift des Vermie-
ters bei personlicher Ubergabe) ist an das Jobcenter weiterzuleiten.

Wichtig: Zur Wahrung der Form ist es von Vorteil, wenn alle Personen das Riige-
schreiben unterzeichnen, die auch den Mietvertrag unterschrieben haben. Sollte
eine Person, die den Mietvertrag mitunterschrieben hat, nicht mehr erreichbar sein
(z. B. nach einer Trennung) kann die Riige auch durch einzelne Mietende im Rah-
men der Mitgldubigerschaft formwirksam ergehen.>

55 BGH, Urteil v. 27.05.2020 - VIII ZR 45/19
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Prufung der ortsuiblichen Vergleichsmiete

T. stellt zum 01.08.2026 einen Neuantrag auf Leistungen nach dem SGB Il. Aus den An-
tragsunterlagen ergibt sich, dass der Alleinstehende T. zum 01.02.2026 einen neuen Miet-
vertrag in der Hildesheimer Str. 52 in Hannover abgeschlossen hat. Die Miete fur die 52 m2
groRe Wohnung betrégt 510,00 € zzgl. 120 € Betriebskosten und 95 € Heizkosten (Gas zent-
ral). Aus dem Neuantragsgespréach ergibt sich, dass das Wohnhaus 1969 erbaut wurde. Eine
Mieterhdhung erfolgte bisher nicht.

(Sind die BfU auf das 1,5-fache der MOG zu deckeln?)
Ist nur ein Hinweis auf unangemessene BfU zu geben?
Ist eine Kostensenkungsaufforderung f. d. Heizkosten notwendig?

Ist T aufzufordern, seinen Vermieter zu riigen?

Losung:

Die Bruttokaltmiete betragt 630 €. Eine Deckelung auf die absolute Obergrenze von 748,50
€ (499,00 € x 1,5) ist nicht notwendig.

Die Angemessenheitspriifung ergibt folgende Ergebnisse:

Die Bruttokaltmiete von 630 € Ubersteigt die ab 01.07.2026 geltende MOG fiir 1 Person in
Hannoveri.H.v. 499,00 € um 171,00 € und somit auch den Toleranzwerti.H.v. 10% der MOG,
mithin 49,90 €.

Die Heizkosten i.H.v. 95,00 € liegen innerhalb des Angemessenheitswerts von 108,16 € (52
m? x 2,08 €).

Im gesamtwirtschaftlichen Vergleich betragen die tatsachlichen BfU und Heizkosten 725,00
€. Der maximal Gbernahmeféhige Betrag betragt hingegen: 499 € + 49,90 € + 108,16 € =
657,16 €

T. wére nach Ablauf der Karenzzeit zur Kostsenkung der BfU aufzufordern, da ein Umzug
u.a. wirtschatftlich wére. Im Erstbescheid ist ein entsprechender Hinweis zu geben. Die Heiz-
kosten sind aktuell angemessen.

Prufung der ortsiiblichen Vergleichsmiete:

Einordnung der Wohnung laut Berechnungsbogen ab 18.12.2025:
Wohnlage (nur LHH) laut verlinktem Verzeichnis: gut

Baujahr: 1968-1997

GrolRenraster: bis 54 m?2

Nettokaltmiete: 510,00 €

Tatséchlicher m2-Preis Kaltmiete: 9,81 € pro m?

Errechneter Mittelwert: 8,83 €

Unterwert des Mittelwerts: 7,24 €

Zwischenergebnis: Da der tatsachliche m2 - Preis diesen Wert Ubersteigt, muss der Frage-
bogen zu den Ausstattungsmerkmalen spatestens jetzt verschickt werden.

Der Ricklauf des Fragebogens ergibt, dass in der Wohnung Ausstattungen vorhanden sind,
die zu insgesamt 10 Punkten fuhren:

Beispiel
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Diese 10 Punkte fiihren zu einer Anderung in der Preisspanne der ortsiiblichen Vergleichs-
miete. Der maximale Wert betragt demnach 459,16 € insgesamt bzw. 8,83 €/m2. Somit wird
die Nettokaltmiete um weniger als die zulassigen 10% uberschritten, ndmlich nur um 8,89
%. Es ware keine Aufforderung zur Ruge erforderlich.

Abwandlung:
Der Fragebogen ergibt nur Punktewerte der Ausstattungsmerkmale von weniger als 10:

Diese 0-9 Punkte fiihren zu einer Anderung in der Preisspanne der ortsiiblichen Vergleichs-
miete. Der maximale Wert betragt demnach 418,08 € insgesamt bzw. 8,04 €/m?. Somit wird
die Nettokaltmiete um mehr als die zuldssigen 10% Uberschritten, namlich um 11,99 % bzw.
50,11 € monatlich. Da auch die Bagatellgrenze von 20% Uberschritten ist, muss T aufgefor-
dert werden, seine Unterkunftskosten innerhalb von 6 Monaten zu senken und seinen Ver-
mieter zu riigen. Da die 30-monatige Frist seit Mietbeginn noch nicht abgelaufen ist, stiinde
die Uberzahlung auRerhalb des Leistungsbezugs im Zeitraum 01.02.2026 bis 31.07.2026
dem Mieter zu; mithin 6 x 50,11 € = 300,66 €.

Da die Bagatellgrenze von 20% uberschritten wurde, ist das Kostensenkungsverfahren in
Form der Aufforderung zur Ruge auch wirtschaftlich.

Kommt es infolge der Riige zu einer Absenkung der tatséchlichen Unterkunftskosten
auf die zulassige Hohe, gilt dieses Kostensenkungsverfahren als abgeschlossen mit
der Folge, dass die Karenzzeit wie urspriinglich fort gilt und ein etwaiges weiters
Kostensenkungsverfahren hinsichtlich der unangemessenen Unterkunftskosten erst
nach Ablauf jener Karenzzeit mdglich ist.

Kommt die leistungsberechtigte Person der Aufforderung zur Rige nicht nach, gilt
die Karenzzeit nicht. Es erfolgt eine Festsetzung auf die zuldssige Nettokaltmiete und
ggf. auf die angemessenen BfU nach Ablauf der Kostensenkungsfrist(en) mit dem
nachsten Erstbescheid

Bleibt die zulassige Mieth6he hingegen weiterhin streitig, weil der Vermieter bspw.
eine andere Rechtsauffassung vertritt oder nicht reagiert, sind die tatsachlichen Un-
terkunftskosten (gedeckelt durch die absolute Obergrenze des 1,5-fachen Angemes-
senheitswerts) bis zur etwaigen gerichtlichen Klarung zu Gbernehmen.

Der Differenzbetrag zwischen den tatsachlich gezahlten Unterkunftskosten und dem
Betrag Uber der ortsiiblichen Vergleichsmiete (+10% Mietpreisbremse) ab Bewiilli-
gungsbeginn geht gem. 8 33 SGB Il auf das Jobcenter tber. Der Anspruchsiibergang
ist dem Vermieter anzuzeigen und nach Ablauf eines Bewilligungszeitraum gegen-
Uber dem Vermieter zu beziffern.

Fur die leistungsberechtigte Person bedeutet das, dass die Karenzzeit normal wei-
terlauft und erst nach Ablauf der Karenzzeit eine Angemessenheitsprifung mit ggf.
Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens zu erfolgen hat.

Rechtsfolge

Gerichtsver-
fahren

Anspruchsiuber-
gang

Bei Neuantragen zu Bewilligungsbeginn oder Weiterbewilligungsantrdgen mit noch  Prifungsreihen-

laufender Karenzeit mit einem Beginn des Bewilligungszeitraums ab dem
01.07.2026 ist gem. § 22 Abs.1 S. 8 Nr. 2 SGB Il die zulassige Miethdhe gem. §
556d BGB zu prufen.
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Eine Prufung gem. § 22 Abs. 1 S. 8 Nr. 1 SGBII hat nicht zu erfolgen, da die Quad-
ratmeterpreise nicht im schlissigen Konzept enthalten sind und somit keine Grund-
lage fiir die Prifung vorliegt.

Angemessen sind die tatsachlichen Bedarfe fur Unterkunft dann, wenn sie den
nach Punkt 2.2 festgelegten Wert fur abstrakt angemessene Aufwendungen nicht
Uberschreiten (abstrakte Angemessenheit).

Die Unterkunftskosten sind auch dann angemessen, wenn sie oberhalb des abs-
trakten Angemessenheitswertes liegen, anhand der nach Punkt 2.3 festgelegten
Kriterien jedoch den Besonderheiten des Einzelfalls gerecht werden. (konkrete An-
gemessenheit).

Sind die tatsachlichen Bedarfe fur Unterkunft unangemessen hoch ist u.U. ein An-
hoérungsverfahren zur Kostensenkung einzuleiten. Hierzu sind die Voraussetzun-
gen nach Gliederungspunkt 4 zu beachten und zu prifen.

Ubersteigen die tatsachlichen Bedarfe fur Unterkunft die Obergrenze der 1,5-fa-
chen Angemessenheitswerte, ist auch innerhalb der Karenzzeit auf diesen Wert
festzusetzen. Sofern die leistungsberechtigte Person einen Ausnahmetatbestand
geltend macht, ist zu prifen, ob ein Hartefall vorliegt und die Festsetzung ggf. zu
widerrufen (siehe Rn. 114 und 118).
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144 Schematische Darstellung Prufungsschema

Gilt grundsétzlich die Karenzzeit?

v

Frutung der zulassigen Miethohe g
Ergebnis Prpfun ] der zuldssigen Miethéhe Ergebnis
Netiokaltmists > oV + 10 % 4| o Prifung zu Mietbeginn: MV ab 2021 (separates Ablaufschema) > Nettokaltmiets < gV + 10 %
etiokalimiete > ol o Vergleich der Nettokaltmiete - ortsiblicher Vergleichsmiete (oiV) etiokaiimiele = ol
Karenzzeit gilt nicht ! —

> 20% zusatzlich Feststellung der tatsdchlichen Unterkunftskosten Karenzzeit gilt !!

Anhérung + Rige Grundlage bei Mietwohnung: Bruttokaltmiete

ig \ g laut Wir plan (inkl. 9 g
Bei Eigenheim: aufgrund jedlicher Falligkeiten - Jaf i I

v

Feststellung des abstrakten Angemessenheitswertes (MOG)

Der abstrakte Richtwert ergibt sich aus dem Produkt des abstrakt angemessenen
Quadratmeterpreises und der abstrakt angemessenen Wohnflache bezogen auf die
Personenzahl der Haushaltsgemeinschaft{en)

v

Sind die tatséchlichen Unterkunftskosten abstrakt angemessen? ja 3
Vergleich der tatsachlichen BU (Bruttokaltmiete) mit dem abstrakt angemessenen Richtwert

lnein
Ist ein Kostensenkungsverfahren unwirtschaftlich? ZL)

o aufgrund vergegebener Toleranzbetrage, Klimabonus oder

o aufgrund des zusammenfassenden Wirtschaftlichkeitsvergleichs
(wahrend Karenzzeit tatsachliche WF bei Berechnung der Heizkosten beriicksichtigen)

&nein

I Sind die Unterkunftskosten konkret angemessen? (nach Aktenlage)

Liegen nach Aktenlage Besonderheiten des Einzelfalls vor, die héhere Unterkunftskosten E
rechtfertigen?

o gesundheitlicher Zustand (Rollstuhl, Rollator,)
o besondere Bedlrfnisse (Behinderung, lange Wohndauer bei hohem Alter, ..}
o Zugangshemmnisse zum Wohnungsmarkt

Ubernahme der tatsiichlichen Bedarfe fiir Unterkunft

¢nein
Sind die Unterkunftskosten konkret angemessen? .
Liegen nach Vortrag der leistungsberechtigten Person Besonderheiten des Einzelfalls vor, die JLL,
hohere Unterkunftskesten rechtfertigen?
o Persénliche o. gesundheitliche Griinde, die vorher nicht bekannt waren
o nicht blof baulicher Zustand/ energetischer Standard der Wohnung
o tatsdchliche Unmdglichkeit eines Umzugs

[

¥ Y
Priifung Priifung
1,5-fache MOG Anhérung zur Senkung der Nur Hinweis bzgl. 1,5-fache MOG [*
Bedarfe fiir Unterkunft Karenzzeit und
und Ubernahme der tatséchlichen unangemessener BfU
BfU fir id.R. 6 Monate bzw. Ende in den Erst- bzw. Anderungs- Y
Ue.g: besonderer BWZ bescheid einfiigen. T ———
Einzelfall vor? \ tatbestéinde vor?
Konkrete ja - — - Kinder in Haushalt
Angemessenheit prifen Ubernahme der tatséichlichen ia - Unabweishare Kosten
Bedarfe fiir Unterkunft
nein X nein
Sofortige Absenkung Absenkung auf den Sofortige Absenkung
auf den 1,5-fachen abstrakien Angemessenheitswert fiir BfU nach auf den 1,5-fachen
abstrakten Ablauf der Kostensenkungsfrist mit neuem abstrakten
Angemessenheitswert Erstbescheid Angemessenheitswert
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Die Angemessenheit der tatséachlichen Unterkunftskosten beurteilt sich regelméafig an-
hand der zu zahlenden Bruttokaltmiete (= Kaltmietzins zzgl. Betriebskosten ohne Hei-
zung). Dabei ist unerheblich welche Wohnflache der Leistungsberechtigte bewohnt. 56

Die Prufung der Angemessenheit von Unterkunft hat getrennt von der Beurteilung der
Angemessenheit der Heizkosten zu erfolgen.5”

Mietvertraglich vereinbarte Zuschlage fiir Schonheitsreparaturen sind nicht bei der An-
gemessenheitsprifung der Unterkunftskosten einzubeziehen. Diese werden Uber den
abstrakten Angemessenheitswert hinaus gewahrt. Die Vorgaben nach 1.8 sind zu be-
achten.

Die in diesem Kapitel getroffenen Regelungen und Richtwerte gelten gleichermal3en
fur Mieterinnen und Mieter wie auch fur Eigentimerinnen und Eigentiimer.

Werden Personen durch Zuweisung in eine Unterkunft ordnungsrechtlich unterge-
bracht (z.B. bei Flichtlingsunterkiinften, Obdachlosenunterkiinften), sind aufgrund des
besonderen Unterbringungsverhaltnisses die tatsachlichen Kosten fir die Unterkunft
als angemessen anzuerkennen.

Die Prufung der Angemessenheit der Aufwendungen fir Unterkunft ist zwingend an-
hand der hierfur zur Verfiigung stehenden lokalen BK-Text-Berechnungshilfe durchzu-
fuhren und zur Akte zu nehmen.

Die Berechnung ist bei jeder Neuantragstellung sowie bei Anderungen in Hohe der
Unterkunftskosten (z.B. bei Mieterhéhung, Erhéhung der Betriebs- oder Heizkosten-
abschlage, Veranderungen in der Personenanzahl des Haushalts, Wegfall von Um-
standen, die zuvor eine Abweichung vom abstrakten Angemessenheitswert rechtfer-
tigten) durchzufiihren.

Prifungsschema — Angemessene Aufwendungen fir Unterkunft mit Kostensenkungsverfahren
siehe Anlage 1: Prufungsschema — Anerkennung der Aufwendungen fur Unterkunft

oder N:\Ablagen\D23779-Jobcenter\03_Fuihrung_Stab\05_Fachliche_Weisugen\2022\Anla-
gen\Anlage 1 - Prifungsschema — Anerkennung der Aufwendungen fir Unterkunft.pdf
Berechnungshilfe — Angemessene Aufwendungen fir Unterkunft mit Kostensenkungsverfahren

Lokale Vorlagen / Alg// ISGB 11 / § 22 SGB Il BfU / BfU-Berechnung + Anhérung /
BfU_Berechnung_Versionsdatum _Klimabonus

56 BSG 7.11.2006 — B 7 b AS 18/06 R
57 BSG 2.7.2009 — B 14 AS 36/08 R, BSG 2.7.2009 — B 14 AS 33/08 R
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file:///C:/Users/fweigel/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/4MC3I2I0/oder
file:///C:/Users/fweigel/AppData/D23779-Jobcenter/03_Führung_Stab/04_Jobcenter_Intern/2012/Jobcenter_Intern_10_2012_BdU/150522_Anlage_4_Pruefschema_angemessene_BfU.pdf
file:///C:/Users/fweigel/AppData/D23779-Jobcenter/03_Führung_Stab/04_Jobcenter_Intern/2012/Jobcenter_Intern_10_2012_BdU/150522_Anlage_4_Pruefschema_angemessene_BfU.pdf
file:///C:/Users/fweigel/AppData/D23779-Jobcenter/03_Führung_Stab/04_Jobcenter_Intern/2012/Jobcenter_Intern_10_2012_BdU/150522_Anlage_4_Pruefschema_angemessene_BfU.pdf
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=64333&exportformat=PDF
http://openjur.de/u/169457.html
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=124086&exportformat=PDF
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2.2 Abstrakt angemessene Aufwendungen fur Unterkunft

Die tatsachlichen Bedarfe fir Unterkunft sind angemessen, wenn Sie im Rahmen
des abstrakten Angemessenheitswertes nach 2.2.1 liegen.

Zu beachten sind hierbei

e die Wahl des richtigen Angemessenheitswertes bei Zusammenleben meh-
rerer Personen (2.2.2)

o die Mdglichkeit der Gewéahrung eines energetischen Zuschlags auf den
Richtwert (2.2.3)

e sowie die Regelungen zum Bestandsschutz (2.2.4).

2.2.1 Abstrakte Richtwerte fliir angemessene Unterkunftskosten

Die geltenden Richtwerte aus der Anlage 2: Angemessenheitswerte fur Unter-
kunft ab 01.01.2009 finden Anwendung auf alle regularen Falle.
Zur Beurteilung der abstrakten Angemessenheit sind sie insbesondere bei folgen-
den Fallkonstellationen zu Grunde zu legen:

o Neuantréage,

¢ Umzlge in eine andere Unterkunft,

e Zuzige aus dem Gebiet eines anderen Leistungstragers,

e Anderungen innerhalb der BG (z.B. durch Hinzukommen/ Ausscheiden ei-
ner Person in bzw. aus der BG).

In Widerspruchs- und Klageverfahren ist der entsprechende Richtwert bzw. die ent-
sprechende Mietobergrenze anzuwenden, welche im Zeitraum gultig war, in dem
der in Streit stehende Bedarf entstanden ist.

Richtwert in Widerspruchs- und Klageverfahren

Im Widerspruchsverfahren ist Giber die Angemessenheit der Unterkunftskosten von
K fur das gesamte Kalenderjahr 2013 zu entscheiden. K wohnt allein in Hannover.
Welcher abstrakte Richtwert ist zu Grunde zu legen.

Loésung: Es ist der entsprechende Richtwert anzuwenden, welche im Zeitraum gl-
tig war in dem der in Streit stehende Bedarf entstanden ist. Fir die entstandenen
Bedarfe von Januar bis einschlie3lich Mai 2013 ist der abstrakte Richtwert i.H.v.
354 € anzuwenden. Fir die Bedarfe von Juni bis Dezember 2013 gilt der abstrakte
Richtwert i.H.v. 364 €. Hintergrund der unterschiedlichen Beurteilung ist die Neu-
festlegung der Angemessenheitswerte fur Unterkunft zum 1.Juni 2013.

Richtwerte/ Mietobergrenzen vergangener Zeitraume

siehe Anlage 2: Angemessenheitswerte fiir Unterkunft ab 01.01.2009 oder N:\Abla-
gen\D23779-Jobcenter\03_Fuhrung_Stab\05_Fachliche_Weisungen\2022\Anla-
gen\Anlage 2 - Angemessenheitswerte fur Unterkunft ab 01.01.2009.pdf
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file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/237/Ablagen/D23779-Jobcenter/03_Führung_Stab/05_Fachliche_Weisungen/2022/Anlagen/Anlage%202%20-%20Angemessenheitswerte%20für%20Unterkunft%20ab%2001.01.2009.pdfdf
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/237/Ablagen/D23779-Jobcenter/03_Führung_Stab/05_Fachliche_Weisungen/2022/Anlagen/Anlage%202%20-%20Angemessenheitswerte%20für%20Unterkunft%20ab%2001.01.2009.pdfdf
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/237/Ablagen/D23779-Jobcenter/03_Führung_Stab/05_Fachliche_Weisungen/2022/Anlagen/Anlage%202%20-%20Angemessenheitswerte%20für%20Unterkunft%20ab%2001.01.2009.pdfdf

153

154

155

156

Die genannten Richtwerte wurden auf Grundlage eines Schliissigen Konzeptes der
Region Hannover als Grundsicherungstrager ermittelt.58 Das Schliissige Konzept
hat sich aus mehreren Richterspriichen des BSG entwickelt und dient der Festle-
gung einer hypothetischen Referenzmiete, zu der es der leistungsberechtigten Per-
son mdglich ist eine bedarfsgerechte Wohnung anzumieten.>®

In einem mehrstufigen Verfahren ist ein abstrakt angemessener Quadratmeterpreis
fur eine Wohnung des unteren Segments im jeweiligen raumlichen Vergleichsraum
zu ermitteln und dieser mit einer angemessenen Wohnungsgré3e zu multiplizieren.

Die Ermittlung des angemessenen Quadratmeterpreises resultiert aus einer Son-
derauswertung der Grundlagendaten aus den qualifizierten Mietspiegeln (§ 558d
BGB), welche die Region Hannover im Turnus von zwei Jahren flr jede regionsan-
gehorige Kommune erstellt bzw. aktualisiert sowie einer Zusatzerhebung der Mie-
ten im geférderten Wohnungsbau.

Der aus den erhobenen Mietdaten abgeleitete angemessene Quadratmeterpreis
wurde dabei so gewéhlt, dass nur Wohnungen abgebildet werden, die nach Aus-
stattung, Lage und Bausubstanz einfachen und grundlegenden Bedirfnissen ent-
sprechen und keinen gehobenen Wohnstandard aufweisen.60

Nach standiger Rechtsprechung des BSG ist bei Festlegung der angemessenen
Wohnungsgroe auf die WohnraumgroéRen fir Wohnberechtigte im sozialen Woh-
nungsbau abzustellen.5! In Niedersachsen bestimmen sich diese nach den Richtli-
nien tber die Soziale Wohnraumférderung in Niedersachsen fir Mietwohnungen.

Die Folgende Wohnungsgrof3en werden demnach als abstrakt angemessen unter-
stellt:

Mitglieder der BG abstrakt angemessene Wohnungsgrofie
1 Person 50 m?
2 Personen 60 m?
3 Personen 75 m?
4 Personen 85 m?
jede weitere Person + 10 m?

Schlissiges
Konzept

Angemessener
Quadratmeter-
preis

Angemessene
WohnungsgroéRRe

58 zur Schlussigkeit des Konzeptes der Region Hannover: vgl. LSG Niedersachsen-Bremen 10.06.2016 — L 11 AS

1788/15und L 11 AS 611/15

59 zu den Anforderungen an ein schliissiges Konzept etwa: BSG 22.9.2009 — B 4 AS 18/09 R; 23.8.2011 - B 14 AS

91/10 R; 6.10.2011 - B 14 AS 131/10 R; 11.12.2012 — B 4 AS 44/12 R; 10.09.2013 - B 4 AS 3/13 R; 12.12.2013 —
B4 AS87/12R

60 st. Rspr. seit BSG 7.11.2006 — B 7b AS 10/06 R, etwa BSG 17.12.2009 — B 4 AS 27/09 R, BSG 11.12.2012-B 4

AS 44/12 R

61 st. Rspr. seit BSG 7.11.2006 — B 7b AS 10/06 R, etwa BSG 16.5.2012 — B 4 AS 109/11 R
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http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=JURE160011653&st=null&showdoccase=1
http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=JURE160011653&st=null&showdoccase=1
http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=JURE160013421&st=null&showdoccase=1
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=126155&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=149169&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=149169&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=149347&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=158758&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=167338&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=168646&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=168646&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=64144&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=127614&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=158758&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=158758&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=64144&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=153553&exportformat=PDF

157  Der abstrakte Richtwert ergibt sich letztlich aus dem Produkt des abstrakt ange- Produkttheorie
messenen Quadratmeterpreises und der abstrakt angemessenen Wohnflache.?

abstrakt abstrakt

abstrakt
angemessener angemessener

angemessener

Quadrat- Quadrat-
meterpreis meterzahl

Richtwert

Konsequenz der Produkttheorie ist, dass der Leistungsempfanger zu Gunsten oder
zu Lasten eines Kriteriums (z.B. Wohnungsgro3e) abweichen kann, wenn er dies
bei einem weiteren Kriterium (z.B. Mietpreis je Quadratmeter) ausgleicht. Entschei-
dend ist also nur die ermittelte Gesamtsumme, da es im Ergebnis allein auf die
Kostenbelastung des Grundsicherungstragers ankommt.53

Bruttokaltmiete und Produkttheorie Beispiel 6
Der alleinstehende K bewohnt eine 65 m2-Mietwonung in Hannover-Stocken. Monatlich fallen
folgende Kosten an:

e 290 € Kaltmiete

e 75 € Betriebskostenvorauszahlung

e 80 € Heizkosten
Welche Angaben sind fiir die Beurteilung der angemessenen Aufwendungen fir Unterkunft
entscheidungsrelevant?

Losung: Relevant ist die Bruttokaltmiete (Kaltmiete + Betriebskosten) des K (zusammen
365 €), sein Wohnort unabhangig vom Stadtteil (Hannover) und die Grof3e der Bedarfsge-
meinschaft (eine Person).

Im Sinne der Produkttheorie ist irrelevant welche Wohnungsgrofe K tatsachlich bewohnt. Es
ist daher zu vernachlassigen, dass er die abstrakt angemessene Wohnungsgrofe fur eine
Person (50 m?) Uberschreitet.

Die Angemessenheit der Heizkosten ist getrennt von den Unterkunftskosten nach den Vor-
gaben nach Gliederungspunkt 3.

62 etwa BSG 7.11.2006 — B 7b AS 10/06 R, BSG 27.02.2008 — B 14/7b AS 70/06; BSG 2.07.2009 — B 14 AS 36/08
R, BSG 20.08.2009 — B 14 AS 41/08 R, BSG 22.09.2009 — B 4 AS 08/09 R

63 st. Rspr. seit BSG 7.11.2006 — B 7b AS 10/06 R
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=64144&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=79301&exportformat=PDF
http://openjur.de/u/169457.html
http://openjur.de/u/169457.html
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=126163&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=125023&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=64144&exportformat=PDF
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2.2.2 Angemessenheitswerte bei Zusammenwohnen mehrerer Personen

(Bedarfs-, Haushalts-, Wohn- und gemischte Bedarfsgemeinschaft)

Zur Bestimmung des zu Grunde legenden Richtwertes kommt es allein auf die Zahl
der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft an. Soweit Personen mit Leistungsberech-
tigten lediglich in einer Haus- oder Wohngemeinschaft leben, bleiben sie bei der
Angemessenheitsprifung auBer Betracht.*

Leben Leistungsberechtigte nach dem SGB Il in einer Haushaltsgemeinschaft mit
Verwandten und Verschwégerten i.S.v. § 9 Abs. 5 SGB I, so ist zur Festlegung
des Richtwertes nicht auf die Zahl der Familienmitglieder abzustellen, die eine
Wohnung gemeinsam nutzen, sondern allein auf die Zahl der Mitglieder in der Be-
darfsgemeinschaft.65

Lebt ein Leistungsberechtigter in einer ,reinen“ Wohngemeinschaft, ohne mit den
mitwohnenden Personen eine Bedarfsgemeinschaft zu bilden, so ist fir die Beur-
teilung des heranzuziehenden Richtwertes auf die leistungsberechtigte Person als
Einzelperson abzustellen und der Wert fur eine Ein-Personen-BG zu Grunde zu
legen. Auch die gemeinsame Nutzung von Raumen rechtfertigt keine andere Be-
urteilung.5¢

Unter einer Wohngemeinschaft ist das Zusammenleben mehrerer unabhéngiger,
meist nicht verwandter Personen in einer Wohnung zu verstehen. Von einer Wohn-
gemeinschatft ist aber nach der Rechtsprechung des BSG auch dann auszugehen,
wenn Verwandte, die keine Bedarfsgemeinschaft i.S.d. § 7 Abs. 3 SGB Il bilden,
eine Wohnung gemeinsam nutzen.6”

Leben Leistungsberechtigte nach dem SGB Il mit Leistungsberechtigten in einer
Unterkunft, die Sozialleistungen aus dem Leistungssystem des SGB Xll oder des
AsylbLG beziehen und bilden diese eine Bedarfsgemeinschaft i.S.d. 8 7 Abs. 3,
Abs. 3a SGB Il (= gemischte Bedarfsgemeinschatft) ist zur Bestimmung des heran-
zuziehenden Richtwertes auf die Zahl der Mitglieder dieser Bedarfsgemeinschaft
abzustellen.

Bei gemischten Bedarfsgemeinschaften soll eine Abstimmung zur Hohe der ange-
messenen Leistungen mit dem zustandigen Sozialamt erfolgen.

Ergibt sich bei Ermittlung der angemessenen Unterkunftskosten eine Abweichung
bei der Beurteilung von Bedarfs-/ Einsatzgemeinschaften nach SGB Il und SGB
XII — mit der Folge, dass von beiden Leistungserbringern unterschiedlich hohe Be-

64 BSG 18.06.2008 — B 14/11 b AS 61/06 R, BSG 18.02.2010 — B 14 AS 73/08 R

65 BSG 8.02.2010 — B 14 AS 73/08 R

66 BSG 18.06.2008 — B 14/11b AS 61/06 R
67 BSG 07.05.2009 — B 14 AS 14/08 R
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=83722&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=132797&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=132797&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=83722&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=121253&exportformat=PDF
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trage als angemessen angesehen werden — ist eine Einzelfallentscheidung dahin-
gehend zu treffen, dass im Kollisionsfall der den Leistungsberechtigten besserstel-
lende Angemessenheitswert zu berticksichtigen ist (zur Erlauterung siehe Beispiel
7-10).

In solchen Fallen hat im Vorfeld eine Abstimmung zur Hohe der angemesse-

nen Aufwendungen mit dem fiir die SGB XllI- oder AsylbLG-Leistungen zu-

standigen Sozialamt zu erfolgen, um fiir die leistungsberechtigten Personen

ein einheitliches und nachvollziehbares Ergebnis sicherzustellen.

Vorstehende Regelungen beziehen sich auf die Festlegung des abstrakten Ange-

Hinweis zur Kopf-

messenheitswerts bei Zusammenwohnen mehrerer Personen. Die Feststellung teilmethode
des tatsachlichen Bedarfs fur Unterkunft beurteilt sich davon abweichend regelma-
3ig nach der Kopfteilmethode (siehe 1.7)
Bedarfsgemeinschaft als MaRRstab Beispiel 7
In einem Haushalt leben
e Vater V (44 Jahre, erwerbsféhig, arbeitslos),
e Ehefrau E (43 Jahre, erwerbsfahig, Minijob),
e der gemeinsame Sohn S (14 Jahre, Schiller, ohne Einkommen)
e und M, die Mutter von V (66 Jahre, Rentnerin).
Eine BG bilden V, E und S. Nicht zur BG gehdort M.
Fur die 94m2-Wohnung in Laatzen zahlen sie monatlich 1.000 € bruttokalt. Sind die tatséch-
lichen Unterkunftskosten abstrakt angemessen?
Losung: Die tatsachlichen Unterkunftskosten betragen kopfteilig 250 € (1.000 € / 4 Perso-
nen im Haushalt). Fir die 3er-BG also 750 €.
Beurteilungsmalistab fir die Angemessenheit der Unterkunftskosten ist der abstrakte Richt-
wert fiir 3 Personen in Laatzen (700 €). Die tatsachlichen Unterkunftskosten liegen Uber
dem Richtwert. Die Unterkunftskosten sind abstrakt unangemessen.
Haushaltsgemeinschaft nach § 9 Abs. 5 SGB Il Beispiel 8

In einem Haushalt leben:
e Vater V (42 Jahre, erwerbsfahig, arbeitslos)

e GrofRvater O (69 Jahre, bezieht Leistungen zur Grundsicherung im Alter nach
dem 4. Kapitel des SGB XIlI)

e Kind K (18 Jahre, Schuler).

Eine BG bilden V und K. GroRRvater O gehort der Haushaltsgemeinschatft (§ 9 Abs. 5 SGB
I), nicht aber der BG an.

Monatlich entstehen fur die Eigentumswohnung des O in Wunstorf insgesamt 420 € berlick-
sichtigungsfahige Bedarfe fir Unterkunft. Wie verteilen sich diese auf die BG? Welcher
Richtwert ist zu Grunde zu legen?

Losung: Der tatséchliche Unterkunftsbedarf betragt kopfteilig 160 € (480 € / 3 Personen
im Haushalt). Fur die 2er-BG von V und K fallen somit 200 €, fir O 100 € tatsachliche Un-
terkunftskosten an.
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Beurteilungsmalistab fiir die Angemessenheit der Unterkunftskosten der 2er-BG ist der abs-
trakte Richtwert fur 2 Personen in Wunstorf (560 €). Die tatséchlichen Unterkunftskosten
(320 €) liegen unter dem Richtwert und sind somit abstrakt angemessen.

Die Bewertung der Angemessenheit der Unterkunftskosten des O erfolgt gesondert und wird
vom Sozialamt der Stadt Wunstorf beurteilt. Ihm ist der Richtwert fir 1 Person (422 €) zu
Grunde zu legen.

Wohngemeinschaft

Die befreundeten K und F wohnen in einer WG in Langenhagen. Beide beziehen Leistungen
nach SGB Il. Die Voraussetzungen des § 7 Abs. 3 bzw. § 7 Abs. 3a sowie § 9 Abs. 5 SGB
Il liegen nicht vor, sodass eine ,klassische Wohngemeinschaft angenommen werden kann.
Somit bildet sowohl K als auch F jeweils eine eigene Bedarfsgemeinschaft.

Fur die 80 m2-Wohnung bezahlen beide 630 € fiir Kaltmiete und Betriebskosten. Wie hoch
ist der Unterkunftsbedarf? Sind die Kosten abstrakt angemessen?

Losung: Der tatséchliche Unterkunftsbedarf betragt kopfteilig 415 € (830 € / 2 Personen
im Haushalt).

Gemal den Vorgaben des BSG ist zur Beurteilung des heranzuziehenden Richtwertes bei
Wohngemeinschaften auf die leistungsberechtigte Person als Einzelperson abzustellen und
der Wert fur eine Ein-Personen-BG zu Grunde zu legen

Beurteilungsmalf3stab ist somit jeweils der Angemessenheitswert fir eine Person in Langen-
hagen (474 €). Der tatsachliche Unterkunftsbedarf (415 €) einer jeden BG liegt unter diesem
Wert. Die Aufwendungen sind somit abstrakt angemessen.

Gemischte Bedarfsgemeinschaft

In einem Haushalt leben
e Vater V (54 Jahre, bezieht Leistungen nach dem 4.Kapitel SGB XII)
e seine Tochter T (26 Jahre, arbeitslos, bezieht SGB 1)
e und sein Sohn S (19 Jahre, sucht einen Ausbildungsplatz, bezieht SGB 1)

Aufgrund der differierenden Gesetzeslage der Leistungssysteme SGB Il und SGB XII ergibt
sich folgende diffuse Gemeinschaftskonstellation bei der Beriicksichtigung von Einkommen
und Vermdgen.

Zur Bedarfsgemeinschaft i.S.d. § 7 Abs. 3 SGB Il zahlen S und V. Diese bilden eine ge-
mischte BG, da beide Leistungen aus unterschiedlichen Leistungssystemen erhalten (SGB
Il und SGB XII). Da die Tochter das 25. Lebensjahr vollendet hat, gehért sie nicht zur BG
von S und V, sondern bildet nach SGB Il eine eigene BG.

Nach SGB XIlI ist eine andere Beurteilung zu treffen. Die Mitglieder des Haushalts bilden
keine Einstandsgemeinschaft (vgl. 8§ 43 SGB XIl).
Monatlich fallen fur die 68m2-Wohnung in Garbsen folgende Kosten an:

e 550 € Kaltmiete,

e 80 € Betriebskosten,

e und 110 € Heizkosten an.

Welcher Angemessenheitswert fiir Unterkunftskosten ist fir wen zu Grunde zu legen? Sind
die Kosten angemessen?
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Ldsung: Der tatséchliche Unterkunftsbedarf betragt kopfteilig 320 € (960 € / 3 Personen im
Haushalt). Fur die gemischte BG von S und V fallen somit 650 €, fur die BG der T 320 €
tatsachliche Unterkunftskosten an.

Aufgrund der widerspriichlichen Gemeinschaftskonstellationen nach SGB Il und SGB XI|
(s.0.) wurde das Jobcenter fir das SGB Il zum Ergebnis kommen, dass die Unterkunftskos-
ten der gemischten BG von V und S unangemessen sind (abstrakter Richtwert fur 2 Perso-
nen in Garbsen > 609 € < 650 € tatsachliche Unterkunftskosten).

Im Sozialamt wiirde fiir V hingegen der abstrakte Richtwert fiir eine Person akzeptiert wer-
den (512 €), da er nach den Regelungen des SGB XIlI eine fiktiv ,eigene Bedarfs-/ Ein-
standsgemeinschaft” darstellt. Sein Unterkunftsbedarf ware im SGB Xl nunmehr angemes-
sen (512 € > 320 €).

Um diese diffuse Entscheidungssituation aufzulésen, welche die divergierende Gesetzes-
lage der beiden Leistungssysteme mit sich bringt, ist nach Weisung der Region in solchen
Fallen eine Einzelfallentscheidung dahingehend zu treffen, dass der den Leistungsberech-
tigten besserstellende Richtwert zu berticksichtigen ist. Hier ware der Angemessenheitswert
nach Beurteilung im SGB XIl zu Grunde zu legen.

D.h. fir V und S ist jeweils der Richtwert fur eine Person zu akzeptieren (512 €). Die jewei-
ligen Unterkunftsbedarfe sind angemessen (512 € > 320 €).

2.2.3 Zuschlag aufgrund des energetischen Zustands des bewohnten Geb&audes

(Klimabonus)

Bewohnt ein Leistungsberechtigter eine Wohnung in einem Gebéaude, welches ei-
nen niedrigen Endenergiebedarf aufweist, ist bei Vorliegen der Voraussetzungen
nach Rn. 164 nach entsprechendem Nachweis nach Rn. 165 ein Zuschlag auf
den abstrakten Richtwert in der unter Anlage 7: Klimabonus - Bonusstufen fest-
gelegten Hohe vorzunehmen.

Leistungsbeziehern soll dadurch die Mdoglichkeit eroffnet werden, Zugriff auf
Wohnraum zu erhalten, der einem hohen energetischen Standard entspricht.

Hinweis: Der Klimabonus erhéht nicht die Unterkunftskosten, wenn die absolute
Obergrenze des 1,5-fachen Angemessenheitswert bereits erreicht ist.

Ein Zuschlag auf den Richtwert soll gewéhrt werden, wenn

e die vom Leistungsberechtigten bewohnte Wohnung zu einem Geb&ude
oder einem Gebdaudeteil gehort, dessen im Energiebedarfsausweis aus-
gewiesener Endenergiebedarf einen Wert von 120 kWh/a-m2 nicht tber-
steigt,

e die tatsachlichen Bedarfe fur Unterkunft iber dem abstrakten Richtwert
nach 2.2.1 liegen.

Die Leistungsberechtigten sollen auf die Mdglichkeit der Gewahrung des Klimabo-
nus zuzuglich zum Richtwert hingewiesen werden.
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Gleichwohl obliegt die Nachweispflicht der leistungsberechtigten Person. Der
Nachweis ist durch Vorlage des Energiebedarfsausweises des bewohnten Gebau-
des zu fiihren (in Kopie oder anderer Form). Die Vorlage eines Endenergiever-
brauchsausweises kann nicht akzeptiert werden, da durch diesen kein Riick-
schluss auf den kiinftig zu erwartenden Verbrauch mdoglich ist.®

Der Energiebedarfsausweis muss den Anforderungen der 88 16 ff. der Energie-
einsparverordnung 2014 (EnEV 2014) entsprechen und mindestens folgende An-
gaben enthalten:

e die Anschrift des Gebaudes (oder Gebaudeteils), die mit der bewohnten
Wohnung lbereinstimmt

e die Angabe Uber den Endenergiebedarfswert

e Angaben Uber den Aussteller des Energiebedarfsausweises.

Gem. § 16 Abs. 2 EnEV sind u.a. Vermieter/Verkaufer dazu verpflichtet bei Be-
sichtigung der Wohnung/des Hauses, spatestens jedoch auf Verlangen den Ener-
gieausweis des Gebaudes vorzulegen. Bei Vertragsschluss ist ein solcher unver-
zluglich zu Ubergeben.®® Die Art des Energieausweises (Energiebedarfs- oder
Energieverbrauchsausweis) ist dabei jedoch nicht vorgeschrieben, sodass die leis-
tungsberechtigte Person nicht in jedem Falle den notwendigen Nachweis fihren
kann. Der Klimabonus kann dann nicht gewéhrt werden.

Muster Energiebedarfs- und Energieverbrauchsausweis gem. 16 ff. EnEV
siehe Anlage 8: Muster Energiebedarfsausweis

oder N:\Ablagen\D23779-Jobcenter\03_Fiihrung_Stab\05_Fachliche_Weisun-
gen\2022\Anlagen\Anlage 8 - Muster Energiebedarfsausweis.pdf

Die H6he des maximal zu gewéhrenden Zuschlags bestimmt sich nach der Anzahl
der Mitglieder in der Bedarfsgemeinschaft sowie dem nachgewiesenen Energie-
kennwert des Wohngebaudes.

Die in Anlage 7: Klimabonus - Bonusstufen aufgefiihrten Werte sind als Aufschlag
auf den abstrakten Angemessenheitswert (2.2.1) zu verstehen. Gleichwohl kén-
nen jedoch nur tatsachlich anfallende Unterkunftsbedarfe ilbernommen werden.

Gewahrung Klimabonus

Hier ist die bei Verwendung der Berechnungshilfe BfU in den betreffenden Fallen automa-
tisch erstellte E-Mail an den Geschéftsbereich Leistungsservice zu senden.

Beriicksichtigung des Klimabonus

Eine zweikopfige BG mochte eine 55m? groRe Mietwohnung in Wunstorf beziehen. Laut
Wohnungsangebot sollen monatlich folgende Kosten entstehen:

e Kaltmiete: 520 €

Muster

Hbhe des Zu-
schlags

Statistik

Beispiel 11

68 Zur Unterscheidung von Energiebedarfsausweis und Energieverbrauchsausweis: http://www.dekra.de/de/6057

69 Verordnungstext zur EnEV: http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/enev_2007/gesamt.pdf
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e Betriebskosten: 45€
e Heizkosten: 55 €

Sie fragen nunmehr die Zusicherung gem. § 22 Abs.4 SGB Il an. Dabei legen Sie ein Han-
dyfoto des Energiebedarfsausweises des Gebaudes vor, der wahrend der Wohnungsbe-
sichtigung auslag. Er weist einen Endenergiebedarf von 75 kWh/a-m? aus. Der Umzug ist
erforderlich. Kann die Zusicherung erteilt werden?

Losung:

1. Es wird zunachst davon ausgegangen, dass der Umzug i.S.d. § 22 Abs.4 S.2 SGB |l
erforderlich ist.

2. Angemessen sind die Unterkunftskosten zunachst, wenn die tatsachlichen Unterkunfts-
bedarfe (hier: 540 € KM + 45 € BK = 585 €) abstrakt angemessen sind. Der abstrakte Richt-
wert betragt 560 €. Es kann jedoch ein Zuschlag auf den Richtwert gewahrt werden, da die
Voraussetzungen fiir die Gewahrung vorliegen

e Endenergiebedarf < 120 kWh/m?-a

e Tatsachlicher Unterkunftsbedarf Uber abstrakten Richtwert

e Ordnungsgemalfer Nachweis anhand Energiebedarfsausweis

Der abstrakte Richtwert kann daher um 27 € (Bonusstufe 2) erhéht werden. Die Unterkunfts-
bedarfe (585 €) liegen damit unter dem abstrakten Angemessenheitswert (587 € = 560 € +
27€). Die Zusicherung ist zu erteilen.

Hinweis: Zukinftig zu tbernehmen sind jedoch nur die tatséchlichen Bedarfe i.H.v. 585 €
zzgl. angemessener Heizkosten.

2.3 Konkret angemessene Aufwendungen fur Unterkunft

Ubersteigen die tatséchlichen Aufwendungen der Unterkunft den nach Punkt 2.2
festgestellten abstrakten Angemessenheitswert, ist zu priifen, ob Besonderheiten
des Einzelfalls vorliegen, die das Uberschreiten der hypothetischen Referenzmiete
bis zum 1,5-fachen Angemessenheitswert rechtfertigen = konkrete Angemessen-
heitsprifung.

Eine Ubernahme von Unterkunftskosten iiber den 1,5-fachen Angemessenheits-
wert hinaus ist bei Standardmietwohnungen im unteren Ausstattungsbereich
grundsatzlich nur in der Karenzzeit mdglich, wenn diese Kosten unabweisbar sind
oder minderjahrige Kinder im Haushalt wohnen. Erfolgt die Anmietung in der Ka-
renzzeit und liegen Ausnahmetatbestande vor, kdnnten die tatsachlichen Unter-
kunftskosten wahrend der Karenzzeit ilbernommen werden. Mit Ablauf der Ka-
renzzeit ware dies nur noch eingeschrankt moglich (vgl. Rn. 118).
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2.3.1 Grundsatze

Ein Uberschreiten des abstrakten Angemessenheitswertes kann akzeptiert wer-
den, wenn Besonderheiten des Einzelfalls besondere Anforderungen an Standard,
Ausstattung, Lage, Grof3e oder Schnitt der Wohnung ergeben, die einen hdheren
Unterkunftsbedarf erfordern (Bedarfsdeckungsprinzip).”

Ein besonderer Wohnraum-/Unterkunftsbedarf ist unter Berlicksichtigung aller re-
levanten personlichen Besonderheiten im Einzelfall zu berticksichtigen. Zu beach-
ten ist, dass von einer pauschalen Erhéhung auf den nachst héheren Richtwert
abzusehen ist, dieser jedoch als Anhaltspunkt fur die Bewertung herangezogen
werden kann.

Eine Uberschreitung des abstrakten Richtwertes kann nur so lange gerechtfertigt
werden, wie die besonderen Umstande des Einzelfalls Bestand haben. Entféllt der
den hoheren Bedarf rechtfertigende Grund ist der abstrakte Angemessenheitswert
zur Bewertung der Unterkunftskosten zu Grunde zu legen.

Eine Prifung soll anlassbezogen — in der Regel bei der Entscheidung tber die
Weiterbewilligung - erfolgen.

Besonderheiten des Einzelfalls, die einen hdheren Bedarf rechtfertigen sollen, sind
von der leistungsberechtigten Person durch einen aussagekréaftigen Nachweis
glaubhaft zu machen.

Eine getroffene Einzelfallentscheidung ist zu begriinden und unter Hinzuftigen al-
ler Nachweise aktenkundig zu machen.

Bei strittigen oder schwierigen Féallen ist die Akte der Teamleitung vorzulegen.
Diese entscheidet dann auf der Erstentscheidungsebene

Bei gemischten Bedarfsgemeinschaften (SGB II-Empféanger bildet mit Leistungs-
berechtigten nach SGB XII oder AsylbLG eine BG) ist vor Anerkennung eines, den
abstrakten Angemessenheitswertes Uberschreitenden konkreten Bedarf eine Ab-
stimmung mit dem zustandigen Sozialamt vorzunehmen.

70 BSG 22.8.2012 — B 14 AS 13/12 R; BSG 11.12.2012 - B 4 AS 44/12 R
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2.3.2 Positivbeispiele

Besonderheiten des Einzelfalls, die ggf. hdhere Anforderungen an Standard, Aus-
stattung, Lage, GroRRe oder Schnitt der Wohnung erfordern und somit héhere BfU
rechtfertigen, kdnnen beispielsweise vorliegen bei (nicht abschlieRend):

e Menschen mit Behinderungen, Krankheiten oder Pflegebedirftigkeit,

wenn dadurch kausal héhere Aufwendungen bedingt werden. Beispielsweise
wenn durch die Behinderung ein abweichender Wohnraumbedarf erforderlich
ist (z.B. aufgrund der Nutzung eines Rollstuhls)?* oder aufgrund von Krankheit
besondere Anforderungen an die Wohnung gestellt werden missen (z.B.: be-
sondere Ausstattung oder Lage der Wohnung aufgrund einer Allergie oder Er-
krankung).

Das Vorliegen einer Behinderung oder Krankheit, ist Uber ein haus- oder fach-
arztliches Attest zu belegen, aus dem hervorgeht, dass aufgrund der Behinde-
rung/Krankheit besondere Anforderungen an die Wohnung des Patienten zu
stellen sind. In Streit- oder unglaubwirdigen Féallen ist ein amtsérztliches Gut-
achten zu verlangen.”?

Die Blindheit eines Leistungsberechtigten begriindet regelmafig nicht die Zu-
erkennung einer erhéhten angemessenen Wohnflache oder Unterkunftsbe-
darfs. Jedenfalls soweit der Leistungsberechtigte Blindengeld bzw. Blindenhilfe
bezieht, ist es ihm zuzumuten, zumindest Teile davon fir eine erhéhte Miete
aufzuwenden.”?

Ein Zuschlag zum Richtwert kommt nur dann in Betracht, wenn tatséchlich aus-
geschlossen ist, dass dem betreffenden Personenkreis Wohnungen mit einfa-
cher Ausstattung in einfacher Lage zur Verfiigung stehen, die den besonderen
Anforderungen gleichermafRen gerecht werden. Bezogen auf die oben genann-
ten Beispiele konnten Wohnungen im Erdgeschoss (bei Gehbehinderung), in
Randlage bzw. im Hinterhof (bei Atemwegserkrankungen) und mit einfachen
Dielenfu3boden (bei Allergikern) zur Verfligung stehen.

1 BSG 16.04.2013 - B 14 AS 28/12 R
72 ygl. LSG Sachsen-Anhalt 27.12.2010 — L 5 AS 179/10 B ER
73 vgl. LSG Bayern 14.9.2010 — L 11 AS 359/10 B ER
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e zuklnftigem Wohnflachenbedarf
Ein zukunftiger Wohnflachenbedarf kann bericksichtigt werden, wenn er in ei-
nem Uberschaubaren Zeitraum entsteht.”

Bei einer Schwangerschaft soll ab Vorlage des Mutterpasses der Wohnfla-
chenbedarf fir eine weitere Person beriicksichtigt werden. Es kann der Richt-
wert fUr die GréRRe der aktuellen Bedarfsgemeinschaft zuziglich des ungebo-
renen Kindes zu Grunde gelegt werden.

e Auslbung des Umgangsrechts (temporére Bedarfsgemeinschaft)

Bei Bestehen einer temporéren Bedarfsgemeinschaft — insbesondere bei der Aus-
Ubung des Umgangsrechts - kann nach MaRgabe der Umstande des Einzelfalls
ein erhdhter Wohnflachen- bzw. Unterkunftsbedarf in angemessen Umfang be-
ricksichtigt werden.”s

Als Entscheidungshilfe sollen folgende typische Fallkonstellationen aufgefiihrt
werden:

annahernd hélftige Aufteilung des Umgangsrechts

Kinder, die bei getrenntlebenden Eltern je zur Halfte aufwachsen, kdnnen bei der
angemessenen Wohnungsgroéf3e voll beriicksichtigt werden. Sofern beide Eltern-
teile im Leistungsbezug sind, erhéht sich bei beiden Elternteilen jeweils die ange-
messene Wohnungsgroile.

Dies ist durch geeignete Beweismittel (z.B. Scheidungsurteil und Bescheinigung
beider Elternteile, dass das Kind tatsachlich jeweils anndhernd zur Halfte bei bei-
den lebt) glaubhaft zu machen.

reines Besuchsrecht

bei einem reinen Besuchsrecht eines Kindes (Ublicherweise jedes zweite Wochen-
ende und die hélftigen Ferien) ist es nicht sachgerecht eine gréRere Wohnflache
und damit verbunden, héhere mtl. Aufwendungen fiir Unterkunft anzuerkennen.’®

Bei einem reinen Besuchsrecht mehrerer Kinder ist eine abweichende Entschei-
dung mdoglich.

74 vgl. LSG Niedersachsen-Bremen 17.10.2006 — L 6 AS 556/06 ER
7S vgl. LSG Niedersachsen-Bremen 4.1.2012 — L 11 AS 635/11 B ER, strenger: LSG Nordrhein-Westfalen

17.6.2008 — L 20 B 225/07 AS ER

76 vgl. grds. LSG Nordrhein-Westfalen 17.6.2008 — L 20 B 225/07 AS ER
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=88922&exportformat=PDF
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Kindern in stationaren/ teilstationaren Einrichtungen

Kinder in stationaren bzw. teilstationéren Einrichtungen gehéren nicht zur Be-
darfsgemeinschaft, da sie ihren gewoéhnlichen Aufenthalt meist in der Einrich-
tung haben. Sollten regelmaRige besuchsweise Aufenthalte bei den Eltern zum
padagogischen Konzept der Einrichtung gehéren, kann dies bei den Eltern ei-
nen héheren Wohnflachen- und somit BfU-Bedarf rechtfertigen.

Ein Nachweis (z.B. durch Bestatigung der Einrichtung) ist zu fordern.

2.3.3 Negativbeispiele

Bei nachfolgenden Fallkonstellationen werden héhere BfU von der Sozialgerichts-
barkeit regelméaRig abgelehnt:

Alleinerziehende mit Kindern

Das personenbezogene Merkmal der Alleinerziehung fuhrt fir sich genommen
nicht zu einer Erhéhung der angemessenen Wohnflache.”” Dennoch sollen
Grof3e und Zuschnitt einer Wohnung einen gewissen Rickzugsraum fir ein
Schulkind und den erwachsenen Elternteil erméglichen.’® Die Voraussetzungen
sind eng auszulegen.

Eigenheim oder Eigentumswohnung

Das Bewohnen eines Eigenheims oder einer Eigentumswohnung fuhrt fur sich
nicht zu einer Erhdhung des BfU-Bedarfs — auch nicht, wenn ein Vermégens-
verwertungsschutz nach § 12 Abs. 1 S.3 SGB Il besteht.”® Die Angemessenheit
der Unterkunftskosten richtet sich bei Mietern und Eigentiimern vielmehr nach
einheitlichen Kriterien.8

Kindertagespflege

Kindertagespflegeverhéltnisse rechtfertigen trotz des gréReren Wohnraumbe-
darfs keine Gewahrung hdherer Unterkunftskosten, da die Tagespflegeperso-
nen den zusatzlichen Raumbedarf im Rahmen ihrer Tétigkeit Uber einen Auf-
wendungsersatz erhalten.

Bezuglich der Bericksichtigung des Aufwendungsersatzes fur Tagespflege
beim Einkommen als Betriebsausgaben ist die JC Intern 03/2012, insbesondere
Punkt 3.2.2 zu beachten.

TBSG 11.12.2012 - B 4 AS 44/12 R

78 BSG 22.8.2012 - B 14 AS 13/12 R

7 BSG 7.11.2006 — B 7b AS 2/05 R; BSG 15.4.2008 — B 14/7b AS 34/06 R
80 BSG 15.4.2008 — B 14/7b AS 34/06 R
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3. Angemessene Aufwendungen fur Heizung und Warmwasserbereitung
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3.1 Grundsatze

Nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB Il werden Heizbedarfe in Hohe der tatsachlichen Aufwen-
dungen erbracht, soweit diese angemessen sind. Die Priifung der Angemessenheit
von Heizaufwendungen hat getrennt von der Beurteilung der Angemessenheit von
Unterkunftskosten zu erfolgen.8?

Die Karenzzeit nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGB Il bezieht die Aufwendungen fiir Heizung
nicht mit ein. Sie findet aber in Abhéngigkeit von der Hohe der Heizkosten mittelbar
Anwendung auch auf diese, da sonst der gesetzliche Schutzzweck der Karenzzeit
der Bedarfe fur Unterkunft (die Sicherung der Unterkunft) nicht erreicht werden
wiurde, sofern hinsichtlich der Angemessenheit von Heizkosten sofort eine Kosten-
senkungsaufforderung mit Bezug auf die abstrakt angemessene Wohnflache erge-
hen wirde.

Wahrend der Karenzzeit gilt, dass bei Ubernahme der Kosten fiir eine unangemes-
sen grof3e Wohnung die Quadratmeterzahl dieser Wohnung fir die Prifung der an-
gemessenen Kosten der Heizung heranzuziehen ist. Hinsichtlich der Berechnung ist
somit nicht auf die abstrakt angemessene Wohnflache, sondern auf die tatsachliche
Wohnflache abzustellen, es sei denn, die tatsachliche Wohnflache ist kleiner.

Nach Ablauf der Karenzzeit ist fur die Ermittlung der angemessenen Heizkosten nur
noch auf die abstrakt angemessene Wohnflache abzustellen.

Die Kosten der zentralen Warmwasserbereitung sind Teil der Bedarfe fir Unterkunft
und Heizung gem. § 22 SGB Il und gemeinsam mit den Heizkosten in angemesse-
ner H6he zu Ubernehmen. Falls Warmwasser durch die in der Unterkunft installierte
Vorrichtungen (z.B. Boiler, Durchlauferhitzer) dezentral erzeugt wird, greift die Mehr-
bedarfsregelung des § 21 Abs. 7 SGB Il (siehe 3.4)

Zu den Heizkosten im Sinne des 8§ 22 Abs. 1 SGB Il zahlen insbesondere:

e Monatliche Abschlagszahlungen an den Vermieter oder das Energie- bzw.
Fernwarmeversorgungsunternehmen (3.2)

e Anschaffungskosten fur Heizmaterialien (z.B. Kohle, Heiz6l oder Gas bei
selbst zu bestiickender Heizung bzw. selbst zu befiillendem Tank) im Falligkeits-
monat der Rechnung (3.3)

Diese Regelungen gelten gleichermaf3en fur Mieterinnen und Mieter als auch fir Ei-
gentimerinnen und Eigentiimer.8?

Getrennte Pri-
fung

Tatsachliche
Wohnflache bei
Heizkosten wah-
rend Karenzzeit

Kosten der
Warmwasserbe-
reitung

Bestandteile der
Aufwendungen
fur Heizung

Eigentumer

81 vgl. BSG 2.7.2009 — B 14 AS 36/08 R; BSG 20.8.2009 — B 14 AS 65/08 R; BSG 19.10.2010 — B 14AS 50/10 R
82 BSG 19.9.2008 — B 14 AS 54/07 R: bei den Bedarfen fiir Heizung findet keine Differenzierung zwischen Mietern

und Eigentimern statt
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3.2 Laufende Aufwendungen fur Heizung (monatliche Abschlagszahlungen)

Uberschreiten die tatséchlichen Heizaufwendungen der leistungsberechtigten Per-
son (3.2.1) nicht den abstrakten Angemessenheitswert flir Heizung (3.2.2) kann von
angemessenen Heizkosten ausgegangen werden. Die tatsachlichen Aufwendungen
sind sodann als Bedarf zu beriicksichtigen.

Wird der Richtwert Gberschritten, ist zu priifen, ob Besonderheiten des Einzelfalls
einen hoheren Heizbedarf rechtfertigen (=konkrete Angemessenheitsprifung nach
3.2.3). Ist dies nicht der Fall, ist unter Umstanden ein Anhdérungsverfahren zur Kos-
tensenkung einzuleiten. Hierflr sind die Voraussetzungen nach Punkt 4 zu beachten

Wahrend der Karenzzeit nach § 22 Abs. 1 S. 2 SGBII werden die Aufwendungen fir
Heizung Ubernommen, die auf Grundlage der tatsdchlichen Wohnungsgrof3e abstrakt
angemessen sind.

Feststellen der tatsdchlichen Aufwendungen fiir Heizung (siehe 3.2.1.)

Grundlage: monatlicher Heizkostenabschlag, der auf die BG entfallt

- 3.21.1 Trennung von Betriebs- und Heizkosten
1. . 3.2.1.2 Abzug der Kosten fir Frisch (Kalt ,Ab )
— 3.2.1.3 ggf. Zuschlag fur Betriebsstromkosten der Heizungsanlage
— 3.2.1.4 Beriicksichtigung der Besonderheiten bei Kochen mit Gas
— 3.2.1.5 Beriicksichtigung der Besonderheiten beim Heizen mit Strom

A 4

Sind die tatsachlichen Aufwendungen abstrakt angemessen ? (siehe 2.2)

— bestimmtsich anhand:
* Heizenergietrager
+ Art der Warmwasserbereitung
+ Grofe der BG (£ abstrakt angemessener Wohnungsgréfie) (bzw. wahrend der
einjahrigen Karenzzeit die tatsdchliche Wohnungsgrolie)

nein
h 4

Sind die tatsachlichen Aufwendungen konkret angemessen? (siehe 3.2.3)

= liegen Besonderheiten des Einzelfalles vor, die einen héheren Heiz- oder
Warmwasserbedarf rechtfertigen?

— insbesondere Beriicksichtigung personenbedingter (subjektiver) Griinde

nein

A 4

Priifung der Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens (siehe 4.)

'S
Beriicksichtigung der tatséchlichen Bedarfe

60
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3.2.1 Tatsachliche Aufwendungen fir Heizung

Grundlage fir die Ermittlung der tatsachlichen Aufwendungen fur Heizung sind die
monatlichen Abschlagszahlungen, welche die leistungsberechtigte Person an den
Vermieter oder das Energie- bzw. Fernwarmeversorgungsunternehmen fur die Kos-
ten der Heizung zu entrichten hat.

Berucksichtigungsfahige Bedarfe fur Heizung i.S.d. § 22 Abs.1 S.1 SGB Il sind:
o die Brennstoffkosten,
e die Kosten der zentralen Warmwassererzeugung,
e die Nebenkosten der Heizung und Warmwassererzeugung wie
o Grund- und Zahlergeblhren,
o Kosten fiir Wartung und Instandhaltung der Heizungsanlage,
o Strombedarf flr den Betrieb der Heizungsanlage (Betriebsstromkosten) und

o die Nachforderungen fir Heizkosten nach Abrechnung des tatsachlichen Ver-
brauchs (4.).

Sofern nicht fir jeden Monat des Abrechnungszeitraumes Abschlage gefordert wer-
den, z.B. weil die Rechnung / der Abschlagsplan verspatet erstellt wurde, ist bei der
Angemessenheitsprifung nicht der geforderte Abschlagsbetrag zu beriicksichtigen,
sondern der sich im Abrechnungszeitraum durchschnittlich monatlich ergebende Be-
trag.

Eingabe Abschléage in Allegro

Die leistungsberechtigte Person G bezieht am 01.05. ihre neue Wohnung. Die Wohnung wird
mit Gas beheizt, es wird ein Energieversorgungsvertrag direkt mit dem Energieversorger ab-
geschlossen. Seitens des Energieversorgers erfolgt zum 19.06. die Mitteilung tber die monat-
lichen Abschlagsbetrage. Fir den ab 01.05. beginnenden, kiinftig jeweils ein Jahr laufenden,
Abrechnungszeitraum werden die Abschlage ab 01.07. in H6he von 167,00 Euro monatlich
festgesetzt.

In ALLEGRO ist der Abschlag ab 01.07. in Hohe von 167,00 € (zzgl. Zindstrom) zu erfassen.

Bei der Angemessenheitsprifung ist jedoch nur der Betrag von 139,17 Euro (zzgl. Zindstrom)
zu bertcksichtigen (167,00 Euro x 10 Abschlagszahlungen / 12 Monate)

Haufig sind die Abschlagszahlungen um die Kostenpositionen zu bereinigen, die
keine Bedarfe fur Heizung i.S.d. § 22 Abs.1 S.1 SGB Il darstellen.

Dies betrifft insbesondere in den Abschlagszahlungen veranschlagte Betriebskosten
(3.2.1.1) oder Kosten fir Frischwasser (Kalt- und Abwasser) (3.2.1.2). Unter Umstan-
den ist ein Zuschlag fur die Kosten des Betriebsstroms der Heizungsanlage zu ge-
wahren (3.2.1.3).
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Wird eine Unterkunft von mehreren Personen gemeinschaftlich genutzt, sind auch
die Heizkosten regelmafig nach Kopfzahl aufzuteilen. Dies gilt insbesondere dann,
wenn auch nicht leistungsberechtigte Personen die Unterkunft nutzen.® Die in 1.3
genannten Grundsatze finden auch bei der Feststellung der tatséchlichen Heizauf-
wendungen Anwendung.

Kopfteilmethode bei Heizkosten

Der Leistungsberechtigte K lebt mit seinem Sohn (27 Jahre) in einem Haushalt. Monatlich fal-
len im Haushalt 86 € Heizkosten an. Ein Untermietvertrag oder eine gesonderte Vereinbarung,
zur Hohe der geschuldeten Heizkosten existiert nicht. In welcher Hohe sind Aufwendungen fir
Heizung fir K zu bertcksichtigen?

LOsung: Heizaufwendungen sind fir K kopfteilig in Hohe von 43 € zu bericksichtigen (86 € +
2 Personen)

3.2.1.1 Trennung von Betriebs- und Heizkosten

Sofern der Vermieter Abschlage fir Betriebs- und Heizkosten in einer Summe ver-
langt, ist durch Befragung des Mieters/Vermieters die Hohe des Anteils zu bestim-
men, der auf die Heizkosten entféllt. Dieser Wert ist sodann maf3gebend.

Soweit sich die Hohe der beiden Kostenbestandteile nicht auf diesem Wege stichhal-
tig feststellen lasst, soll zur Bemessung der tatsachlichen Aufwendungen fir Heizung
und ggf. Warmwasser vom zu zahlenden Gesamtabschlag nur derjenige prozentuale
Anteil zu Grunde gelegt werden, wie er sich aus dem Verhéltnis von Heiz- zu Be-
triebskosten aus der letzten Betriebs- und Heizkostenabrechnung ergeben hatte.84

Abschlag fur Betriebs- und Heizkosten in einer Summe

Der Vermieter von K verlangt einen monatlichen Abschlag fur Betriebs- und Heizkosten in
Hoéhe von 120 Euro in einer Summe. Auf Nachfrage bei Mieter und Vermieter konnte die
Hoéhe der beiden Kostenbestandteile nicht stichhaltig ermittelt werden. Nunmehr ergab sich
aus der letzten Betriebs- und Heizkostenabrechnung, dass K 550 Euro fiir Betriebskosten
und 850 Euro fur Heizkosten zu zahlen hatte. Wie ist vorzugehen?

Loésung: Da bei der Befragung von Mieter und Vermieter nicht die tatsachlichen Aufwendun-
gen fur Heizung und Warmwasser ermittelt werden konnten, soll auf das Kostenverhaltnis der
letzten Betriebs- und Heizkostenabrechnung abgestellt werden. Hierbei wurden insgesamt 39
% fur Betriebskosten (550 Euro + 1400 Euro) und 61 % fir Heizkosten und Warmwasser (850
Euro + 1400 Euro) aufgewendet. Von dem zu zahlenden Gesamtabschlag in Héhe von 120
Euro ist sodann zu unterstellen, dass 73,20 € (120 Euro - 0,61) als tatséchliche Aufwendungen
fur Heizung und Warmwasser entfallen. Der verbleibende Anteil fiir die Betriebskosten i.H.v.
46,80 € ist bei der Angemessenheitsprifung der Unterkunftskosten einzustellen.

83 st. Rspr. des BSG, vgl. BSG 24.02.2011 - B 14 AS 61/10 R
84 gahnl.: BSG 20.8.2009 — B 14 AS 41/08 R
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=142065&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=126163&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
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3.2.1.2 Abzug der Kosten fur Frischwasser (Kaltwasser, Abwasser)

Sofern das Wasser in der Wohnung der leistungsberechtigten Person zentral tiber
die Heizungsanlage erwérmt wird und Kosten fiir Heizung, Warmwasser und Kalt-
wasser gemeinsam monatlich veranschlagt und spater abgerechnet werden, ist der
kalkulierte Kostenbestandteil fiir Frischwasser (Kaltwasser, Kaltwasser fir Warm-
wasser und Abwasser) aus dem Abschlag herauszurechnen und auf die Betriebskos-
ten aufzuschlagen. Dies gilt nur, wenn der Kostenbestandteil fir Frischwasser ein-
deutig aus den vorliegenden Unterlagen (z. Bsp. Aufschliisselung der Betriebskosten
im Mietvertrag oder Jahresabrechnung) zu entnehmen ist. Sollte dies nicht der Fall
sein, ist der Kostenbestandteil wie im Beispiel unter Randnummer 171 anzuerken-
nen.

Sofern seit Anmietung noch keine Abrechnung tber die Kosten fur Heizung, Warm-
wasser und Kaltwasser erstellt wurde, wird sich ein Anteil fir Frischwasser in aller
Regel nicht ermitteln lassen. In diesem Falle sind die Gesamtabschlage bis zur ersten
Erstellung der Abrechnung ohne weitere Prifung als angemessen zu unterstellen
und zu tbernehmen.

Liegt eine gemeinsame Abrechnung fur die Kosten fur Heizung, Warmwasser und
Kaltwasser der leistungsberechtigten Person vor, soll fir zukinftige Abschldge nur
der auf Heizung und Warmwasser entfallende prozentuale Anteil des Abschlags
Ubernommen werden, wie er sich aus der letzten Abrechnung ergeben hatte. Der
verbleibende Anteil fir Frischwasser ist bei der Angemessenheitspriifung der Kosten
fur Unterkunft zu beriicksichtigen.

Gemeinsame Abrechnung fur Heizung, Warm- und Kaltwasser, Kostenanteile nicht be-
kannt

Der Vermieter von K erstellt eine gemeinsame Abrechnung fir Heizung, Warmwasser und
Kaltwasser. Hierfiir verlangt er monatlich von K einen Abschlag i.H.v. 80 €. Es liegt seit Anmie-
tung bisher keine Jahresabrechnung vor. Die Kostenanteile der einzelnen Rechnungsposten
lassen sich nicht durch zumutbaren Aufwand feststellen. Energietrager: Fernwarme. Wie ist
vorzugehen?

LOsung: Da sich der Kostenbestandteil fir Kaltwasser nicht feststellen I&asst und eine Abrech-

nung nicht vorliegt, ist der verlangte Abschlag fiir Heizung, Warmwasser und Kaltwasser als
angemessen zu unterstellen und zu Gbernehmen.
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Abwandlung - Gemeinsame Abrechnung fir Heizung, Warm- und Kaltwasser, Kosten-
anteile bekannt

Gleicher Sachverhalt wie oben. Es liegt nunmehr eine Jahresendabrechnung vor, aus der her-
vorgeht, dass im Abrechnungszeitraum 30 % der Gesamtkosten auf Frischwasser (Kaltwasser,
Kaltwasser fir Warmwasser) entfielen. Die H6he des kiinftig zu zahlenden Gesamtabschlags
wurde aulRerdem vom Vermieter auf 90 Euro monatlich erhdht. Wie ist nunmehr vorzugehen?

Losung: Fur kinftige Abschlage ist nur der Kostenbestandteil fir Heizung und Warmwasser
anteilig zu 70 % zu berlicksichtigen, da aus der letzten Abrechnung hervorging, dass 30% der
Kosten auf Frischwasser entfielen. Die tatséchlichen Aufwendungen fur Heizung und Warm-
wasserbereitung betragen demnach 63 €. Der verbleibende Betrag fiir Kaltwasser i.H.v. 27 €
ist als Bestandteil der Betriebskosten uber die Bedarfe fir Unterkunft bernahmeféhig (Mie-
tobergrenzen beachten!).

3.2.1.3 Zuschlag fur Betriebsstromkosten der Heizungsanlage

199  Zu den tatsachlichen Heizkosten sind auch die Stromkosten fiir den Betrieb der Hei-
zungsanlage (u.a. Zundstrom, Heizungspumpe) als Heiznebenkosten zu zahlen.
Diese sind untrennbar mit dem Betrieb der Anlage verbunden. Dieser Energieanteil
ist Bestandteil der Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs.1 S.1 SGB I
und von der im Regelbedarf nach § 20 Abs.1 S.1 SGB Il enthaltenen Position fir
Haushaltsstrom abzugrenzen.8®

200 Sind die Betriebsstromkosten nicht Bestandteil der monatlichen Abschlagszahlungen
fur Heizung (Hilfestellung in Rn. 201), ist zuséatzlich zu den Heizkosten ein Zuschlag
i.H.v. 5% der Brennstoffkosten zu gewahren. Der leistungsberechtigten Person wer-
den dadurch die erhéhten Energiekosten ausgeglichen, welche tber die Stromrech-
nung entstehen.

201 Von der Funf-Prozent-Regelung ist abzusehen, wenn sich konkrete Kosten fiir den
Betrieb der Anlage ausweisen oder unter zumutbaren Aufwand ermitteln lassen. In
diesem Fall sind die tatsachlichen Aufwendungen zu Grunde zu legen.8¢

202  Sind die Betriebsstromkosten regelmafig in den monatlichen Abschlagszahlungen
fur Heizung enthalten, ist ein Zuschlag auf die regelméRige Abschlagszahlung nicht

zu gewahren.

203 Ob im monatlichen Abschlag fir Heizung der Kostenbestandteil der Betriebsstrom-
kosten enthalten ist, lasst sich aus der letzten Heizkostenabrechnung entnehmen.
Liegt diese nicht vor, ist in der Regel davon auszugehen, dass Betriebsstromkosten

der Heizungsanlage nicht in den monatlichen Abschldgen enthalten sind bei

e Eigenheimbesitzern,
e Eigentumswohnungsinhabern und

85 BSG 7.7.2011 - B 14 AS 51/10 R; BSG 3.12.2015-B 4 AS 47/14 R
86 vgl. LSG Baden-Wirttemberg 25.3.2011 — L 12 AS 2404/08

64

Beispiel 18

Betriebsstrom-
kosten als Be-
standteil der BfU

Gewéhrung der
5%-Zuschlags

Ausweisung
konkreter Kos-
ten moglich

Ausschluss ei-
nes Zuschlags

Betriebsstrom-
kosten nichtin
mtl. Abschlag
enthalten


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=146157&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&nr=14179
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=140757&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=

e Mietern, deren Warmeversorgung Uber eine Gasetagenheizung (Therme,
Kombigastherme) erfolgt.

204  Als tatsachliche Heizkosten ist sodann die Summe aus Heizkostenabschlag und der
zusatzlich zu den Heizkosten gewéahrten Aufwendungen fir den Betriebsstrom der
Heizungsanlage zu Grunde zu legen. Dieser Gesamtwert ist sodann auch Grundlage
fur die Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen.

Zuschlag fur Betriebsstromkosten der Heizungsanlage

Der alleinstehende K wohnt in einer Mietwohnung und zahlt monatlich einen Abschlag fiir Hei-
zung und Warmwasser i.H.v. 85 €. Warmwasser wird — wie die Energie fir die Raumwarme —
zentral Uber die Gasetagenheizung erzeugt. Kosten fiir den Betriebsstrom dieser Gasetagen-
heizung sind in der monatlichen Abschlagszahlung des Energieversorgers nicht enthalten. Wie
hoch sind die tatséachlichen Heizkosten?

Loésung: Da Kosten fiir den Betriebsstrom der Heizung nicht im Heizkostenabschlag enthalten
sind, ist ein entsprechender Zuschlag i.H.v. 5% der Brennstoffkosten zu berticksichtigen. Der
tatsachliche Bedarf fiir Heizung und Warmwasser betragt demnach 89,25 € (85 € + 4,25 € (5%
von 85 €). Dieser Wert ist sodann auch Bemessungsgrundlage fir die Angemessenheit der
Heizaufwendungen.

3.2.1.4 Hinweise zur Beriicksichtigung der Kosten fiir Kochgas

205 Grundsatzlich gehoren die Aufwendungen fir Kochfeuerung (Kochgas) zu dem im
Regelbedarf enthaltenen Anteil fur Haushaltsenergie und sind daher auch aus die-
sem zu bestreiten.

206  Sofern Gas sowohl fir das Heizen der Wohnung als auch zu Kochzwecken verwen-
det wird und sich beide Kostenbestandteile nicht der H6he nach zuordnen lassen,
erfolgt keine pauschale Absetzung von den Gas-Energiekosten.®” Die Kosten fir
Kochgas sind dann den Bedarfen fiir Heizung zuzuordnen.

207 Lassen sich die Aufwendungen fir Kochgas von den Aufwendungen flir Heizung tber
eine technische Einrichtung der H6he nach konkret beziffern, ist nur der Anteil der
Gaskosten als Heizbedarf zu berlcksichtigen, der auf die Heizung entfallt.

208  Wird Warmwasser zuséatzlich dezentral mittels Gases erwarmt, ist der auf die Warm-
wasserkosten entfallende tatsédchliche Gas-Kostenanteil von den gesamten Gas-
Energiekosten in Abzug zu bringen. Kdnnen die tatséchlichen Kosten der Warmwas-
sererzeugung nicht ermittelt werden, ist der Abzug in Hoéhe des Pauschalbetrages
nach § 21 Abs. 7 SGB Il vorzunehmen.

87 vgl. BSG 19.10.2010 — B 14 AS 50/10 R
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=139757&exportformat=PDF
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Tatséchliche Aufwendungen fiir Heizung bei Kochgas

Die Wohnung eines Leistungsberechtigten wird mittels Gas beheizt. Wasser wird uber eine
separate Gastherme erwéarmt. Gekocht wird auRerdem auf einem Gasherd. Der Leistungsbe-
rechtigte hat monatlich einen Gasabschlag i.H.v. 90 € zu leisten. Es lasst sich nicht feststellen,
wie viel Gas fur welchen Zweck verwendet wurde. Wie hoch sind die tatséchlichen Heizkosten?

Losung:
Monatliche Abschlagszahlung fiir Gas 90,00 €
abzgl. Anteil dezentrale WW-Bereitung - 941€ (Stand:1.1.2017)

= tatséchliche Aufwendungen = 9

Hinweis: Ein Pauschalbetrag fir Kochgas wird nicht von der monatlichen Abschlagszahlung
abgesetzt. Ein Abzug erfolgt nur, wenn sich der anteilige Verbrauch an Kochgas konkret be-
ziffern lasst.

Die Aufwendungen fir die dezentrale Warmwasserbereitung sind in Héhe des abgezogenen
Betrages (Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB Il) zusétzlich zu gewéhren.

3.2.1.5 Hinweise zum Heizen mit Strom

Heizen Leistungsberechtigte mit Strom (Ublicherweise mittels Nachtspeicheréfen,
Radiatoren, Heizluftern, etc.) ist zur Ermittlung der tatséchlichen Heizstromaufwen-
dungen von den Gesamtstromkosten der Anteil der im Regelsatz auf die Haushalts-
energie entfallt (§ 20 SGB 1) in Abzug zu bringen, sofern der tatsachlich auf die
Heizstromkosten entfallende Anteil nicht ermittelt werden kann.

Aufschluss Uber diesen Anteil geben nicht die in der Abrechnung aufgeschlisselten
Stromkosten nach Hochtarif (HT) oder Niedertarif (NT).

Heizen Leistungsberechtigte mit Strom und Kochen mit Gas, kann von den Gesamt-
stromkosten nicht der vollstdndige Betrag in Abzug gebracht werden, der im Regel-
satz auf die Haushaltsenergie entfallt. Der fUr die Haushaltsenergie vorgesehene Ab-
zug, ist in diesen Fallen um ein Sechstel des Betrages zu kiirzen.8 Die Kosten fir
die Kochfeuerung missen vom Leistungsberechtigten Uber die separate Gasrech-
nung beglichen werden und kénnen daher nicht schon bei den Stromkosten in Abzug
gebracht werden.

Erfolgt die Erzeugung des Warmwassers zusatzlich dezentral mittels Stromes, ist der
auf die Warmwasserkosten entfallende tatsachliche Kostenanteil von den Gesamt-
kosten fiir Strom in Abzug zu bringen. Kénnen die tatsachlichen Kosten der Warm-
wassererzeugung nicht ermittelt werden, ist der Abzug in Hohe des Pauschalbetra-
ges nach § 21 Abs. 7 SGB Il vorzunehmen.

Beispiel 20
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88 petrifft die Gutergruppe ,Strom fiir Mieterhaushalte” und ,Strom flr Eigentimerhaushalte der Abteilung 4 fir Ver-
brauchsausgaben fir Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung

89 zu den fur Kochfeuerung anzusetzende Betrage bei den Energiekostenanteilen: vgl. Schwabe, ZfF 2010, S.149
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Wenn nur einzelne Zimmer mit strombetriebenen Geraten beheizt werden, sollen die
tatsachlichen Heizaufwendungen ausgehend von der Wattzahl des Gerétes, der an-
gemessenen Betriebsdauer und dem zu zahlenden Strompreis ermittelt werden, so-
fern sich die Angaben unter zumutbaren Aufwand feststellen lassen.*°

Hohe des Mehrbedarfs gem. § 21 Abs.7 SGB Il und Anteil Haushaltsenergie

(auch vergangene Jahre)

siehe Anlage 6: Hohe von Mehrbedarfen gem. § 21 Abs.7 SGB Il und Héhe des Anteils an
Haushaltsenergie vergangener Jahre oder N:\Ablagen\D23779-Jobcenter\03_Fiih-

rung_Stab\05_Fachliche_Weisungen\2022\Anlagen\Anlage 6 - Hohe von Mehrbedarfen gem.
§ 21 Abs.7 SGB Il und Hohe des Anteils an Haushaltsenergie vergangener Jahre.docx.pdf

Tatsachliche Aufwendungen fiir Heizung bei Energietrager Strom

Der alleinstehende Kunde heizt mit Radiatoren und Nachtspeichergeraten. Warmwasser wird
Uber Durchlauferhitzer aufbereitet. Gleichzeitig kocht er mit Gas. Er hat einen monatlichen Ab-
schlag i.H.v. 140 € fir Strom zu leisten. Wie hoch sind die tatsachlichen Heizkosten?

Losung:

Monatliche Abschlagszahlung fiir Strom 140,00 €

abzgl. Anteil Haushaltsenergie - 33,31 € (Stand: 1.1.2017)

zzgl. Anteil, der auf Kochfeuerung entféllt + 5,55€ (1/6 des Betrages fir HH-Energie)
abzgl. Anteil dezentrale WW-Bereitung - 941€ (Stand:1.1.2017)

= tatséchliche Aufwendungen =102,83 €

Hinweis: Die Aufwendungen fiir die dezentrale Warmwasserbereitung sind in Hohe des abge-
zogenen Betrages (Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB Il) zusétzlich zu gewahren.

Uberschreiten die tatséchlichen Aufwendungen fir Heizung (3.2.1) nicht den in An-
lage 3.genannten Richtwert, sind die Kosten ohne weitere Prifung als angemessen
zu unterstellen und in tatsachlicher Hohe zu tibernehmen.%!

Die Bestimmung einer abstrakten Angemessenheitsgrenze fir Heizkosten dient der
vereinfachten Beurteilung der komplexen Thematik der Angemessenheit von Heiz-
und Warmwasserkosten. Durch sie soll die Ubernahme unverhaltnismaRig hoher
Heizkosten ausgeschlossen werden.92

In Widerspruchs- und Klage verfahren ist der entsprechende Richtwert anzuwenden,
welcher im Zeitraum gultig war in dem der in Streit stehende Bedarf entstanden ist.

% vgl. BSG 10.5.2011 — B 4 AS 100/10 R
91 vgl. BSG 20.8.2009 — B 14 AS 41/08 R
92 ygl. BSG 2.7.2009 - B 14 AS 16/08 R
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Richtwert in Widerspruchs- und Klageverfahren Beispiel 22

Im Widerspruchsverfahren ist tber die Angemessenheit der Heizaufwendungen von K fur den
Zeitraum vom 1.10.2014 bis 31.03.2015 zu entscheiden. K wohnt allein in Hannover. Welche
Nichtprifungsgrenze ist zu Grunde zu legen?

Losung: Es ist der entsprechende Richtwert anzuwenden, welcher im Zeitraum gultig war in
dem der in Streit stehende Bedarf entstanden ist. Fir die entstandenen Bedarfe vom Oktober
2014 bis einschlieRlich Dezember 2014 ist die vom 1.1.14 bis 31.12.14 gultige Nichtprufungs-
grenze anzuwenden. Fir die Bedarfe von Januar bis Marz 2015 gilt der seit 1.1.2015 anzu-
wendende Richtwert

Angemessenheitswerte fiir Heizung vergangener Zeitraume Ubersicht

siehe Anlage 3: Angemessenheitswerte fiir Heizung ab 01.01.2009 oder N:\Abla-
gen\D23779-Jobcenter\03_Fuhrung_Stab\05_Fachliche_Weisungen\2022\Anlagen\Anlage 3
- Angemessenheitswerte fur Heizung.pdf

215 In den Werten sind sowohl die Kosten fur den Brennstoff der Heizungsanlage als Enthaltene Kos-
auch Heiznebenkosten (wie Wartung und Ablesen der Heizung sowie Kosten fir tenbestandteile
den Betrieb der Heizungsanlage (Betriebsstromkosten) enthalten und somit abge-
deckt.

216 Die individuelle Hohe des abstrakten Angemessenheitswerts ist von drei Faktoren
abhéngig:

217 1. Faktor: Heizenergietrager

Durch Vortrag der leistungsberechtigten Person oder anhand der letzten Heizkos-
tenabrechnung ist festzustellen, mit Hilfe welches Energietragers die Wohnung be-
heizt wird (Heizol, Erdgas, Fernwéarme, usw.).

218 2. Faktor: Art der Warmwasserbereitung (zentral oder dezentral)

AuRerdem hat die Art der Warmwasserbereitung Einfluss auf die Hohe des Ange-
messenheitswertes. Hierbei ist zwischen zentraler und dezentraler Warmwasserer-
zeugung zu unterscheiden. Diese Differenzierung ist dem Umstand geschuldet,
dass bei der dezentralen Warmwassererzeugung die Aufwendungen in den Ener-
giekosten des Leistungsberechtigten enthalten sind, wahrend die Kosten der zent-
ralen Warmwasserbereitung Uber die Heizkosten abgegolten werden.

219 Zentrale Warmwassererzeugung liegt dann vor, wenn die Warmwasserversorgung Definition zent-
Uber die zentrale Heizungsanlage erfolgt und dadurch die Abschlage fir Heizungs- rale Warmwas-
und Warmwasserkosten Ublicherweise in einer Gesamtsumme vom Vermieter oder sererzeugung
Versorger erhoben werden.

Sie ist auch bei Unterkiinften mit Einzelheizung (z.B. Olbrenner oder separate Gas-
therme) gegeben, sofern tber diese nicht nur geheizt, sondern auch Warmwasser
erzeugt wird.
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file://///Dst.baintern.de/dfs/237/Ablagen/D23779-Jobcenter/03_Führung_Stab/05_Fachliche_Weisungen/2022/Anlagen/Anlage%203%20-%20Angemessenheitswerte%20für%20Heizung.pdf
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Dezentrale Warmwassererzeugung liegt vor, wenn Warmwasser uber eine in der
Unterkunft installierte, technisch aber von der Heizungsanlage getrennte Vorrich-
tung erzeugt wird (z.B. tber Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen).

Die hierfur anfallenden Kosten sind somit Bestandteil der an den Energieversorger
zu entrichtenden Stromabschléage (bei Durchlauferhitzer) bzw. Gasabschlage (bei
dezentraler Gastherme).

Wird nicht der gesamte Warmwasserbedarf in der Wohnung dezentral erzeugt, da
auch ein Teil des Warmwassers uber die zentrale Heizungsanlage bereitet wird (z.B.
Boiler in der Kiiche und zentrale Warmwasserversorgung im Bad), ist der oben auf-
gefiihrte Wert fur die zentrale Warmwasserversorgung zu Grunde zu legen.

Die Hinweise der Rn. 249 zur Gewahrung eines Mehrbedarfs bei Mischfallen sind zu
beachten.

3. Faktor: Anzahl der Personen in der Bedarfsgemeinschaft
(abstrakt angemessene WohnungsgrofRle)

Zur Bestimmung des zu Grunde legenden Richtwertes kommt es allein auf die Zahl
der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft an. Soweit Personen mit Leistungsberech-
tigten lediglich in einer Haus- oder Wohngemeinschaft leben, bleiben sie bei der An-
gemessenheitspriifung auer Betracht.®® Die Regelungen zur maf3gebenden Ange-
messenheit bei Zusammenwohnungen mehrerer Personen hach 2.2.2 sind auch fir
die Angemessenheitsprifung der Heizaufwendungen anzuwenden.

Anhand der Personenanzahl in der BG wird die abstrakt angemessene Wohnungs-
flache bestimmt, welche Grundlage der Berechnung des abstrakten Angemessen-
heitswertes fur Heizung ist (Produkttheorie). Es ist nicht auf die tatsachlich bewohnte
Wohnflache abzustellen.®*

Eine Ausnahme gilt wahrend der Karenzzeit der Bedarfe fur Unterkunft, wahrend der
die tatsachliche Wohnungsgrolie fur die Bestimmung der Angemessenheit heranzu-
ziehen ist (s.a. Rn. 184):

1. Ubersteigen die Heizkosten im Ergebnis den Wert aus dem max. mdglichen
Betrag pro gm (s. Anlage 3) multipliziert mit der tatsdchlichen Wohnflache,
erfolgt sofort eine Kostensenkungsaufforderung im Hinblick auf die tatséch-
liche Wohnflache (Frist 6 Monate), es sei denn, diese ist kleiner als die abs-
trakt angemessene Wohnflache.

2. Ubersteigen die Heizkosten im Ergebnis zwar den Maximalwert pro gm (s.
Anlage 3) bezogen auf die abstrakt angemessene Wohnflache sind aber
kleiner oder gleich dem Maximalwert in Bezug zur tatsachlichen Wohnfla-

% vgl. BSG 18.06.2008 — B 14/11 b AS 61/06 R, BSG 18.02.2010 — B 14 AS 73/08 R

94 vgl. st. Rspr. des BSG seit 7.11.2006 — B 7b AS 18/06 R; s etwa BSG 16.5.2012 - B 4 AS 109/11 R, auch wenn
die Zwecke des WoFG mit denen des § 22 Abs. 1 SGB Il nicht ganzlich tbereinstimmen sollten (vgl BSG 22.9.2009
— B 4 AS 70/08 R); siehe auch 2.2.1
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=83722&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=132797&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=64333&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=153553&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=22
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_II&p=22&x=1
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=126156&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=126156&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
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che, ergeht fur die Dauer der Karenzzeit der BfU keine Kostensenkungsauf-
forderung, sondern es erfolgt die Ubernahme der tatséchlichen Heizkosten
fur 12 Monate.

Nach Ablauf der Karenzzeit fur die Bedarfe der Unterkunft ist fur die Ermittlung der
angemessenen Heizkosten nur noch auf die abstrakt angemessene Wohnflache ab-
zustellen und fiir den Fall der Uberschreitung — unter Beriicksichtigung der Aspekte
der Gesamtangemessenheit der Unterkunft — ggf. zur Kostensenkung auf die abs-
trakt angemessene Wohnflache hinzuweisen. Erganzend wird auf die Ausfihrungen
zu Rn 242 hingewiesen (lokale Vorlagen).

Sofern im begriindeten Einzelfall eine hohere Wohnflache anerkannt wurde (z.B. auf-
grund einer Behinderung, die kausal eine h6here Wohnflache bedingt), ist diese vor-
gesehene Erhohung nicht in die Bestimmung der abstrakt angemessenen Woh-
nungsgrofRe einzubeziehen. Eine generelle bzw. pauschale Erh6hung der angemes-
senen Quadratmeterzahl scheidet daher aus.®® Zu berlcksichtigen sind entspre-
chende personliche Merkmale ggf. bei der Prifung der konkreten Angemessenheit
(siehe 3.2.3).

Mietwohnung, dezentrale Warmwasserbereitung

K bewohnt mit seinem 23-jahrigen Sohn eine 55 m?-Wonung. Die Heizungsanlage wird mittels
Fernwéarme betrieben. Die Warmwasserbereitung erfolgt Giber einen elektrischen Durchlaufer-
hitzer. Wie hoch ist die abstrakte Angemessenheitsgrenze?

Losung: Die abstrakte Angemessenheitsgrenze fir Heizaufwendungen betragt monatlich
107,40 € (Faktoren: Fernwarme, dezentrale WW-Bereitung, 2 Personen in BG). Der tatsach-
liche Heizbedarf ist bis zu dieser Hohe ohne weitere Priifung anzuerkennen.

Abweichender
Wohnflachenbe-
darf im Einzelfall

Beispiel 23

Eigenheim, zentrale Warmwasserbereitung

K bewohnt mit seiner Frau und zwei Kinder ein 120 m? groRes Eigenheim. Geheizt wird mittels
Erdgas. Die Warmwasserbereitung erfolgt tber die zentrale Heizungsanlage. Die Familie hat
monatliche Abschléage an ein Energieversorgungsunternehmen zu zahlen.

Lésung: Die abstrakt angemessenen Aufwendungen fir Heizung und zentrale Warmwasser-
bereitung betragen im Monat 143,65 € (Faktoren: Erdgas, zentrale WW-Bereitung, 4 Personen
in BG). Der tatséchliche Heizbedarf ist bis zu dieser Hohe ohne weitere Prifung anzuerken-
nen.

Beispiel 24

9 BSG 22.8.2012 — B 14 AS 13/12 R; BSG 11.12.2012 - B 4 AS 44/12 R
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=158081&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=158758&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
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Zentrale und dezentrale Warmwasserbereitung in der Wohnung

Eine alleinstehende leistungsberechtigte Person bewohnt eine 60 m? groRe Wohnung. Die
Warmwasserbereitung erfolgt im Bad mittels elektrischen Durchlauferhitzers. Die hierfir ent-
stehenden Kosten sind folglich vom Leistungsberechtigten tiber die Stromrechnung zu beglei-
chen. Welcher Stromanteil auf den Durchlauferhitzer entfallt, I&sst sich nicht feststellen. In der
Kiiche wird Warmwasser Uber die Gasetagenheizung erwarmt.

Loésung: Die abstrakt angemessenen Aufwendungen fiir Heizung und Warmwasser betragen
in diesem Fall 84,50 € (Faktoren: Erdgas, zentrale WW-Bereitung, 1 Person in BG). Neben
dem tatséchlichen Heizbedarf, der im Rahmen der Nichtpriifungsgrenze liegt, ist ein Mehrbe-
darf nach § 21 Abs. 7 SGB Il fir die dezentrale Warmwasserbereitung ungekirzt zu gewéahren,
da sich ein Verhaltnis der Aufwendungen fur zentrale und dezentrale Warmwasserbereitung
nicht feststellen lasst.

Die o0.g. Nichtpriifungsgrenzen berechnen sich nach der Produkttheorie® aus:

1) dem Richtwert fir angemessene Verbrauch pro Quadratmeter, abgeleitet aus
dem bundesweiten Heizspiegel und

2) der abstrakt angemessen WohnungsgréfRe nach den Richtlinien tUber die Sozi-
ale Wohnraumférderung in Niedersachsen fur Mietwohnungen.

Zul):

Zur Auswertung der Angemessenheitsgrenzen wurden erstmalig nicht die Werte fur
zu hohe Heizkosten (rechte Spalte) des Bundesheizkostenspiegels ausgewertet,
sondern der zu hohe Verbrauch (bei Wohnflachen von 251-500mz2) multipliziert mit
den Preisen je kWh zum 01.11.2022 und den abstrakt angemessenen Wohnflachen
je HaushaltsgroRRe. Dieser Grof3enbezug bei Wohnflachen spiegelt ein realistische-
res Abbild der Wohnsituation von Leistungsberechtigten wider, als eine geringere
Wohnflache; Stichwort: Mehrfamilienhduser.

So konnten die Preissteigerungen des Jahres 2022 bereits jetzt teilweise berlcksich-
tigt werden, da die reinen Betrdge des Heizkostenspiegels auf den Werten aus den
Energieabrechnungen 2021 basierten. Im Jahr 2021 waren die Energiepreise im Ge-
gensatz zur aktuellen Situation noch leicht riickgangig, was teilweise sogar eine Ab-
senkung oder mindestens eine Fortschreibung der Angemessenheitswerte zur Folge
héatte. Dies entspricht u.a. auch den Vorgaben des BMAS vom 29.11.2022 sowie der
Gesetzesbegrindung zum Birgergeldgesetz hinsichtlich der Angemessenheitspri-
fung der Heizkosten wahrend der Karenzzeit.

Beispiel 25

Ermittlungs-
grundlage der
Angemessen-
heitswerte

Richtwert aus
bundesweitem
Heizspiegel

9 zur Produkttheorie siehe 2.2.1; Rechtsprechung etwa BSG 7.11.2006 — B 7b AS 10/06 R, BSG 27.02.2008 — B
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14/7b AS 70/06, BSG 2.07.2009 — B 14 AS 36/08 R, BSG 20.08.2009 — B 14 AS 41/08 R, BSG 22.09.2009 - B 4
AS 08/09 R


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=64144&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=79301&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=79301&exportformat=PDF
http://openjur.de/u/169457.html
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=126163&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=125023&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=125023&exportformat=PDF

227 Zu 2):

Nach standiger Rechtsprechung des BSG ist bei Festlegung der angemessenen
WohnungsgrofRe auf die WohnraumgréRen fiir Wohnberechtigte im sozialen Woh-
nungsbau abzustellen.®” In Niedersachsen bestimmen sich diese nach den Richtli-
nien Uber die Soziale Wohnraumférderung in Niedersachsen fir Mietwohnungen.
Die konkrete Hohe der abstrakt angemessen Wohnungsflache je BG-Grol3e ist Punkt
2.2.1 zu entnehmen.

3.2.3 Konkret angemessene Aufwendungen fur Heizung

228 Liegen die tatsachlichen Aufwendungen fiir Heizung Gber der nach 3.2.2 festgelegten
Nichtprufungsgrenze, ist festzustellen, ob Besonderheiten des Einzelfalls vorliegen, die
hohere Heizaufwendungen rechtfertigen (=konkrete Angemessenheitsprifung).

229 Das Uberschreiten des abstrakten Angemessenheitswertes fiihrt nicht automatisch
zum Vorliegen unangemessen hoher Heizkosten, sondern kann lediglich als Indiz fur
die fehlende Angemessenheit angesehen werden (,im Regelfall). Dies hat zur Folge,
dass es dem hilfebedurftigen Leistungsempfanger obliegt konkret vorzutragen, warum
seine Aufwendungen gleichwohl als angemessen anzusehen sind.

Insofern fuihrt das Uberschreiten des Grenzwertes zu einem Anscheinsbeweis zu Las-
ten des Leistungsempfangers dahin, dass von unangemessen hohen Kosten auszuge-
hen ist.%8

230 Ein héherer Heizbedarf kann bei Vorliegen personenbedingter (subjektiver) Grinde
anerkannt werden.®® Diese sind insbesondere:

e der gesundheitliche Zustand eines Bewohners, der kausal einen erhthten Heiz-
und/oder Warmwasserbedarf erforderlich macht, bspw.
o Bettlagerigkeit,
o sehr niedriger Blutdruck,
o Erkrankung, die einen erhéhten Hygienebedarf erfordert

o spezielle Bedurfnisse der Bedarfsgemeinschaft, wie
o Zugehdrigkeit kleiner Kinder zur BG (Kleinkind im Krabbelalter)
o eingeschréankte Bewegungsfahigkeit (Rollstuhlfahrer)

231 Bauliche Kriterien sind fur sich genommen kein Grund im Einzelfall, die zur dauerhaf-
ten Ubernahme von hohen Heizkosten verpflichten.1% Ein Anhérungsverfahren soll un-
ter Beachtung der Vorgaben gem. Punkt 4 auch dann eingeleitet werden, wenn vom

97 st. Rspr. seit BSG 7.11.2006 — B 7b AS 10/06 R, etwa BSG 16.5.2012 - B 4 AS 109/11 R
9% BSG 12.6.2013 B 14 AS 60/12 R
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99 BSG 22.9.2009 — B 4 AS 70/08 R; auch: LSG Niedersachsen-Bremen 31.3.2006 — L 7 AS 343/05 ER

100 BSG 12.6.2013 - B 14 AS 60/12 R
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=64144&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=153553&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=165426&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=126156&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=54859&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=165426&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
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Leistungsberechtigten nicht beeinflussbare Umstande unangemessen hohe Kosten
verursachen.

Besonderheiten des Einzelfalls, die einen héheren Heiz- und/oder Warmwasserbedarf
rechtfertigen sollen, sind von der leistungsberechtigten Person durch einen aussage-
kraftigen Nachweis glaubhaft zu machen. In Streit- oder unglaubwirdigen Féllen ist ein
amtsarztliches Gutachten zu verlangen.10t

Eine getroffene Einzelfallentscheidung ist zu begriinden und unter Hinzuftigen aller
Nachweise aktenkundig zu machen.

Bei strittigen oder schwierigen Fallen ist die Akte der Teamleitung vorzulegen. Diese
entscheidet dann auf der Erstentscheidungsebene

Bei selbstbetriebenen Heizungsanlagen bzw. lagerbaren Brennstoffen sollte die Pri-
fung der Angemessenheit bei jeder Vorlage einer Rechnung erfolgen.

Bei der Prifung sind die die Gesamtkosten je Heizperiode (i.d.R. von Oktober bis Sep-
tember) in Summe zu beriicksichtigen. Ubersteigen die tatséchlichen Kosten den An-
gemessenheitswert (ggf. zzgl. Toleranzwert) erfolgt eine Kostensenkungsaufforderung.
Nach einer etwaigen Festsetzung kénnen vorgelegte Rechnungen nur noch bis zum
dann geltenden Angemessenheitswert beriicksichtigt werden.

3.3 Einmalleistungen bei selbstbetriebenen Heizungsanlagen
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Nach § 22 Abs.1 S.1 SGB Il kdnnen auch einmalige Bedarfe fiir Heizung ibernom-
men werden, sofern sie angemessen sind. Dies umfasst:

e sowohl die einmaligen Anschaffungskosten von Heizmaterial,102

¢ als auch die Ubernahme erforderlicher Heiznebenkosten einer selbstbetrie-
benen Heizungsanlage.1%

Im Falle der Beschaffung von Heizmitteln in gré3eren als monatlichen Zeitabstan-
den sind folgende Besonderheiten zu beachten.

Wie bei der Ubernahme laufender Aufwendungen fiir die Heizung (monatlicher Ab-
schlagszahlungen) sind nur die tatsachlichen (= konkret individuell geltend ge-
machten) Kosten Ubernahmefahig, soweit sie angemessen sind.

Der Bedarf bei der Selbstbeschaffung von Brennstoff entsteht erst in der Folge der
Falligkeit der Betrage fir die Lieferung von Heizmaterial.1* Eine Kosteniibernah-
meerklarung soll erst nach Lieferung abgegeben werden.

101 ygl. LSG Sachsen-Anhalt 27.12.2010 — L 5 AS 179/10 B ER
102 BSG 07.11.2006 — B 7b AS 8/06 R; BSG 16.5.2007 — B 7b AS 40/06 R
103 ygl. BSG 7.7.2011 - B 14 AS 51/10 R; zum Betriebsstrom: BSG 19.9.2008 — B 14 AS 54/07 R; LSG Baden-

Wirttemberg 25.3.2011 — L 12 AS 2404/08

104 BSG 16.5.2007 — B 7b AS 40/06 R
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=137588&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=62791&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=68418&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=146157&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=86855&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=140757&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=140757&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=68418&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=
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Sofern der Heizmittellieferant nur gegen sofortige Bezahlung zur Leistung bereit
ist, soll eine Kostentibernahmeerklarung bereits vor Lieferung erfolgen bzw. vorher
geleistet werden — ggf. als Direktzahlung an den Dritten.105

Hat der Leistungsberechtigte Heizmaterial vor Eintritt der Hilfebedurftigkeit gekauft
und bezahlt, kann er diese Kosten nicht nach § 22 Abs.1 S.1 SGB Il erstattet be-
kommen, weil es sich hierbei nicht um tatsachliche Aufwendungen handelt.1% Ge-
gebenenfalls ist hier zu beachten, dass der Leistungsantrag gem. § 37 Abs.2 S.2
SGB Il auf den Monatsersten zurtickwirkt.

Sofern fur einen einzelnen Monat Grundsicherungsgeld aufgrund einer Jahresab-
rechnung fur Heizkosten oder Bevorratung mit Heizmitteln beantragt wird, wirkt der
Antrag, wenn er bis zum Ablauf des dritten Monats nach dem Falligkeitsmonat ge-
stellt wird, auf den Ersten des Falligkeitsmonats zurtick. Das gilt nur fur Antréage,
die bis zum 31. Dezember 2023 gestellt werden.

Die Hohe der gewéhrten Leistungen soll sich an der Lange des bewilligten Zeit-
raums bemessen. Eine Bewilligung soll fir sechs bzw. bis zu zwdIf Monate erteilt
werden. Eine fur eine Uber die Dauer eines sechsmonatigen Bewilligungsabschnit-
tes hinausgehende Bevorratung kann dann sinnvoll sein, wenn mit einem langeren
Verbleib im Leistungsbezug zu rechnen ist.107

3.3.1 Angemessene Aufwendungen fur Heizung bei Einmalleistung

Liegen die vom Leistungsberechtigten beanspruchten tatsachlichen Heizaufwen-
dungen unterhalb des abstrakten Angemessenheitswerts der Aufwendungen fur
Heizung kann von angemessenen Heizkosten ausgegangen werden.

Die Hohe der abstrakt angemessenen Aufwendungen einer Einmalleistung ist von
mehreren Faktoren abhéngig. Sie bemisst sich am Zeitraum der bewilligten Leis-
tungen, am jeweiligen Energietrager, der Gro3e der BG und der Art der Warmwas-
serbereitung.

Liegt die vom Leistungsberechtigten begehrte Einmalleistung unterhalb des Richt-

wertes, ist den Angemessenheit zu unterstellen und die Leistung in Héhe der tat-

séchlichen Aufwendungen zu gewéhren

105 BSG 16.5.2007 — B 7b AS 40/06 R
106 BSG 16.5.2007 — B 7b AS 40/06 R
107 BSG 16.5.2007 — B 7b AS 40/06 R
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Abstrakt angemessene Aufwendungen fur Heizung bei Einmalleistungen

siehe Anlage 4: Angemessenheitswerte fur Heizung bei Einmalleistungen/ selbstbetriebe-
nen Heizungsanlagen

oder N:\Ablagen\D23779-Jobcenter\03_Fiihrung_Stab\05_Fachliche_Weisun-
gen\2022\Anlagen\Anlage 4 - Angemessenheitswerte fiir Heizung bei Einmalleistun-
gen_selbstbetriebenen Heizungsanlagen.pdf

Die Werte beziehen sich auf einen Bedarfszeitraum von einem Jahr. Bei kiirzeren Bedarfs-
zeitraumen ist die Leistung entsprechend anteilig zu beriicksichtigen.

Angemessene Aufwendungen bei Einmalleistung

Eine Bedarfsgemeinschaft, bestehend aus 4 Personen, bewohnt ein 180 m? groRRes Eigen-
heim. Im Keller des Hauses befindet sich eine mit Erdél betriebene Heizungsanlage, Uber
die auch das Wasser im Haus erwarmt wird. Der Tank muss jahrlich durch einen Lieferanten
befillt werden. Dazu reicht K im November die Rechnung der einmaligen Ollieferung in
Hohe von 1.850 Euro ein. Wie ist vorzugehen?

Lésung:

Die tatsachlichen Heizkosten sind abstrakt angemessen, da die begehrte Einmalleistung
den vorgegebenen Richtwert nicht Gibersteigt.

1.850 € < 1.948 €

Die tatsachlichen Aufwendungen i.H.v. 1.850 € sind zu Gbernehmen.

3.3.2 Ubernahme von Heiznebenkosten

Neben der Ubernahme angemessener Brennstoffkosten sind Aufwendungen fir
Heiznebenkosten bei selbstbetriebenen Heizungsanlagen zuséatzlich in tatsachli-
cher Hohe zu Gbernehmen, sofern sie erforderlich und angemessen sind.

Zur Beurteilung der Angemessenheit sollen im Regelfall drei Vergleichsangebote
vom Leistungsberechtigten vorgelegt werden. Fehlt es an entsprechenden Leis-
tungsanbietern im Umkreis der Unterkunft oder besteht eine vertragliche Verpflich-
tung zur Leistungserbringung durch einen Anbieter, konnen die begehrten Leistun-
gen in tatsachlicher Hohe gewahrt werden.

Heiznebenkosten sind Kosten fir Instandhaltung, Wartung und Reinigung der Hei-
zungsanlage, Ablesen der Heizung, Kosten fir den Betrieb der Heizungsanlage
(Betriebsstromkosten) und Anlieferung der Brennstoffe.108

Kosten fiir den Betrieb der Heizungsanlage (Betriebsstromkosten) sind, sofern sie
nicht explizit ausgewiesen werden, in Hohe von 5% der gewahrten Brennstoffkos-
ten zusétzlich zu bericksichtigen.

Datei

Beispiel 26

Voraussetzungen

Arten von Heizne-
benkosten

Betriebsstrom-
kosten

108 ygl. BSG 7.7.2011 — B 14 AS 51/10 R, zu den Betriebsstromkosten: BSG 19.9.2008 — B 14 AS 54/07 R; zur Rei-
nigung von Heizungsanlagen: BSG 19.9.2008 — B 14 AS 54/07 R
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Ubernahme von Heiznebenkosten

(Sachverhalt wie Beispiel 24)

Der Leistungsberechtigte begehrt nunmehr die Ubernahme seiner Stromkosten fiir den Be-
trieb der Heizungsanlage. Au3erdem ist die regelmaRige Wartung der Heizungsanlage fal-
lig. Welche Kosten sind zu erstatten?

LAsung: Sofern sich die Kosten fiir den Betriebsstrom der Heizungsanlage nicht explizit
ausweisen lassen ist ein Jahresbetrag i.H.v. 92,50 € (5% von 1.850 €) ubernahmefahig.
Fir die Wartung der Heizungsanlage soll der Leistungsberechtigte — sofern mdglich — drei
Vergleichsangebot von Firmen einholen. Die Kosten in Hohe des glinstigsten Angebotes fiir
die Wartung der Heizungsanlage kénnen tibernommen werden.

Beispiel 27

3.3.3 Anspruchsberechtigung von Personen aul3erhalb des laufenden Leistungsbezugs

Anspruchsberechtigt sind auch Personen, die keine laufenden Leistungen zum Le-
bensunterhalt bendtigen, jedoch den einmaligen Heizungsbedarf nicht aus eige-
nen Kraften und Mitteln decken kdénnen. Dies ist dann der Fall, wenn sich unter
Berucksichtigung der monatlich umgelegten Heizkosten Hilfebedurftigkeit ergibt.
Die einmalige Beihilfe ist dann in Hohe der tatsachlichen Aufwendungen, aber un-
ter Abzug der Differenz von Einkommen und Bedarf (ohne Berlcksichtigung Heiz-
kostenumlage) im Monat der Beschaffung des Brennmaterials zu gewéhren.

Anspruchsberechtigung von Personen auf3erhalb des SGB 1I-Bezugs

Eine Familie verfugt im entscheidungsrelevanten Monat Uber einen Gesamtbedarf von
1.200 € (aus Regelbedarf, Kaltmiete, Nebenkosten, etc.). Mit einem anrechenbaren Ein-
kommen von 1.300 € (z.B. Einkommen aus Erwerbstatigkeit, Kindergeld, Rente, etc.) sind
sie nicht hilfebedurftig.

Lésung: Der einmalige tatséchliche Heizbedarf der Familie durch das Befullen des Heiz-
oOltanks betragt 1.440 €. Dies entspricht einem monatlichen Bedarf von 120 €. Unter Ber(ck-
sichtigung dieser 120 € betragt der Gesamtbedarf im Antragsmonat 1.320 €. Die Familie
ware insofern hilfebedirftig. Die Hohe der zu gewédhrenden Heizbeihilfe bemisst sich an
den tatsachlichen Aufwendungen (1.440 €) unter Abzug der Differenz von Einkommen und
Bedarf im Monat der Brennstoffbeschaffung (1300 € - 1200 € = 100 €). In diesem Fall waren
1.340 € Heizbeihilfe zu gewéahren (1440 € - 100 €).
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3.3.4 Heizen der Unterkunft mit unterschiedlichen Energiearten

246 Beheizt der Leistungsberechtigte seine Unterkunft mit unterschiedlichen Energiear- Heizen mit unter-
ten, sind die jeweils angemessenen Mengen anteilig im Verhéltnis zur Wohnflache schiedlichen
zu berlcksichtigen. Energiearten

Heizen der Unterkunft mit unterschiedlichen Energiearten Beispiel 29

Der Leistungsberechtigte und seine Familie (4 Personen) bewohnen ein 120 m2 grof3es Haus.
Die untere 80 m2 grof3e Etage wird mittels Pelletheizung im Keller beheizt, woriiber auch die
Warmwasserbereitung erfolgt. Die Erzeugung Raumwéarme im oberen Stockwerk (40m?) er-
folgt noch ausschlieRlich Uber einen Kohleofen. Welcher Wert ist abstrakt angemessen?

Losung:

Grundsatzlich sind die Angemessenheitswerte fur vier Personen zu beriicksichtigen. Bei den
Holzpellets wird nun aufgrund der zentralen WW-Bereitung der Wert von 1.562 € und bei
Kohle der Wert von 2.045 € aufgrund der dezentralen WW-Bereitung in die Berechnung ein-
bezogen.

Holzpellets: 1.562 € x 80/120 = 1.041,33 €

Kohle: 2.045€ x40/120 =681,67 €
=1.723.00 €

Abstrakt angemessen sind 1.723 €.

3.4 Dezentrale Warmwassererzeugung

247 Wird das Wasser in der Wohnung der leistungsberechtigten Person dezentral er- Anspruchs-
warmt ist im Regelfall ein Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB Il zu gewéhren. grundlage

Der Bedarf der dezentralen Warmwassererwarmung ist kein Bedarf fur Unterkunft
und Heizung i.S.d. § 22 Abs.1 S.1 SGB Il und somit nicht in diesem Rahmen bertck-
sichtigungsfahig.

248 Dezentrale Warmwassererzeugung liegt vor, wenn Warmwasser tber eine in der Un-  Definition
terkunft installierte, technisch aber von der Heizungsanlage getrennte Vorrichtung
erzeugt wird (z.B. Uber Boiler, Durchlauferhitzer, Badeofen).

Die hierfur anfallenden Kosten sind somit Bestandteil der an den Energieversorger
zu entrichtenden Stromabschlage (bei Durchlauferhitzer) bzw. Gasabschlage (bei de-
zentraler Gastherme).

249 Wird nicht der gesamte Warmwasserbedarf in der Wohnung dezentral erzeugt, da Mischfélle
auch ein Teil des Warmwassers Uber die zentrale Heizungsanlage bereitet wird
(z.B. Boiler in der Kiiche und zentrale Warmwasserversorgung im Bad), ist gem. §
21 Abs. 7 S. 2 HS. 2 SGB Il der Mehrbedarf fir dezentrale Warmwasserbereitung
um den bereits nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB Il anteilig berticksichtigten Bedarf der
zentralen Warmwasserbereitung zu mindern.
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Ist ein Verhdltnis der Aufwendungen fir zentrale und dezentrale Warmwasserberei-
tung nicht zu ermitteln (was aufgrund fehlender technischer Vorrichtungen zur Erfas-
sung von Verbrauch und Kosten des dezentralen Warmwasserbedarfs der Regelfall
ist), soll ein Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB Il ungekirzt gewahrt werden.

Dezentrale Warmwassererzeugung im Regelfall

Die Warmwassererzeugung erfolgt im Haushalt einer BG (2 Personen) mittels elektrischen
Durchlauferhitzers. Aus der Stromabrechnung ist jedoch kein Anteil der Kosten fur die Warm-
wasserbereitung ermittelbar. Geheizt wird in der Wohnung tber eine zentrale Heizungsanlage.
Welcher Betrag fiir die dezentrale Warmwasserbereitung zu beriicksichtigen?

Losung: Jedem Mitglied der BG ist ein Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB Il zu gewéahren.

Beispiel 30

Dezentrale und zentrale Warmwassererzeugung in der Wohnung

Im Haushalt des K erfolgt die Warmwassererzeugung in der Kiiche mittels Durchlauferhitzer.
Im Badezimmer wird das Wasser Uber die zentrale Heizungsanlage erwarmt. Die Stromrech-
nung weist keinen Anteil der Kosten des Durchlauferhitzers aus. Wie sind die Kosten fur die
Warmwasserbereitung zu beurteilen?

Ldsung: Zuséatzlich zu den Aufwendungen fur die Heizung ist ein ungekurzter Mehrbedarf
nach 8§ 21 Abs. 7 SGB Il fir die Kosten der dezentralen Warmwassererzeugung zu gewahren,
da sich die tatsachlichen Stromkosten des elektrischen Durchlauferhitzers nicht ausweisen
lassen.
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251

4. Kostensenkungsverfahren

4.1 Grundsatze

Die weitere Kosteniibernahme unangemessener Aufwendungen fur Unterkunft und-
/oder Heizung wird durch § 22 Abs. 1 S. 12 SGB Il begrenzt. Sie sind als Bedarf so
lange anzuerkennen, wie es den Leistungsberechtigten nicht méglich oder nicht zu-
mutbar ist, durch eine Kostensenkungsmafnahme die Aufwendungen zu senken, in
der Regel jedoch langstens fiir 6 Monate. Die Vorschrift begrenzt die Erstattung der
tatsachlichen Aufwendungen, begrenzt durch den 1,5-fachen Angemessenheits-
wert, auf einen Ubergangszeitraum und begriindet eine Obliegenheit zur Kostensen-
kung.

Zu beachten ist, dass ein Kostensenkungsverfahren in Bezug auf die Kosten der
Unterkunft erst nach Ablauf der Karenzzeit durchgefiihrt werden kann und das ge-
maf § 22 Abs. 1 S. 10 SGB Il der Zeitraum der Karenzzeit nicht auf die Frist nach
Satz 9 anzurechnen ist. Fur die Heizkosten gilt die Karenzzeit nicht, hier ist auch
innerhalb der Karenzzeit eine Angemessenheitsprifung durchzufiihren und ggf. ein
Kostensenkungsverfahren einzuleiten.

Ab dem 01.07.2026 wurde gem. 8 22 Abs. 1 S. 6 SGB Il eine Deckelung Unterkunfts-
kosten in Hohe des jeweiligen 1,5-fachen abstrakten Angemessenheitswerts einge-
fuhrt. Uber diesen Betrag hinaus soll grundséatzlich keine Ubernahme weiterer Un-
terkunftskosten mehr erfolgen. Satz 7 beschrankt die Ubernahme weiterer Kosten
grundsatzlich nur auf die Karenzzeit. Toleranzwerte oder Klimabonus finden hierauf
im Regelfall keine Anwendung. Unabhangig von der Karenzzeit kann jedoch eine
Entscheidung im Einzelfall getroffen werden (siehe Rn. 118).199

Bei der Angemessenheitsprufung der Heizkosten innerhalb der Karenzzeit ist auf die
tatsachliche Wohnungsgré3e abzustellen (s. Punkt 3.1)

Es ist dartiber hinaus zu prifen, ob nach Ablauf der Karenzzeit die Heizkosten erneut
zu senken sind. Es ist davon auszugehen, dass Heizkosten die bereits unter Berlick-
sichtigung einer tatsachlichen WohnungsgréRe (welche abstrakt unangemessen ist)
nicht angemessen sind, erst recht nach Ende der Karenzzeit abstrakt unangemes-
sen werden.

Die Regelungen dieses Kapitels finden sowohl Anwendung auf unangemessene
Unterkunftskosten (nach Ablauf der Karenzzeit) als auch auf unangemessene
Heizaufwendungen (auch innerhalb bzw. bei Beginn der Karenzzeit). Beide Aufwen-
dungsarten sind getrennt voneinander zu betrachten. Sind sowohl Heiz- als auch Un-
terkunftskosten unangemessen hoch, ist fiir jeden Kostenbestandteil ein separates
Anhoérungsverfahren durchzufiihren.

109 BMAS RS v. 19. Juni 2026 AZ: Vb1-50130
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252  Es ist folgende Prifungsreihenfolge zu beachten:

Kostensenkung innerhalb der Kostensenkung nach der Karenzzeit
Karenzzeit (nur Heizkosten): (Unterkunfts- und Heizkosten):

. > o
e T und/oder Heizung angemessen? (siche

) ja
Wohnungsgréfe angemessen? Gliederungspunkt 2. und 3,

nein l ' nein, ja
Kann auf Kostensenkungsverfahren verzichtet werden? (sete 4.2)

— 4.2.1 Unwirtschaftlichkeit einer Kostensenkung ja
— 4.2.2 Unzumutbarkeit (nach Aktenlage)

Sind die Aufwendungen fiir . : =
Heizung bei Beriicksichtigung Sind die Aufwendungen fiir Unterkunft

nein
v

Einleiten eines Kostensenkungsverfahrens(siene 4.3)
- 4.3.1 Versenden eines Anhérungsschreibens zur Kostensenkung

- 4.3.2 Hinweise auf Moglichkeiten der Kostensenkung
— 4.3.3 Ubernahme der tatsachlichen Aufwendungen fir einen Ubergangszeitraum

_ hach Ablauf des
Ubergangszeitraums

Ist Kostensenkung unzumutbar oder unmaglich (siehe 4.4)
- 4.4.1 Unzumutbarkeit einer Kostensenkungsmainahme
- 4.4.2 Unmaglichkeit wegen fehlender Unterkunftsalternative ja

Beriicksichtigung der tatsichlichen Aufwendungen fiir Heizung

nein nein

v

Festsetzung auf den
Angemessenheitswert bei
tatsdchlicher Wohnungsgrofe

Festsetzung auf den abstrakten
Angemessenheitswert (siehe 4.5)

253 Die Regelungen dieses Abschnitts sind insbesondere anzuwenden auf

e Leistungsberechtigte, deren Aufwendungen bereits bei Eintritt in die Hilfe-
bedurftigkeit unangemessen sind,

o Félle, in denen wahrend des Leistungsbezuges eine zunéchst kostenan-
gemessene Unterkunft ohne Wohnungswechsel unangemessen teuer
wird

(z.B. bei Mieterhbhung, Erhdhung der Betriebs- oder Heizkostenab-
schlage, Veranderungen in der Personenanzahl des Haushalts, Wegfall
von Umstanden, die zuvor eine Abweichung vom abstrakten Angemessen-
heitswert rechtfertigten, Absenkung der Angemessenheitswerte)

254 In Leistungsfallen, in denen unangemessene Aufwendungen fir Unterkunft und/
oder Heizung anfallen und in denen ein Kostensenkungsverfahren eingeleitet wird,
ist der Ausgang des Kostensenkungsverfahren statistisch zu erfassen.
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256

257
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Zu dem jeweiligen Leistungsfall ist der Ausgang des Kostensenkungsverfahrens
zu erfassen bzw. der Grund fir den Verzicht auf Einleitung eines solchen Verfah-
rens.

Leistungsfélle in denen ein Kostensenkungsverfahren eingeleitet wird:
Hier ist nach Abschluss des Verfahrens der Ausgang dessen mitzuteilen:

Lokale BK-Vorlagen/ ALG II/ SGB II/ § 22 SGB |l BfU/ BfU-Berechnung + Anhérung/Akten-
verfigung MOG

Der Statistikbogen ist zwingend als Bearbeitungsauftrag iUber E-Akte an den Ge-
schaftsbereich Leistungsservice weiterzuleiten.

4.2 Verzicht auf Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens

Sofern die tatséchlichen Bedarfe fur Unterkunft und/oder Heizung unangemessen
sind, ist vor der Durchfiihrung eines Kostensenkungsverfahrens nach Aktenlage
zu prifen, ob auf ein solches verzichtet werden kann. Auf die Einleitung eines Kos-
tensenkungsverfahrens soll verzichtet werden, wenn dieses unwirtschaftlich
(4.2.1) oder nicht zumutbar ist (4.2.2).

Wird auf eine Kostensenkungsmaf3nahme aufgrund der hier getroffenen Regelun-
gen verzichtet, ist dies durch Vermerk in der Leistungsakte nachvollziehbar zu do-
kumentieren.

Bei gemischten Bedarfsgemeinschaften (Bedarfsgemeinschaften, denen sowohl
Leistungsberechtigte nach dem SGB Il, SGB Xll oder AsylbLG angehdren) ist die
Einleitung von Senkungsverfahren zwischen der jeweils zustandigen Stadt bzw.
Gemeinde und dem Jobcenter abzustimmen, um nicht nachvollziehbare Entschei-
dungen zu vermeiden.

4.2.1 Unwirtschaftlichkeit einer Kostensenkung

Sofern die tatsachlichen Bedarfe flr Unterkunft und/oder Heizung Uber dem Ange-
messenheitswert liegen, soll von der Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens
abgesehen werden, wenn eine Kostensenkung unter Zumutbarkeitsaspekten un-
wirtschaftlich ist (vgl. § 22 Abs.1 S.12 SGB II).

Die nach den folgenden Ausfiihrungen festgestellte Unwirtschaftlichkeit eines Um-
zugs begrindet dennoch keine subjektiven Rechte des Leistungsberechtigten auf
den Verzicht einer Kostensenkungsaufforderung.1°

110 BT-Drs. 17/3404, 98
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http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/034/1703404.pdf

Die Prufung der Wirtschaftlichkeit einer Kostensenkungsmalfinahme ist auch bei Eigentum

259
selbstgenutztem Wohneigentum durchzufiihren, welches nach § 12 Abs.1 Nr.5
SGB Il geschiitzt ist. Zur Beurteilung der Zumutbarkeit einer Kostensenkungs-
maflnahme bei Eigentum siehe Rn. 308.
Eine Kostensenkungsmalf3nahme ist unwirtschatftlich, wenn bei zusammenfassen- Zusammen-fas-
sender Wirt-

260
der Betrachtung der Unterkunfts- und Heizkosten die
. schaftlichkeits-
e tatsdchlichen Gesamtaufwendungen der bewohnten Unterkunft leich
» tatsachliche Unterkunftskosten vergleic
» tatséchliche Heizkosten
o die Vergleichskosten fur Unterkunft und Heizung auf dem maRgeblichen
Wohnungsmarkt zzgl. Toleranzwert
»  angemessene Aufwendungen fir Unterkunft
» angemessene Aufwendungen fir Heizung
» Toleranzwert nach Rn. 264
nicht Gibersteigen. 1!

261 Unwirtschaftlich ist demnach ein etwaiger Wohnungswechsel, der zwar zu niedri- Ausgleich von
geren Heiz- oder Unterkunftskosten, nicht aber zu niedrigeren Gesamtkosten fir Mehraufwendun-
die Unterkunft fiihrt. Einsparungen bei den Bedarfen fir Unterkunft kbnnen dem- gen
nach Mehraufwendungen bei den Heizbedarfen ausgleichen. Ebenso kdnnen nied-
rigere Heizaufwendungen hdhere Unterkunftskosten ausgleichen

262 Abbildung

Toleranzwert

+

Untta:(séchliche .
erkunftskosten eéssene
. Unterk
(siehe 1.) unftskosten
(siehe 2.2)

ohnungsmarkt

wert

2zgl. Toleranz

tatt‘:ﬁchliche
Heizkosten angemessene
(siehe 3.2.7) H(Elzkosten
siehe 3.2,2)

tatsdchliche Gesamtaufwendungen

Vergleichskosten auf dem w

111 ygl. BSG 12.06.2013 — B 14 AS 60/12 R; auch: Berlit in Munder, SGB Il, 4.Auf. 2011, § 22 Rdnr. 92
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Beim Toleranzwert handelt es ich um einen Vergleich der zu Uber-nehmenden Um-
zugskosten im Verhéltnis zu prognostizierten Einsparungen der laufenden BfU in
einem Zeitraum von 36 Monaten.

Der jeweilige Toleranzwert ist sowohl bei der Priifung angemessener Unterkunfts-
kosten als auch bei der Prifung angemessener Heizkosten sowie einmalig im ge-
samtwirtschaftlichen Vergleich anzuwenden.

Ab dem 01.07.2026 ist der Toleranzwert kein statischer Wert mehr, sondern verhéalt
sich dynamisch und betréagt pauschal 10% des jeweiligen Angemessenheitswerts.

Wird aufgrund von Besonderheiten des Einzelfalls ein hoherer Unterkunfts-
und/oder Heizbedarf als konkret angemessen anerkannt (siehe 2.3 bzw. 3.2.2) ist
dieser als angemessener Betrag bei den Vergleichskosten zu berlicksichtigen.

In begrindeten Einzelféllen kann entgegen der Beurteilung nach Rn. 258 eine ab-
weichende Einschatzung zur Wirtschaftlichkeitsprognose einer Kostensenkungs-
mafl3nahme vorgenommen werden.

Die Kosten, die vom Leistungstrager durch den Umzug Ubernommen werden
mussten (siehe Gliederungspunkt 7), dirfen nicht in einem Missverhéltnis zu den
erwartenden Mehrkosten stehen, die durch Ubernahme des unangemessenen
Teils der bisherigen Aufwendungen entstehen (u.U. bei gemischten Bedarfsge-
meinschaften (siehe Rn. 161), positive Prognose zur Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt).

Unwirtschaftlichkeit eines Kostensenkungsverfahrens bei unangemessenen Kosten
fur die Unterkunft

Eine BG (zwei Personen) bewohnt in Hannover eine 67 m?-Wohnung. Es fallen monatlich
folgende Kosten an:

Nettokaltmiete: 550 €
Betriebskosten: 140 €
Heizkosten: 100 € (Energietrager: Fernwarme)

Dezentrale Warmwasserbereitung (Kostenbestandteil im Stromabschlag). Es liegen keine
Besonderheiten vor, die einen h6heren Unterkunfts- oder Heizbedarf rechtfertigen.

Ist ein Anhérungsverfahren einzuleiten?

Losung:

1. Die tatsachlichen Unterkunftskosten sind abstrakt unangemessen, da der monatliche Un-
terkunftsbedarf den abstrakten Richtwert Ubersteigt. (690 € > 634 €). Der Bedarf ist auch
konkret unangemessen.

2. Eine Kostensenkung ist unwirtschaftlich, da die Gesamtaufwendungen der BG fur Unter-
kunft und Heizung (Bruttowarmmiete) nicht die Vergleichskosten fur Unterkunft und Heizung
auf dem drtlichen Wohnungsmarkt zzgl. Toleranzwert Uiberschreiten (ang. Unterkunftskos-
ten + ang. Heizkosten + Toleranzbetrag)
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tatsachliche Gesamtaufwendungen Vergleichskosten auf dem Wohnungsmarkt
tatsachliche Unterkunftskosten 690 € | ang. Unterkunftskosten 634 € €
tatsachliche Heizkosten 100 € | angemessene Heizkosten 126 € €
Toleranzwert 63,40 € €
Gesamtaufwendungen 790 € | Vergleichskosten 823,40 €€

Ergebnis: Ein Anhérungsverfahren ist nicht einzuleiten.

Unwirtschaftlichkeit eines Kostensenkungsverfahrens bei unangemessenen Kosten
fir die Heizung wahrend der Karenzzeit

Eine BG (zwei Personen) bewohnt in Hannover eine 67 m2-Wohnung. Es fallen monatlich
folgende Kosten an:

Nettokaltmiete: 540 €
Betriebskosten: 80 €
Heizkosten: 170 € (Energietrager: Fernwarme)

Dezentrale Warmwasserbereitung (Kostenbestandteil im Stromabschlag). Es liegen keine
Besonderheiten vor, die einen héheren Unterkunfts- oder Heizbedarf rechtfertigen.

Ist ein Anhorungsverfahren einzuleiten?

Losung:

1. Die tatséchlichen Unterkunftskosten sind abstrakt angemessen, da der monatliche Un-
terkunftsbedarf den abstrakten Richtwert nicht Gbersteigt. (620 € < 634 €).

Die tatsachlichen Heizkosten liegen bei 170 € und sind abstrakt unangemessen, da die mo-
natlichen Aufwendungen fur Heizung den Angemessenheitswert Gibersteigen (170 > 126 €)
Der Bedarf ist auch konkret unangemessen.

2. Eine Kostensenkung ist unwirtschaftlich, da die Gesamtaufwendungen der BG fur Unter-
kunft und Heizung (Bruttowarmmiete) nicht die Vergleichskosten fur Unterkunft und Heizung
auf dem drtlichen Wohnungsmarkt zzgl. Toleranzwert tberschreiten (ang. Unterkunftskos-
ten + ang. Heizkosten + Toleranzbetrag)

tatsachliche Gesamtaufwendungen Vergleichskosten auf dem Wohnungsmarkt
tatsachliche Unterkunftskosten 620 € | ang. Unterkunftskosten 634 €
tatséachliche Heizkosten 170 € | angemessene Heizkosten 126 €
Toleranzwert 63,40 €
Gesamtaufwendungen 790 € | Vergleichskosten 823,40 €

Ergebnis: Ein Anhdrungsverfahren ist nicht einzuleiten.
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4.2.2 Unzumutbarkeit einer KostensenkungsmalRhahme

Auf die Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens soll auerdem verzichtet wer-
den, wenn nach Aktenlage und ggf. aus VerBIS Tatsachen ersichtlich sind, auf-
grund derer eine Kostensenkungsmalnahme unzumutbar ist.

Bei welchen Fallkonstellationen die Rechtsprechung eine Kostensenkungsmaf3-
nahme Ublicherweise als unzumutbar gewertet hat, ist Punkt 4.4.1 zu entnehmen.

Verzicht nach
Aktenlage

typ. Fallkons-
tellationen

4.2.3 Angemessenheitsfiktion aus der Ubergangsregelung aus Anlass der COVID-19-

Pandemie; Verordnungsermachtigung (8 67 SGB 1)

Das BSG hat mit Urteil vom 14.12.2023112? klargestellt, dass die Angemessenheits-
fiktion nicht nur auf Bestandswohnungen, sondern - entgegen der bisherigen
Rechtsauffassung des 9. Senats des LSG Nds.-Bremen!13 oder auch des BMAS
(vgl. RS 27/2022) — auch auf Neuanmietungen Anwendung findet.

Eine Abweichung von dieser Angemessenheitsfiktion kann aber dann der Fall sein,
wenn z.B. eine offensichtlich unangemessen teure Wohnung allein deswegen an-
gemietet wurde, um die eigenen Wohnverhaltnisse unter Ausnutzung der Corona-
Sonderregelung des § 67 Abs. 3 SGB Il zu Lasten der Allgemeinheit zu verbessern,
es also keinen anerkennenswerten Umzugsgrund gab und der Umzug somit
rechtsmissbréauchlich erfolgte. Der unbestimmte Begriff des Rechtsmissbrauchs in
diesem Sinne ware in jedem Einzelfall neben dem sozialhilferechtlich anzuerken-
nenden Grund zu prufen.

Im Umkehrschluss wéren aber bei Ubernahme von Umzugsfolgekosten aufgrund
eines sozialhilferechtlichen anzuerkennenden Umzugsgrund konsequenter Weise
auch die tatsachlichen BfU ab Mietbeginn zu berucksichtigen.

Es finden von Amts wegen keine Prufungen oder rickwirkende Anpassungen der
Unterkunftsbedarfe in den Féllen statt, in denen wahrend der Gultigkeit des § 67
SGB Il bei Neuanmietungen die BfU ab Mietbeginn auf die Angemessenheitswerte
festgesetzt wurden.

In anhéngigen Widerspruchs- oder Klageverfahren ist in jedem Einzelfall eine et-
waige rechtsmissbrauchliche Anmietung zu prifen. Anhaltspunkte kénnen z.B.
fehlende Umzugsgriinde, mangelnde Alternativangebote anderer Wohnungen sein
oder nur allein die Verbesserung der Wohnqualitét sein.

112 BSG 14.12.2023 - B 4 AS 4/23 R
113 SG Niedersachsen-Bremen v. 26.02.2021, L 9 AS 662/20 B ER

85

neue Rechts-
auffassung
des BSG

Einschrankung
der Angemes-
senheitsfiktion

keine rickwir-
kende Anpas-
sung

Verfahren fur
anhéangige
Widerspruchs-
oder Klagever-
fahren


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=165426&exportformat=PDF

273

274

275

276

Bei eingehenden Uberpriifungsantragen nach § 44 SGB X ist nach der Priifung der
Rechtsmissbrauchlichkeit nach den o0.g. Gesichtspunkten eine Ricknahme unter
Beachtung der Voraussetzungen des § 44 SGB X i. V. m. § 40 Abs. 1 S. 1 Nr. 2
SGB Il mdglich.

Aufgrund der Anwendbarkeit des § 67 SGB Il bis zum 31.12.2022 waren fur Falle,
in denen bereits vor Urteil des BSG die tatsachlichen BfU aufgrund des LSG Be-
schlusses vom 29.09.2020 zu sog. Luxuswohnungen bertcksichtigt wurden, nun-
mehr Angemessenheitsprifungen vorzunehmen. Dabei ist zu beachten, dass eine
Kostensenkung zum jetzigen Zeitpunkt nur mdglich ist, sofern seinerzeit keine Zu-
sicherung zur Ubernahme der Unterkunftskosten oder eine Zusicherung zur Uber-
nahme eines Festbetrages abgegeben wurde und die tatséchlichen BfU diesen
Betrag nun lbersteigen. Sollten sich die BfU hingegen bisher nicht erhéht haben,
ist eine Kostensenkung erst maglich, wenn die BfU den zugesicherten Betrag tiber-
steigen. Dieser Sachverhalt ist in der Akte zu dokumentieren.

4.3 Einleitung des Kostensenkungsverfahrens

4.3.1 Versenden eines Anhdrungsschreibens zur Kostensenkung

Sofern auf das Einleiten eines Kostensenkungsverfahrens nach Punkt 4.2 nicht
verzichtet werden kann, ist die leistungsberechtigte Person zu den nicht ange-
messenen Unterkunfts- und/oder Heizkosten anzuhdren.

Der Zugang des Anhdrungsschreibens setzt die sechsmonatige Regeliiber-
gangsfrist in Kraft, wahrend derer unangemessene Kosten tbernommen (in der
Regel bis zur 1,5-fachen absoluten Obergrenze) werden.

Um einen nahtlose Leistungsgewéahrung sicherzustellen, sollte die Frist zur Riick-
auBerung jeweils bereits sechs Wochen vor Ende der 6-monatigen Ubergangs-
frist enden.

Sollte sich bei der Angemessenheitsprifung der Heizkosten bereits wéahrend
der Karenzzeit herausstellen, dass diese bereits innerhalb der Karenzzeit nicht
angemessen sind und damit auch nach Ablauf der Karenzzeit abstrakt unange-
messen sind, so dass eine weitere Kostensenkung in Betracht kommt (zweistu-
figes Kostensenkungsverfahren), ist dies bereits mit in das Anhoérungsschreiben
aufzunehmen. Hierbei ist zu beachten, dass zwei Regellibergangsfristen beste-
hen:

e Erste Frist: unangemessene Heizkosten in Bezug auf tatsachliche
Wohnflache: die sechsmonatige Regeliibergangsfrist tritt mit Zu-
gang des Anhdrungsschreibens in Kraft.

e Zweite Frist: die Heizkosten sind nach Ablauf der Karenzzeit abs-
trakt unangemessen: die sechsmonatige Regeliibergangsfrist tritt
erst am ersten Kalendertag nach Ende der Karenzzeit in Kraft.
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Bei zweistufigem Kostensenkungsverfahren ist im Anhérungsschreiben fir jede
Stufe eine eigene Frist fiir die RiickauBerung und ggfs. Ubersendung von
Nachweisen zu setzen.

Tritt eine Anderung in den Verhéltnissen (z.B. Mieterhbhung, Auszug eines Mit-
gliedes der BG, etc.) wahrend eines bereits laufenden Bewilligungszeitraums
ein und dieser ist noch fir mindestens weitere sieben Monate beschieden, ist
zunéchst ab Zeitpunkt der Anderung ein Aufhebungsbescheid zu erlassen. Die
Leistungen sind sodann unter Bertcksichtigung der im Anhdrungsverfahren zu
setzenden Frist Rn. 295 sowie der eingetretenen Anderung neu zu bewilligen.

Nach Abschluss des Anhérungsverfahrens ist Uber BK-Text ein separater Ver-
merk zu erstellen. Dieser Vermerk ist in der eAkte als Entscheidungsvermerk
abzuspeichern und als Kopie an den Geschéftsbereich Leistungsservice weiter-
zuleiten.

Das Anhorungsschreiben zur Kostensenkung ist eine Information an den Leis-
tungsberechtigten mit Aufklarungs- und Warnfunktion. Es handelt sich hierbei
nicht um einen Verwaltungsakt i.S.d. § 31 SGB X.114

Die Warn- und Hinweisfunktion einer friheren Kostensenkungsaufforderung
bleibt bei kurzzeitiger Unterbrechung des Leistungsbezugs wirksam. Bei erneuter
Hilfebedurftigkeit muss daher -bei unveréanderten Umstanden- keine erneute Kos-
tensenkungsaufforderung ergehen.

Allerdings ist anhand aller Umstande des Einzelfalls zu prifen, ob eine neue Frist
zur Senkung der BfU beginnt. Diese muss keine 6 Monate betragen.

Solche Umsténde kdnnen beispielsweise die Vorhersehbarkeit erneuter Hilfebe-
durftigkeit, der Zeitpunkt der Kenntnis erneut drohender Hilfebedurftigkeit sowie
das rechtzeitige Bemiihen um Kostensenkungsmafnahmen sein.1%5

Bei langeren Unterbrechungen (mehr als 6 Monate) beginnt eine neue Uber-
gangsfrist116

114 BSG 7.11.2006 — B 7b AS 10/06 R; BSG 27.2.2008 — B 14/7b AS 70/06 R
115 | SG Niedersachsen-Bremen 27.07. 2018 - L 11 AS 561/18 B ER
116 | SG Niedersachsen-Bremen 18.05.2009 — L 9AS 529/09 E ER
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Verringert sich wahrend eines laufenden Kostensenkungsverfahrens der Ange-
messenheitswert fir die Bedarfe fur Unterkunft oder Heizung, bspw. durch Aus-
zug einer Person, kann eine Festsetzung zunachst nur auf den in der Anhérung
genannten Betrag erfolgen. Im Weiteren ist eine erneute Kostensenkungsauffor-
derung mit dem neuen Angemessenheitswert erforderlich.

Bei einer Erh6hung eines Angemessenheitswertes ist eine erneute Kostensen-
kungsaufforderung entbehrlich. Dennoch sollte fairerweise auf den héheren Be-
trag hingewiesen werden, was die Chancen auf dem Wohnungsmarkt erhdhen
durfte

Bei Tod eines Haushaltsmitglieds gelten ggf. abweichende Regelungen (Rn.
309).

Ein vom SGB llI-Leistungstréger eingeleitetes Kostensenkungsverfahren wirkt
auch bei Ubergang einer leistungsberechtigten Person in eine Leistung des 3.
oder 4. Kapitels des SGB XII weiter. Es muss vom Sozialamt nicht erneut zur
Kostensenkung aufgefordert werden.

Anhdrungsschreiben zur Kostensenkung bei unangemessenen Unterkunftskosten
aus BK-Text:

Lokale Vorlagen/ Alg 1I/ SGB I/ § 22 SGB Il BfU/ BfU-Berechnung + Anhérung/ Anhérung
bei Uberschreitung MOGLokale Vorlagen/ Alg II/ SGB II/ § 22 SGB Il BfU/ BfU-Berechnung
+ Anhérung/ Anhérung bei Uberschreitung MOG-Eigentum

Anhoérungsschreiben zur Kostensenkung bei unangemessenen Heizkosten

Lokale Vorlagen/ Alg Il/ SGB II/ § 22 SGB Il BfU/ BfU-Berechnung + Anhérung/ Anho-
rung_laufende Heizkosten

4.3.2 Hinweis auf Moglichkeiten der Kostensenkung

Der Leistungstrager hat keine umfassende Aufklarungs- und Beratungspflicht, wie
und in welcher Weise die Kosten des Leistungsempfangers auf einen angemesse-
nen Betrag gesenkt werden kénnen.'1” Ein Hinweis auf die Méglichkeiten der Kos-
tensenkung sollte dennoch aufgenommen werden.

Nach dem Wortlaut des § 22 Abs.1 S.9 SGB Il kann die Kostensenkung durch
einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise erfolgen.

117 BSG 27.2.2008 — B 14/7b AS 70/06 R; BSG 12.6.2013 — B 14 AS 60/12 R
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4.3.2.1 Wohnungswechsel

Sowohl tiberhdhte Unterkunftskosten als auch unangemessene Aufwendungen fur
Heizung kénnen durch einen Wohnungswechsel gesenkt werden. Ein Umzug sollte
als letzte Moglichkeit der Kostensenkung in Betracht kommen. Zunéchst sollte ver-
sucht werden die Wohnung zu halten.

Grundsatzlich darf eine leistungsberechtigte Person nicht zum Umzug aufgefordert
werden, sondern allgemein zur Kostensenkung.

Entscheidet sich die leistungsberechtigte Person, die erhéhten Aufwendungen
durch einen Wohnungswechsel zu senken, sind die Hinweise zur Erteilung einer
Zusicherung zur Ubernahme der zukiinftigen Aufwendungen nach Gliederungs-
punkt 6 und zur Ubernahme von Wohnungsbeschaffungs- und Umzugskosten so-
wie zur Gewéhrung einer Mietkaution nach Gliederungspunkt 7 zu beachten.

4.3.2.2 (Unter-) Vermietung

Eine (Unter-)Vermietung als Kostensenkungsmafnahme kommt nur in Betracht,
wenn die Unterkunft fir die Nutzung eines separaten Teils durch eine andere Per-
son geeignet ist. Eine Untervermietung ist nicht schon von vornherein wegen der
gemeinsamen Nutzung von Kiiche, Bad und Toilette unzumutbar.18

Ein Vermieten kann sowohl durch Eigentimer erfolgen, die einen Teil des selbst
bewohnten Hauses oder auch der Eigentumswohnung vermieten oder durch Mie-
ter in der Form der Untervermietung.

Einnahmen aus einer Vermietung zur Kostensenkung nach § 22 Abs.1 S.9 SGB I
sind anders als im Falle der gewerblichen Vermietung nicht als Einkommen i.S.d.
§ 11 SGB Il zu bertcksichtigen, sondern unmittelbar bedarfsmindernd bei den Be-
darfen fir Unterkunft anzurechnen.!® Voraussetzung dafir ist, dass die vom Un-
termieter geschuldete Summe der leistungsberechtigten Person auch tatséachlich
zuflief3t.120

118 | SG Hessen 5.10.2006 — L 7 AS 126/06 ER
119 BSG 6.8.2014 —B 4 AS 37/13 R
120 BSG 29.11.2012 - B 14 AS 161/11 R
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4.3.2.3 Auf andere Weise

Eine Senkung der Kosten kann auch auf andere Weise erfolgen. So kann die leis-
tungsberechtigte Person mit ihrem Vermieter einen (ibergangsweise) geringeren
Mietzins aushandeln.

Im Falle unangemessener Heizaufwendungen kommt als naheliegende Kosten-
senkungsmaRnahme die Anderung des Heizverhaltens mit der Folge geringerer
Abschlagszahlungen in Betracht.

Auch der Verkauf von Wohneigentum kommt als MafRhahme zur Kostensenkung
in Betracht. (Zumutbarkeitsbestimmungen nach Rn. 308 beachten).

Eine Direktiberweisung durch Dritte ist ebenfalls eine Mdglichkeit der Kostensen-
kung (vgl. Rn.15).

Dariiber hinaus kann ein konkreter Hinweis gegeben werden, sofern nach Akten-
lage aufgefallen ist, dass unzulassige mietrechtliche Regelungen zu Ungunsten
des Mietenden getroffen wurden und diesbeziiglich ein Einsparpotential besteht.
Durch die Einsparung konnte ggf. die Angemessenheit wieder hergestellt werden.
An dieser Stelle empfiehlt es sich auf die Mdglichkeit der Inanspruchnahme eines
Mietervereins hinzuweisen.

Uberschreitung der MOG

Der alleinstehende Herr K. ohne Einkommen bewohnt eine Wohnung in Hannover. Die
Miete inklusive Betriebskosten betragt insgesamt 600,00 €. Griinde, die gegen eine Kos-
tensenkung sprechen, sind nicht bekannt. Die MOG fiir einen Alleinstehenden in Hanno-
ver betragt 499,00 €. Herr K. méchte in seiner Wohnung verbleiben. Sein Vater erklart
sich bereit, die Kosten, die die MOG uberschreiten, direkt an den Vermieter zu Uberwei-
sen.

Wie hoch ist der Anspruch von Herrn K? Hat sich das Kostensenkungsverfahren, hiermit
»2auf andere Weise“ erledigt?

LOosung:

Der urspriingliche Bedarf errechnet sich wie folgt: 563,00 € Regelbedarf zuztiglich 600,00
€ BfU = 1.163,00 €.

Bei Direktiiberweisung der anteiligen Miete ergibt sich folgender Bedarf: 563,00 € Regel-
bedarf zuziglich 600,00 € BfU abziiglich 101,00 € zweckbestimmte Einnahme bei den
BfU = 1.062,00 €. Aufgrund der Zweckbestimmung ist der Betrag bei den BfU zu mindern.
Es werden daher tatsachlich noch 499,00 € BfU berlicksichtigt, sodass das Kostensen-
kungsverfahren sich ,auf andere Weise“ erledigt hat. Bei der Festsetzung der BfU ist
Punkt 4.5 zu beachten
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4.3.3 Ubernahme der tatsachlichen Aufwendungen fur einen Ubergangszeitraum

§ 22 Abs.1 S.9 SGB Il gleichwohl fiir einen Ubergangszeitraum von in der Regel
sechs Monaten in tatséchlicher Hohe zu iibernehmen. Eine Ubernahme der Kosten
Uber den 1,5-fachen Angemessenheitswert scheidet aber regelmaRig aus, sofern
keine Ausnahmen nach Rn. 114 oder 118 vorliegen.

In begriindeten Einzelfdllen kann von Anfang an eine von der Regeldauer abwei-
chende Frist genannt werden. Die Grinde fir die Entscheidung sind entsprechend
zu dokumentieren.

Rn. 286 gilt auch, wenn ein Leistungsberechtigter kurz vor Beginn des Leistungsbe-
zugs eine Wohnung anmietet, deren Kosten unangemessen hoch sind. Es sei denn,
wenn der Abschluss des Mietvertrages bdsglaubig, also zurechenbar sowohl in
Kenntnis des erwartenden Leistungsbezugs als auch unangemessener tatsachlicher
Unterkunftskosten erfolgt.1?!

Bewilligungszeitrdume sollen dem Fristende fur die Senkung der Bedarfe fur Unter-
kunft und/oder Heizung angepasst werden. Hierbei ist im Bescheid auszufiihren,
dass es wegen der Anhdrung zu den unangemessenen Kosten der Unterkunft
und/oder Heizung zu einer Verkiirzung des Bewilligungsabschnittes kommen kann.

Textbaustein Verkirzung Bewilligungsabschnitt

Lokale Textbausteine/JobCenter R Hannover/ LS/ SGB Il § 22

Verkiurzung Bewilligungsabschnitt

Eine leistungsberechtigte Person erhalt am 24.3.2024 ein Anhdrungsschreiben zur Senkung
lhrer Unterkunftsaufwendungen. Der aktuelle Bewilligungsabschnitt endet am 30.6.2024. Die
Karenzzeit ist bereits abgelaufen. Bis wann soll die die neue Bewilligung erfolgen?

Losung: Die Regelhdchstfrist, wahrend derer die leistungsberechtigte Person Gelegenheit
zur Senkung der Kosten auf ein angemessenes Mal? hat und wahrend derer, nach Ablauf der
Karenzzeit, die unangemessenen Aufwendungen tbernommen werden, betragt 6 Monate.
Vorliegend endet diese am 30.09.2024

Mit dem Anhérungsschreiben wird der leistungsberechtigten Person bis zu sechs Wochen vor
Ende der Regelhdchstfrist (hier bis 19.08.2024) Gelegenheit fur die Abgabe der Stellung-
nahme und ggfs. die Einreichung von Nachweisen gegeben werden.

Der neue Bewilligungsabschnitt soll dem Fristende des Kostensenkungsverfahrens angepasst
werden — d.h. bis zum 30.9.2024. Zu beachten ist, dass eine Festsetzungsentscheidung kei-
nesfalls vor dem Ende der Frist zur RickauRerung (Anhorungsfrist) erfolgt.

121 BSG 30.8.2010 - B 4 AS 10/10 R
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4.4 Unzumutbarkeit oder Unmaoglichkeit einer Kostensenkung

Unangemessene Aufwendungen (in der Regel bis zur 1,5-fachen absoluten Ober-
grenze) sind, auch nach Ablauf des Ubergangszeitraums so lang zu tibernehmen, wie
es der leistungsberechtigten Person nicht zumutbar (4.4.1) oder nicht mdglich ist
(4.4.2), die Gberhdhten Kosten durch eine Kostensenkungsmalnahme auf ein ange-
messenes Mal3 zu reduzieren (§ 22 Abs.1 S.7 SGB II).

Eine Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit kann zeitlich befristet (akute Krankheit,
schwere Operation) oder unbefristet vorliegen.122

Die Zumutbarkeit einer KostensenkungsmafRnahme war bereits vor Einleitung des
Kostensenkungsverfahrens nach Aktenlage zu prifen (siehe 4.2.2). Sofern die leis-
tungsberechtigte Person wéhrend des Verfahrens Griinde benennt, die eine Unzumut-
barkeit oder Unmaoglichkeit einer Kostensenkungsmafl3nahme begriinden sollen, sind
diese unter Heranziehung der Punkte 4.4.1 bzw. 4.4.2 zu beurteilen.

Macht die leistungsberechtigte Person einen konkret hdheren Unterkunftsbedarf gel-
tend, ist dieser nach Gliederungspunkt 2.3 bzw. 3.2.3 zu prifen.

Wird aufgrund einer Einzelfallentscheidung eine Kostensenkung als unzumutbar oder
unmdoglich angesehen, sodass eine Absenkung auf den Angemessenheitswert (vor-
erst) unterbleibt, ist dies der leistungsberechtigten Person schriftlich mitzuteilen.

Einzelfallentscheidungen sind unter Hinzufligen aller Nachweise zu begrinden und
aktenkundig zu machen.

Bei gemischten Bedarfsgemeinschaften hat die Beurteilung der Unzumutbarkeit oder
Unmoglichkeit einer Kostensenkungsmafnahme in Abstimmung mit der zustandigen
Stadt bzw. Gemeinde zu erfolgen.

Textbaustein ,,keine Festsetzung auf Angemessenheitswert*

Lokale Textbausteine/JobCenter R Hannover/ LS/ SGB Il § 22/MOG

122 ygl. LSG NRW 8.6.2009 — L 7 B 411/08 AS ER
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4.4.1 Unzumutbarkeit

Unzumutbarkeit liegt vor, wenn die Folgen einer Kostensenkung die leistungsberech-
tigte Person Uber das hinnehmbare Maf3 hinaus unverhaltnismafig belasten. An die
Auslegung sind strenge Anforderungen zu stellen.123

Die Beurteilung der Unzumutbarkeit einer KostensenkungsmafRnahme erfolgt auf
Grundlage der besonderen Umsténde des Einzelfalles. Eine allgemeingultige Verfah-
rensweise gibt es nicht. Die nachfolgenden, auf Basis von Rechtsprechung zusam-
mengefassten, typischen Fallkonstellationen sollen als Orientierungshilfe dienen:

Verlust des sozialen Umfeldes

Umzige innerhalb der Gemeinde oder Stadt fiihren nicht zu einer Aufgabe des sozia-
len Umfeldes, da es sich bei diesem Vergleichsraum um einen insgesamt betrachtet
homogenen Lebens- und Wohnbereich handelt, der es ermdglicht, soziale Bindungen
auch nach Umzugen aufrecht zu erhalten.124

Ein Umzug in einen anderen Wohnort, der mit der Aufgabe des sozialen Umfeldes
verbunden ware, kann hingegen regelmafig nicht verlangt werden.125

Aufrechterhaltung des sozialen Umfeldes bedeutet nicht, dass keinerlei Veréanderun-
gen der Wohnraumsituation stattfinden durfen. Es ist eine normale Folge, die sich aus
der gesetzlichen Regelung ergibt, dass jeder Umzug in gewissem Mal3e mit einer Ver-
anderung des sozialen Umfelds einhergeht.126

Fir das Gewicht, dem das soziale Umfeld bei der Zumutbarkeitsbewertung einer Kos-
tensenkung durch Umzug beizumessen ist, ist insbesondere abzustellen auf die Art
der schutzwirdigen Bindungen. So kann im Einzelfall eine Ricksichtnahme auf die
Einbindung in ein soziales Umfeld erforderlich sein bei:

e schulpflichtigen Kindern, die mdglichst nicht zu einem Schulwechsel gezwun-
gen sein sollen,2?

e behinderten oder pflegebedlrftigen Menschen bzw. den sie betreuenden An-
gehorigen, die zur Sicherstellung der Teilhabe auf eine besondere wohnungsnahe
Infrastruktur und ein medizinisches Netzwerk angewiesen sind,128

123 ygl. BSG 19.2.2009 — B 4 AS 30/08 R; BSG 20.8.2009 — B 14 AS 41/08 R

124 BSG 20.8.2009 — B 14 AS 41/08 R; so auch: BSG 19.2.2009 — B 4 AS 30/08 R
125 BSG 7.11.2006 — B 7b AS 18/06 R; so auch: BSG 19.2.2009 — B 4 AS 30/08 R
126 BSG 19.2.2009 — B 4 AS 30/08 R; BSG 13.4.2011 — B 14 AS 32/09 R

127 vgl. BSG 19.2.2009 — B 4 AS 30/08 R; LSG Berlin-Brandenburg 14.1.2007 — L 26 B 2307/07 AS

128 BSG 19.2.2009 — B 4 AS 30/08 R
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e die Abnahme der Anpassungsfahigkeit im einhergehenden Alterungsprozess,
sodass alteren Menschen der Wegzug aus einem jahrzehntelang vertrauten sozi-
alen Umfeld nicht mehr zugemutet werden kann.12°

307 Gesundheitsbedingte Umzugshindernisse Gesundheits-
Temporare oder dauerhafte gesundheitliche Belastungssituationen, die vom allgemei- bedmglte Um-
nen Durchschnitt abweichen und einen Verbleib in der bisherigen Wohnung erfordern Z'flgs- inder-

nisse

kénnen zu einer Unzumutbarkeit der Kostensenkung fihren. In Betracht kommen etwa

e Gebrechlichkeit in hohem Alter,
e aktuelle schwere Erkrankungen,30

e Behinderungenst,

Bei Bezug auf gesundheitsbedingte Umzugshindernisse ist zur Glaubhaftmachung,
neben einer personlichen Stellungnahme zur Wohn- und Sozialsituation des/der Be-
troffenen, ein aussagekraftiges arztliches bzw. fachéarztliches Attest erforderlich.132

Ein einfaches Attest mit dem alleinigen Hinweis auf die Umzugsunfahigkeit ist nicht
ausreichend. Vielmehr muss es sich um ein qualifiziertes &rztliches Attest handeln,
aus welchem deutlich hervorgeht, welche medizinischen Grinde einem Umzug ent-
gegenstehen. Sofern Leistungsberechtigte anstelle eines solchen Attestes andere
geeignete Unterlagen (z.B. Stellungnahmen der Krankenkassen, Gutachten 0.4.) vor-
legen, die diesem Erfordernis ebenfalls gerecht werden und anhand derer eine Ent-
scheidung mdglich ist, ist dieses ebenfalls als Nachweis ausreichend.

Im Zweifelsfall, wenn anhand des vorgelegten Attestes bzw. der Unterlagen eine Ent-
scheidung nicht mdoglich ist, ist eine amtséarztliche Klarung zu veranlassen.33

Arztliche Atteste sind in der E-Akte mit dem Dokumenttyp Medizinische Unterla-
gen/Gutachten abzulegen.

129 zur besonderen Beruicksichtigung des Rechts auf Verbleib alterer Menschen in ihrem langjahrig vertrauten sozi-
alen Umfeld: BSG 23.3.2010 — B 8 SO 24/08 R

130 ygl. LSG Berlin-Brandenburg 5.12.2007 — L 28 B 2089/07 AS ER; LSG NRW 6.8.2007 — L 19 AS 35/06

131 ygl. LSG Niedersachsen-Bremen 21.4.2006 — L 6 AS 248/06 ER, LSG Berlin-Brandenburg 14.6.2007 — L 10 B
391/07 AS ER

132 | SG Berlin-Brandenburg 22.11.2007 — L 14 B 1650/07 AS ER
133 | SG NRW 24.8.2005 — L 19 B 28/05 AS ER
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308 Bewohnen von Eigentum

Der Verwertschutz eines bewohnten Eigentums nach § 12 Abs. 2 Nr. 5 SGB |l fuhrt

nicht dazu, dass ein Auszug aus einem selbst genutzten Hausgrundstlick von ange-
messener Grol3e stets unzumutbar ist.13* Erforderlich ist eine umfassende Abwéagung
aller Umstande des Einzelfalles. Zu beriicksichtigen sind insbesondere:

die absolute Hohe der Aufwendungen,

die Perspektive des Leistungsbezuges,

der Zeitraum zwischen Eigentumserwerb und Eintritt der Hilfebedurftigkeit,
die Dauer der Restfinanzierung,

die Bedingung bei Abschluss des Kreditvertrages,

der Zustand der Immobilie bzw. zukinftig entstehender Erhaltungsaufwand.

309 Aus anderen Griinden

Dariiber hinaus kann im Einzelfall auch aus anderen Griinden eine Kostensenkungs-
mafinahme nicht zumutbar sein:

bei voribergehender Abwesenheit eines Haushaltsmitglieds (nicht langer als
6 Monate) ist fUr die verbleibenden BG-Mitglieder eine Kostensenkung nicht zu-
mutbar,135

nach Tod eines Haushaltsmitgliedes und bis dahin die Aufwendungen fur die
Unterkunft und Heizung angemessen waren, ist die Senkung der Aufwendungen
fur die weiterhin bewohnte Unterkunft fir die Dauer von mindestens zwolf Mona-
ten nach dem Sterbemonat nicht zumutbar. Diese Frist verléangert nicht die Ka-
renzzeit, sondern ersetzt diese. Eine Deckelung auf den 1,5-fachen Angemessen-
heitswert erfolgt nicht.

bei absehbarem Ausscheiden der leistungsberechtigten Person aus dem
Leistungsbezug kann eine Kostensenkung u.U. nicht zugemutet werden.13¢

Allein die typischerweise mit einem Umzug verbundenen Belastungen machen ei-
nen solchen nicht unzumutbar. 137

134 zu den Kriterien: siehe LSG NRW 28.2.2006 — L 9 B 99/05 AS ER
135 BSG 19.10.2010 — B 14 AS 50/10 R

136 etwa LSG Nordrhein-Westfalen 17.4.2009 — L 19 B 75/09 AS ER; SG Augsburg 6.9.2009 — B 4 AS 306 R
137 BSG 19.2.2009 — B 4 AS 30/08 R; BSG 13.4.2011 — B 14 AS 32/09 R
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4.4.2 Unmaoglichkeit

Bestimmte Formen der Kostensenkung kénnen aus tatsachlichen oder rechtlichen
Grunden (z.B., wenn Kiindigungsfristen im Mietvertrag zu beachten sind oder eine Un-
tervermietung rechtswirksam im Mietvertrag untersagt ist oder der Vermieter nicht zu-
stimmt) temporar oder auf Dauer unmdglich sein.

Fuhrt die leistungsberechtigte Person aus, dass ihr eine Kostensenkungsmaflnahme
nicht moglich ist, insbesondere Wohnraum zu den angemessenen Richtwerten
nicht anmietbar war, sind die Hinweise ab Rn. 303 zu beachten:

Grundsatzlich haben die Betroffenen sich intensiv unter Zuhilfenahme aller fiir sie zu-
mutbar und erreichbaren Hilfen und Hilfsmittel und unter Ausschdpfung ihrer individu-
ellen Mdglichkeiten um die Senkung ihrer iberhdhten Aufwendungen zu bemuhen.

Da die Angemessenheitsgrenze auf Grundlage eines qualifizierten Mietspiegels ermit-
telt wurde, kann davon ausgegangen werden, dass es in ausreichendem Mafl3e Woh-
nungen zu der abstrakt angemessenen Leistung fiir die Unterkunft gibt.138

Sofern leistungsberechtigte Personen konkret, schliissig und glaubhaft darlegen kén-
nen, dass ihnen die Anmietung einer kostenangemessenen Wohnung wahrend des
Ubergangszeitraums nicht moglich war, kann die Ubergangsfrist um bis zu 6 Monate
verlangert und die tatséchlichen Aufwendungen weiterhin befristet ibernommen wer-
den. Die Kostensenkungsobliegenheit bleibt bestehen. Die Suche nach einer Alterna-
tivwohnung muss sich nur auf die derzeitige Stadt/Gemeinde erstrecken (siehe Rn
305)

Fur einen glaubhaften Nachweis soll mindestens gefordert werden:

¢ ein Nachweis der erfolglosen Wohnungsvermittlung durch die jeweils zustandige
kommunale Stelle der Wohnraumvermittlung (sofern in der jeweiligen Kommune
vorhanden),

e eine Aufstellung von Wohnungen, um die sich der Leistungsberechtigte bemiiht
hat, mit Angabe von Datum der Bemihung, Adresse und Mietpreis der Wohnung.
Es kdnnen nur Wohnungen zum abstrakt angemessenen Mietpreis berlicksichtigt
werden und

¢ eine glaubhafte Erklarung, dass es dem Leistungsberechtigten nicht moglich ist,
seinen tatséachlichen Unterkunftsbedarf auf andere Weise zu senken (z.B. durch
Untervermietung oder Mietpreisverhandlungen).

138 BSG 13.4.2011 - B 14 AS 106/10 R
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4.5 Festsetzung auf den Angemessenheitsbetrag

Sind die tatsachlichen Aufwendungen fiir Unterkunft und/oder Heizung nach Ablauf der
gesetzten Ubergangsfrist nicht auf einen angemessenen Umfang abgesenkt, obwohl
dies mdglich und zumutbar gewesen wére, sind stets nur noch die angemessenen
Aufwendungen zu Ubernehmen. Die Absenkung der Leistung ist mittels Verwaltungs-
aktes mitzuteilen.

Erfassung in ALLEGRO

Die Festsetzung auf den Angemessenheitsbetrag ist im Bemerkungsfeld entsprechend zu ver-
merken.

Bei Vorliegen eines Weiterbewilligungsantrages erfolgt eine Neubewilligung der Leis-
tungen unter Berlcksichtigung der angemessenen Aufwendungen fur Unterkunft
und/oder Heizung. Im Bewilligungsbescheid ist ein Hinweis auf die Festsetzung auf
den Angemessenheitswert aufzunehmen. Auf eine Festsetzung durch gesonderten
Festsetzungsbescheid ist zu verzichten.

Textbaustein fur Neubewilligung bei abgesenkten Leistungen
Lokale Textbausteine/JobCenter R Hannover/ LS/ SGB Il § 22/MOG

Lokale Textbausteine/JobCenter R Hannover/ LS/ SGB Il § 22/HOG

Festgesetzte Unterkunfts- und/oder Heizkosten sind anlassbezogen (z.B. bei Erho-
hung der Angemessenheitswerte oder Anderungen in der Bedarfsgemeinschaft) zu
Uberprufen und ggf. auch rickwirkend anzupassen oder aufzuheben.

Textbausteine Erhohung Angemessenheitswert/ riickwirkende Nachzahlung

Lokale Textbausteine/JobCenter R Hannover/ LS/ SGB Il § 40
- ruckw. Nachz BdU wg Erhéh MOG
- ruckw. Nachz. BdU wg. Erhéh MOG Zeitraum

Es ist allein Sache der leistungsberechtigten Person, ob/wie er einen durch die Kur-
zung der Leistungen fur Unterkunft/Heizung ungedeckten ,Bedarfsrest* aufbringt. Bei
besonders hohen ,Bedarfsresten®, deren Deckung durch Eigenmittel unwahrschein-
lich erscheint, sollen verstarkt Malnahmen ergriffen werden, um etwaiges ,versteck-
tes” Einkommen oder Vermdgen aufzudecken.

Eine Absenkung auf den angemessenen Betrag fur Heizung erfolgt auch dann, wenn
der Leistungsberechtigte weiterhin hohere Abschlage fur Heizkosten an den Vermie-
ter bzw. den Energieversorger zu entrichten hat.
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5. Heiz- und Betriebskostenabrechnung

5.1 Grundsétze

Eine Forderung aus einer aktuellen Betriebs- oder Heizkostenkostenabrechnung
stellt keinen Ruckstand, sondern einen einmaligen Bedarf im Rahmen von § 22 Abs.
1 SGB Il dar, der grundsatzlich zum Zeitpunkt der Falligkeit zu bertcksichtigen ist.

Der Bedarf entsteht grundsétzlich im Monat der Falligkeit der Nachzahlung und er-
héht in diesem Monat entsprechend die Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung. Sozial-
rechtlich nicht abzustellen ist in diesem Zusammenhang auf den Zeitraum, aus dem
die Forderung resultiert, sofern diese zivilrechtlich wirksam geschuldet wird. Fur die
diesbeziigliche Prifung ist Anlage 5: Checkliste Betriebskosten Mietwohnungen
zu beachten.

Nachforderungen fir eine Wohnung, die erst fallig geworden sind, nachdem diese
nicht mehr bewohnt wird, sind grundsétzlich zu tbernehmen. Es sei denn, deren tat-
sachliche Entstehung geht nicht auf Zeiten der Hilfebedurftigkeit zuriick, dann han-
delt es sich hierbei um keinen anzuerkennenden Bedarf fir Unterkunft und Hei-
zung.1®

Soweit laufend Leistungen bezogen werden, ist schon durch den allgemeinen Leis-
tungsantrag dem Antragserfordernis Geniige getan. Es bedarf zur Ubernahme einer
Forderung aus einer Betriebs- oder Heizkostenabrechnung keiner gesonderten An-
tragstellung nach § 37 SGB Il. Daher kdnnen grds. auch von der Leistungsberech-
tigten/dem Leistungsberechtigten bereits ausgeglichene Abrechnungen noch tber-
nommen werden, sofern sie den Ubrigen Anforderungen entsprechen.

Soweit eine Antragstellung fur einen einzelnen Monat aufgrund einer Jahresabrech-
nung fur Heizkosten oder Bevorratung erfolgt, ist Randnr. 210 zu beachten.

Grundsatzlich ist gemal 8§ 556 Abs. 3 S. 2 BGB die Abrechnung tber Betriebs-
und/oder Heizkosten dem Mieter spatestens bis zum Ablauf des zwdélften Monats
nach Ende des Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die
Geltendmachung einer Nachforderung durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei
denn, die Vermieterin/der Vermieter hat die verspatete Geltendmachung nicht zu ver-
treten. Die Ausfuhrungen gelten nur bei Mietvertragen, nicht hingegen fur Abrech-
nungen des Energieversorgers.

138 BSG, Urteil vom 25.06.2015 — B 14 AS 40/14 R
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324 Fur die Leistungsberechtigte/den Leistungsberechtigten gibt es grds. keine Frist zur  Einreichungsfrist

Einreichung der entsprechenden Nachforderungen bei den Jobcentern. Es gelten
aber die Regelungen der 88 48, 44 SGB Xi. V. m. 8§ 40 Abs. 1, S. 2 SGB Il. So kann
beispielsweise ein im Marz 2016 gestellter Antrag eines Kunden eine Forderung des
Vermieters (z.B. Kosten der Thermenwartung 2014), die dem Kunden seitens seines
Vermieters auch noch 2014 zugegangen und in 2014 fallig war, nicht mehr geltend
gemacht werden, da max. riickwirkend bis zum 01.01.2015 Aufhebung begehrt wer-
den kann.

Unzulassige Rechnungsstellung fir Abrechnung Beispiel 35

Abrechnungszeitraum ist vom 01.07.2014 — 30.06.2015. Bekanntmachung der Abrechnung
durch die Vermieterin/den Vermieter bei der Mieterin/ dem Mieter ist am 05.07.2016. Es wur-
den keine Grinde seitens der Vermieterin/des Vermieters flir eine verspatete Geltendma-
chung vorgetragen.

LOésung: Der zwolfte Monat lauft am 30.06.2016 ab. Da die Abrechnung erst am 05.07.2016
bekannt gemacht wurde, kann die Vermieterin/der Vermieter die daraus resultierende Nach-
forderung nicht geltend machen.

Betriebskostenabrechnung 1 Beispiel 36

K bezieht seit dem 01.06.2016 SGB lI-Leistungen. Die Betriebskostenabrechnung mit einer
Nachzahlung resultiert aus einem Schreiben des Vermieters vom 15.03.2016 fur das Abrech-
nungsjahr 2015. Diese Betriebskostenabrechnung wird am 05.06.2016 beim Jobcenter einge-
reicht. Kann diese tibernommen werden?

Losung: Die Betriebskostennachzahlung kann nicht als Bedarf nach § 22 Abs. 1 SGB Il be-
ricksichtigt werden, da K im Monat der Falligkeit noch nicht bedirftig war. Es wére allenfalls
eine darlehensweise Ubernahme nach § 22 Abs. 8 SGB Il zu priifen.

Betriebskostenabrechnung 2 Beispiel 37

K bezieht seit dem 01.06.2016 SGB lI-Leistungen. Die Betriebskostenabrechnung mit einer
Nachzahlung resultiert aus einem Schreiben des Vermieters vom 03.06.2016 fur das Abrech-
nungsjahr 2015. Diese Betriebskostenabrechnung wird am 05.08.2016 beim Jobcenter einge-
reicht. Kann diese tbernommen werden?

Lésung: Die Betriebskostennachzahlung erhéht fur Juni 2016 die Bedarfe fir Unterkunft und
Heizung nach 8§ 22 Abs. 1 SGB II. Sie ist in tatsachlicher Hohe anzuerkennen. Fur Juni 2016
ist ein Anderungsbescheid zu erlassen.

Betriebskostenabrechnung 3 Beispiel 38
K bezieht seit dem 01.06.2016 Leistungen nach dem SGB II. Die Abrechnung datiert vom
25.05.2016 (also vor dem Leistungsbezug) und ist in 06/2016 fallig.

Die Betriebskostennachzahlung erhdht im Monat der Félligkeit, also in 06/2016 die Bedarfe
fur Unterkunft. Da K seit dem 01.06.2016 im Leistungsbezug nach dem SGB Il ist, kann die
Ubernahme der Nachzahlung erfolgen
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5.2 Uberwachung Einreichung Jahresabrechnung

Die Einreichung der Jahresabrechnung tber Heiz- und/oder Betriebskosten ist durch
Wiedervorlage zu Giberwachen und ggfs. ist die leistungsberechtigte Person zur Vor-
lage aufzufordern. Bei Nichtvorlage bspw. der Heizkosten-/ Betriebskostennach-
weise kommt nur eine teilweise Versagung hinsichtlich der Heizbedarfe/Betriebskos-
ten in Betracht und nicht etwa eine vollstandige Leistungseinstellung oder Versagung
des Regelbedarfes.

Die Uberwachung der Wiedervorlage, entbindet die leistungsberechtigte Person
nicht von den Mitwirkungspflichten gem. 88 60/66 SGB |.

Der Zeitraum der zu bewilligenden Heizkostenabschléage ist grundsétzlich an den
Zeitraum der félligen Abschlagszeitraume aus der Abrechnung des Versorgers an-
zupassen, sofern diese laut Rechnung entsprechend begrenzt wurden.

Sollte der Versorger mitteilen, dass die bisherigen Abschlage tiber den Abrechnungs-
zeitraum hinaus fortgelten, falls sich das Rechnungsdatum auf einen spéateren Zeit-
punkt verschiebt, ist der bisherige Abschlag bis zu diesem Zeitpunkt weiterhin zu
bertcksichtigen.

Ein entsprechender Hinweis ist in den Bescheid aufzunehmen.

Mustertext flir Anpassung der bewilligten Heizkostenabschlage an festgelegte Ab-
schlagszeitraume der Abrechnung im Bescheid

unter Lokale Textbausteine/JobCenter R Hannover /LS/SGB Il § 22/Allgemeine Erlauterungen

Erfassung in ALLEGRO

Die Stadtwerke setzen den Falligkeitszeitpunkt fur die zukiinftigen Abschlage fir elf Monate
fest. Dann werden die Heizbedarfe in ALLEGRO auch nur fur die elf Monate eingegeben und
hierauf begrenzt. Ein Hinweis hierzu erfolgt im Bescheid.

5.3 Verfahren bei Heizkostennachzahlungen

Erfolgte im Abrechnungszeitraum keine Begrenzung der Heizbedarfe auf den Grenz-
wert durch einen Absenkungsbescheid, sondern wurden diese in voller Hohe tber-
nommen, ist auch eine eventuelle Nachzahlungsforderung des Energieversor-
gers/der Vermieterin bzw. des Vermieters im Rahmen der Jahresabrechnung voll-
standig zu Ubernehmen.

Uberschreiten die Heizkosten unter Beriicksichtigung der Heizkostenabrechnung da-
bei den jeweils malRgebenden Grenzwert, ist jedoch fur die Zukunft umgehend ein
Anhoérungsverfahren betreffend die Senkung der Aufwendungen fur die Heizung
durchzufiihren und anhand eines eventuellen Vortrages der leistungsberechtigten
Person zu prifen, inwieweit im Einzelfall ein Uberschreiten der Grenzwerte gerecht-
fertigt ist.
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Erfolgte bereits vor der Abrechnungsperiode rechtméRig eine Senkung der Heizbe-
darfe auf den angemessenen Grenzwert, entfallt eine weitere Ubernahme der Heiz-
kosten als Beihilfe.

Betrifft die Abrechnungsperiode teilweise Zeiten, in denen die tatsachlichen Heizbe-
darfe wegen noch nicht erfolgter Heizkostenabsenkung gezahlt wurden und tlw. Zei-
ten nach Ablauf der Ubergangsfrist fiir die Senkung der Heizkosten, gilt Folgendes:

e FUr den ersten Zeitraum (vor Festsetzung) werden die tatsachlichen Heizbedarfe
tibernommen, da die Ubergangsfrist noch nicht abgelaufen ist.

e Fir den zweiten Zeitraum (nach Festsetzung), erfolgt eine Ubernahme bis maxi-
mal zum Grenzwert.

Der tatsédchliche Gesamtverbrauch ist auf die Anzahl der Abrechnungsmonate zu
verteilen (nur rechnerisch). Es ist bei jeder Abrechnung zu Uberpriifen, ob ein Anhé-
rungsverfahren betreffend die Senkung der Aufwendungen fur die Heizung durchzu-
fuhren ist.

Sofern Zundstrom zum Betrieb der Brennstoffanlage gewdahrt wird, ist neben der
Nachzahlung der Heizbedarfe auch der Betrag fur Ziindstrom dem tatsachlichen Ver-
brauch anzupassen. Die Differenz zum bereits bewilligten Betrag ist nachzuzahlen.

Nachzahlung der Kosten flr Zindstrom

Es wurden 11 Abschlage in Hohe von 50 € fir Gas berlcksichtigt (550 €). Nach Vorlage der
Jahresabrechnung betrug der tatséchliche Gasverbrauch 700,00 €. In Anlehnung an die Ab-
schlage wurden bisher 11 x 2,50 € = 27,50 € fur Zindstrom geleistet. In welcher Hohe sind die
Heizbedarfe im Rahmen der Abrechnung zu Gibernehmen?

Losung: Die Nachzahlung fiir Gas betragt 150 € (700 € - 550 €). Daneben sind die Kosten fiir
Zindstrom dem tatsachlichen Heizbedarf des Abrechnungszeitraums anzupassen. 35 € hat-
ten fur Zindstrom anerkannt werden missen (5% von 700 €). 27,50 € wurden bereits geleistet
(5% von 550 €). Mithin sind 7,50 € zusatzlich als Heizbedarf anzuerkennen und nachzuzahlen.

5.4 Verfahren bei Betriebskostennachzahlungen

Bei jeder Betriebskostenprufung ist die ,Checkliste Betriebskosten fir Mietwohnun-
gen® verpflichtend auszufillen und zur Leistungsakte zu nehmen.

Betriebskosten-Checkliste fir Mietwohnungen

Anlage 5: Checkliste Betriebskosten Mietwohnungen

Hierbei wird Uberprift, ob in die Betriebskostenabrechnung nur umlagefahige Kosten
einbezogen wurden, die Abrechnung nicht verfristet ist (siehe 5.1) und eine Festset-
zung auf die MOG bislang noch nicht erfolgt ist. Dabei gilt:
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Nicht umlagefahige Kosten — vgl. die Anlage 5 — sind aus der Berechnung her-
auszunehmen.

Hinsichtlich einer Verfristung der Forderung ist Folgendes zu beachten:

Die Betriebskostenabrechnung ist der Mieterin/dem Mieter spéatestens bis zum Ab-
lauf des zwdélften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Ge-
schieht dies nicht, braucht die Mieterin/der Mieter die Forderung regelmaRig nicht
zu begleichen. Die Nachforderung ist verfristet.

Hiervon zu unterscheiden ist eine mégliche Verjahrung des Nachzahlungsan-
spruchs aus einer Betriebskostenabrechnung. Ein — innerhalb von zwéIf Monaten
nach Ende des Abrechnungszeitraums rechtzeitig geltend gemachter — Anspruch
der Vermieterin/des Vermieters auf eine Betriebskostennachzahlung verjahrt in
drei Jahren. Die Verjahrungsfrist beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der An-
spruch entstanden ist.

Bsp.: Forderung der Vermieterin/des Vermieters aus dem Jahr 2011, die Frist beginnt am
01.01.2012 zu laufen und der Anspruch verjghrt am 31.12.2014.

Im Ergebnis sind verfristete und verjahrte Abrechnungen nicht anzuerkennen.

Die Betriebskosten sind nur solange zu ibernehmen, bis die Unterkunftskos-
ten nach Kostensenkungsverfahren auf den angemessenen Wert festgesetzt wur-
den. Falls die Festsetzung wahrend des Abrechnungszeitraumes erfolgte, wird die
Nachzahlung anteilig Gbernommen. (siehe Beispiel 40)

340 Die Betriebskostennachzahlung wird auch dann vollstéandig bernommen, wenn der
Abrechnungszeitraum Zeiten betrifft, in denen noch kein Leistungsbezug bestand.

Dabei ist jedoch zu beachten, dass bei &lteren Leistungsféllen die MOG evtl. zu nied-
rig festgesetzt wurde. Ubersteigen die tatséachlichen Unterkunftsbedarfe die Betrage
unter 2.2 nicht, ist die Wohnung — entgegen der damaligen Einschatzung — ange-
messen. Es ist dann zu prifen, ob die Nachzahlung unter Beriicksichtigung dieses
Aspekts Ulbernommen werden muss.

341 Der Ubernahmeanspruch besteht auch fiir nichtleistungsbeziehende Personen,
wenn sie im Monat der Falligkeit der Nachzahlung einen SGB Il — Antrag stellen.
Nachzahlungen aus Neben- und Heizkostenabrechnungen sind immer Bedarf im
Monat der Falligkeit.140 (Verfahren s. Beispiel zu Rn 222)

140 BSG 24.11.2011 - B 14 AS 121/10 R
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Fur die Prufung der Kostenuibernahme ist die mietrechtliche Félligkeit der Nachzah-
lung relevant.

Nachforderungen ohne Zahlungsziel sind gem. 8 271 Abs. 1 BGB sofort féllig. Dann
tritt die Falligkeit mit dem Zugang einer formell ordnungsgeméafien Betriebskosten-
abrechnung beim Mieter/ bei der Mieterin ein. Der Zeitpunkt des Zugangs bestimmt
sich nach § 130 BGB.

Wird in der Betriebskostenabrechnung ein Zahlungsziel genannt, erhéht sich in dem
Monat in den das Zahlungsziel fallt der Bedarf nach § 22 SGB Il um den Nachzah-
lungsbetrag.

Bsp.:

¢ Die eingereichte Betriebskostenabrechnung ist vom 21. Méarz, die Nachzahlung wird
aber bis spéatestens zum 30. April gefordert. Der Falligkeitsmonat ist somit der April.

e Die eingereichte Betriebskostenabrechnung ist vom 21. Méarz, die Nachzahlung soll
mit der nachsten (fir den Monat April) oder tibernéachsten Miete (fiir den Monat Mai)
Uberwiesen werden. Der Falligkeitsmonat ist der Monat Mai, da die Miete in der Regel
am 3. Werktag des jeweiligen Kalendermonats zu entrichten ist. Ausschlaggebend
ist aber die Regelung des individuellen Mietvertrages.

Grundsatzlich ist bei der Berechnung darauf zu achten, dass der tatsachliche Ver-
brauch aus der Abrechnung dem vom Jobcenter in der Berechnung in ALLEGRO als
Bedarf beriicksichtigter Betrag fur den Abrechnungszeitraum gegenibergestellt wird.
(siehe Beispiel 41)

Die Summe des Nachzahlungsbetrages (erhdhter Bedarf) ist dann auf die Anzahl der
Abrechnungsmonate zu verteilen und es ist bei jeder Abrechnung zu tberprifen, ob
die MOG eingehalten wurde. Andernfalls sind die Voraussetzungen zur Einleitung
eines Kostensenkungsverfahrens nach Punkt 4 zu prifen. (siehe Beispiel 41)

Nachzahlungen bei Festsetzung der Unterkunftskosten

Das Jobcenter hat zum 01.07.2015 die MOG festgesetzt. Im Mérz 2016 legt die/der Leistungs-
berechtigte die Nebenkostenabrechnung des Jahres 2015 vor. Es ist eine Nachforderung auf-
grund von erhdhtem Verbrauch in Héhe von 1.200 € entstanden. In welcher Héhe kann die
Betriebskostennachzahlung als Bedarf anerkannt werden?

Lésung: Die Nebenkosten werden monatlich auf den vergangenen Abrechnungszeitraum
(rein rechnerisch) umgelegt (1.200 €: 12 Monate). Die Nebenkostennachforderung wird in
Héhe von 600 € iibernommen (Januar bis Juni 2015). Im Ubrigen wird der Antrag abgelehnt
(Juli bis Dezember 2015). Es erfolgt ein Hinweis auf eine evtl. Ratenzahlungsvereinbarung mit
der Vermieterin/dem Vermieter. Eine Ubernahme nach § 24 Abs. 1 SGB Il ist nicht méglich,
da es sich nicht um einen Regelbedarf (§ 20 SGB 1), sondern um einen Bedarf nach § 22 SGB
Il handelt.
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Anerkannte Kosten in ALLEGRO

Jahresabrechnung des Vermieters vom 01.01.2015 bis zum 31.12.2015, tatséchlicher Ver-
brauch an umlagefahigen Betriebskosten (ohne Heizkosten) laut Abrechnung von 1000,00 €.
Wie ist vorzugehen? In welcher Hoéhe ist die Nachzahlung als Bedarf anzuerkennen?

Losung: Aus der ALLEGRO-Maske lasst sich feststellen, in welcher Hohe Betriebskosten als
Bedarfe bisher anerkannt wurden. Dort werden berticksichtigte Betriebskosten von 01/15 bis
12/15 monatlich i.H.v. 20 € ausgewiesen. Im Abrechnungszeitraum wurden demnach 12 x 20
€ = 240 € berucksichtigt. Da bisher keine MOG festgesetzt wurde, sind tatsachlich 760 € zu
Gbernehmen (auch wenn vom Mieter freiwillig eine hdhere Betriebskostenvorauszahlung er-
folgte und demnach ein geringerer Betrag als 760 € vom Vermieter als Nachzahlung verlangt
wird).

Verteilung des Nachzahlungsbetrages auf die Abrechnungsmonate

Bisher wurden in 01/2015 bis 12/2015 monatlich im Wohnbereich der Landeshauptstadt Han-
nover von einer Person Grundmiete in Hohe von 324 € und Nebenkosten in Hohe von 20 €
tibernommen. Aus der Betriebskostenabrechnung ergibt sich ein Nachzahlungsbetrag in Hohe
von 760 € fur 01/2015 bis 12/2015. Wie hoch sind die tatséchlichen Aufwendungen (pro Mo-
nat) im Zeitraum nach Abrechnung? Wie ist weiter vorzugehen?

Losung:

1. Aufteilung des Nachzahlungsbetrages auf Abrechnungszeitraum
760 €/ 12 Monate = 63,33 €

2. Berechnung der tatsachlichen Aufwendungen (pro Monat) im Zeitraum nach Abrechnung
63,33 € + 324€ + 20 € = 407,33 €

3. Prufung der Voraussetzungen fiir Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens
Die Aufwendungen sind unangemessen. Die Hinweise nach Gliederungspunkt 4 sind zu
beachten.

5.5 Verfahren bei Heiz- und Betriebskostenguthaben

Nach § 22 Abs. 3 SGB Il mindern Heiz- oder Betriebskostenerstattungen nach dem
Monat der Rickzahlung oder Gutschrift entstehende Aufwendungen fir BfU und Hei-
zung.

Guthaben kénnen grundsatzlich nur in der tatsachlich zuflieRenden Hohe der Riick-
zahlung oder der Gutschrift angerechnet werden

In jedem Fall muss durch entsprechende Wiedervorlagen sichergestellt und auch
nachgehalten werden, dass die/der Leistungsberechtigte die Turnusabrechnungen
einreicht, so dass gepruft werden kann, ob ggf. Heizkosten- oder Betriebskostengut-
haben zu Gunsten des kommunalen Tragers zu verrechnen sind. Erforderlichenfalls
ist die/der Leistungsberechtigte zur Einreichung der Unterlagen unter Fristsetzung
aufzufordern.
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Die Bedarfsminderung beschrankt sich grundséatzlich auf den Monat nach erfolgter
Gutschrift/Ruckzahlung. Daher ist es wichtig, die Falle vorrangig zu bearbeiten, um
entsprechende Guthaben anrechnen zu kdnnen.

Ist das Guthaben so hoch, dass es nicht (nur) im Folgemonat angerechnet werden
kann, kann in Abh&angigkeit von der Hohe des tberschieenden Anteils eine Anrech-
nung dariber hinaus so lange erfolgen, bis das Guthaben aufgebraucht ist.141

Der Grundsatz der Anrechnung im Folgemonat gilt auch dann, wenn die Abrechnung
verspatet vorgelegt wird. Es handelt sich um eine Aufhebung des urspriinglichen Be-
willigungsbescheides/und ggf. Anderungsbescheide nach den § 45, 48, 50 SGB X
i.V.m. 8 22 Abs. 3 SGB II.

§ 45 SGB X ist anzuwenden, wenn der urspringliche Bescheid/die urspriinglichen
Bescheide bereits bei Erlass objektiv rechtswidrig war/en, weil bspw. der Zufluss der
Rickzahlung oder die teilweise Kostenfreistellung durch ein Guthaben bereits vor
Bescheiderlass erfolgt ist, der Behdrde das aber nicht bekannt war.

§ 48 SGB X ist anzuwenden, wenn die Anderung in den Verhaltnissen (Riickzahlung
oder Guthaben) nach Erlass des urspringlichen Bescheides/der urspriinglichen Be-
scheide erfolgte.

Die Aufhebung/Riicknahme und Erstattung nach 8§ 45, 48, 50 SGB X i.V.m. § 22
Abs. 3 SGB I fur die Vergangenheit gilt nicht bei einer vorlaufigen Leistungsbewilli-
gung. In diesem Fall wird das Guthaben erst bei der endgultigen Festsetzung des
Leistungsanspruchs bericksichtigt.

Eine bedarfsmindernde Berlicksichtigung des Guthabens fiir die Zukunft erfolgt hin-
gegen auch bei einer vorlaufigen Bewilligung.

Die Minderung der BfU und Heizung beziehen sich alleine auf die BfU, die das Job-
center Uberzahlt hat. Hat der/die Leistungsberechtigte einen Teil der Heizkosten (z.B.
wegen Unangemessenheit) selbst aus dem Regelbedarf bestritten, so ist dieser An-
teil nicht anzurechnen.

Nicht gemeint sind deshalb die Falle, in denen der Kunde beispielsweise im Antrags-
monat ein Guthaben des Vorjahres erhéalt. Hier kann der Leistungstrager ja noch gar
nichts (teilweise) geleistet haben. Das Guthaben ist in voller Héhe anrechenbar,
ebenso wie man eine Nachzahlung (héherer Bedarf) im Antragsmonat in voller Héhe
Ubernehmen wirde.

Jahresabrechnungen erfolgen in der Regel zusammen mit der Abrechnung fur
Strom. Da Strom aus dem Regelbedarf zu entrichten ist, kann ein solches Guthaben
nicht auf die BfU angerechnet werden und auch nicht als Einkommen angerechnet
werden.

141 BSG 24.06.2020 - B4 AS 7/20 R
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Unzulassig sind Aufrechnungen von Guthaben mit Nachzahlungen oder Ruckstan-
den/ Schulden nach § 394 BGB. In diesen Fallen ist die leistungsberechtigte Person
auf die entsprechende Unzulassigkeit hinzuweisen und rechtlich zu beraten.142

Weist die Abrechnung ein Guthaben aus, dass nur deshalb nicht dem Mietkonto gut-
geschrieben oder an die leistungsberechtigte Person ausgezahlt wird, weil der Ver-
mieter mit bestehenden Mietschulden aufrechnet, so handelt es sich insoweit um
grundsatzlich zu beriicksichtigendes Einkommen143, welches gem. 88 45/48 SGB X
i.V.m. § 22 Abs. 3 SGB Il anzurechnen ist. Voraussetzung fur die Anrechnung als
Guthaben ist jedoch, dass die leistungsberechtigte Person in solchen Fallen zwin-
gend rechtlich dahingehend zu beraten ist, dass die Aufrechnung des Vermieters
ohne vorherige Vereinbarung rechtswidrig und unwirksam ist. Zudem ist der leis-
tungsberechtigten Person aufzuzeigen, wie das Jobcenter bzgl. des Guthabens wei-
ter verfahrt und wie das Guthaben gegentiber dem Vermieter realisiert werden kann
(siehe Beispiel 43).

Die Moglichkeit fur Mietschulden die Gewahrung eines Darlehens zu prifen, bleibt
von der vorstehenden Regelung unberihrt. (Beachte Rn. 455ff)

Ein Guthaben kann max. bis zur tatsachlich entstandenen Héhe angerechnet wer-
den, nicht aber die Uberzahlung des Ziindstroms (kein verstecktes Guthaben).

Unzul&ssige Verrechnung

Die leistungsberechtigte Person tibersendet am 10.07.2019 die Heiz- und Betriebskostenab-
rechnung seines Vermieters vom 05.07.2019. Die Abrechnung weist grundsétzlich ein Gutha-
ben in Hohe von 300 € aus. Da die leistungsberechtigte Person jedoch 200 € Mietschulden
hat, erklart der Vermieter einseitig ohne vorherige Vereinbarung in der Abrechnung zugleich
die teilweise Aufrechnung mit dem Guthaben gegen die Mietschulden. In der Folge wurde der
leistungsberechtigten Person am 12.07.2019 lediglich ein Betrag in Héhe von 100 € anstatt
300 € gutgeschrieben. Diese Aufrechnung ist unzulassig und damit unwirksam (§ 394 BGB).

Losung: Das Jobcenter teilt der leistungsberechtigten Person spatestens mit dem Anderungs-
bescheid bzw. im Rahmen der Anhdrung vor Erlass eines Aufhebungs- und Erstattungsbe-
scheides mit, dass die Aufrechnung des Vermieters unwirksam ist und das Guthaben in Héhe
von 300 € im Monat August 2019 gem. §§ 45/ 48 SGB Xi.V.m. § 22 Abs. 3 SGB Il anzurechnen
ist. Es erfolgt dartiber hinaus der Hinweis an die leistungsberechtigte Person, dass ein Gut-
schein fur eine Mietvereinigung ausgestellt werden kann (s. Rn. 103 ff.), um die Unzul&ssigkeit
der Aufrechnung mit Hilfe der Mietervereinigung gegenuber seinem Vermieter rechtlich durch-
zusetzen.

unzulassige Ver-
rechnung

Uberzahlter
Ziundstrom

Beispiel 43

142 BGH Urteil vom 20.06.2013 — IX ZR 310/12; i.A. an BSG Urteil vom 16.10.2012- B 14AS 188/11 R

143 BSG, Urteil vom 16.05.2012 — B 4 AS 132/11 R, Rn. 22
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Uberzahlter Ziindstrom, Nichtberlicksichtigung von Stromguthaben

Es wurden 11 Abschléage in Hohe von 50 € fur Gas-Heizbedarfe inkl. Warmwasserbereitungs-
kosten berlcksichtigt (550 €). Nach Vorlage der Jahresabrechnung betrug der tatsachliche
Gasverbrauch 300,00 €. Strom hat der Kunde 11 x 30,00 € gezahlt und der tatsachliche Ver-
brauch flr Strom betrug 200,00 €. In Anlehnung an die Abschlége flir Gas wurden bisher 11 x
2,50 € = 27,50 € fur Zindstrom zuséatzlich geleistet. In welcher Hohe mindern Erstattungen die
Bedarfe fur Unterkunft und Heizung im Monat nach der Auszahlung des Guthabens?

Loésung: Das zu beriicksichtigende Guthaben belauft sich auf die Erstattung fir Gas i.H.v.
250,00 € (550 € geleistete Kosten — 300 € tatsdchliche Kosten) Nicht berlicksichtigt wird das
fiktive Guthaben fiir Ziindstrom i.H.v. 12,50 € (27,50 € tatsachlich geleistet — 15 € tatsdchlicher
Verbrauch (5% von 300 €)).

Das Guthaben fir Strom i.H.v. 130 € ist nicht zu bericksichtigen, da es sich hier um einen
Bedarf handelt, die aus dem Regelbedarf zu bestreiten ist.
Versteckte Nachforderung

Aus der Jahresabrechnung ergibt sich fiir K ein Guthaben von 100 €. Die Heizkosten inkl.
Warmwasserbereitung betrugen im Abrechnungszeitraum 500 €, gezahlt wurde allerdings le-
diglich ein Betrag von 480 €. Die Stromkosten beliefen sich auf 280 €, gezahlt wurde laut
Abrechnung ein Betrag von 400 €. Das Jobcenter zahlte fir Heizkosten die vollen 480 €. Ein
Absenkungsverfahren beziiglich der Heizkosten erfolgte nicht.

Loésung: Es darf kein Guthaben angerechnet werden. Vielmehr hat K noch einen Anspruch
auf Ubernahme der restlichen Heizkosten von 20 €, da dieser Betrag bislang noch nicht (iber-
nommen wurde. Das entstandene Guthaben bezieht sich alleine auf den Stromverbrauch und
ist daher anrechnungsfrei.

Erfassung in ALLEGRO

Fur die Erfassung und Bearbeitung von Guthaben bzw. Riickzahlungen aus Heiz- und Ne-
benkostenabrechnungen besteht seit Juli 2024 die Mdglichkeit diese fir Zeiten ab Januar
2023 uber die neue Oberflache Heiz- und Nebenkostenabrechnungen erfassen/andern in
ALLEGRO einzugeben.

Erfasst werden kdnnen:
= der Monat, fuir bzw. ab dem die Berucksichtigung erfolgen soll,
= die Bedarfsart des Guthabens, differenziert nach Heiz und Nebenkosten,
= der Betrag, differenziert nach tatséchlichem und anerkanntem Betrag,
= das Datum der Abrechnung,
= sowie der Monat und das Jahr des Zuflusses

Fir Zeiten vor Januar 2023 erfolgt die Beriicksichtigung eines Guthabens indem in AL-
LEGRO im Eingabefeld Grundmiete, ggf. Nebenkosten und/oder Heizkosten im Feld aner-
kannter Betrag der um das Guthaben verminderte Betrag eingegeben wird.
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5.6 Anderungen bei An und Abmeldungen beim Energieversorger zum 06.05.2025

Die Bundesnetzagentur setzt mit kiirzeren Fristen fir die sog. Marktkommunikation*
eine umfassende Reform in Kraft. Damit werden fiir alle Energieversorger die Fristen
fur An- und Abmeldungen von Stromvertrdgen geéndert.

Seit dem 6. Juni 2025 gelten daher die Ablaufe auf dem Energiemarkt (Strom und
Gas; weitere Energiearten werden vermutlich folgen oder werden bereits vereinzelt
umgesetzt.). Die Marktkommunikation zwischen Energielieferanten, Netzbetreibern
und anderen Unternehmen wird angepasst. Die Bundesnetzagentur gibt dazu neue
technische Standards und Fristen vor.

Eine rickwirkende An- oder Abmeldung (bisher bis zu 6 Wochen) ist mit den neuen
Regelungen nicht mehr moglich. (8 20a Absatz 2 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG).

Bei Einziigen: Einzugsdatum und Vertragsbeginn fallen ggf. nicht mehr auf das glei-
che Datum. In zukinftigen Abrechnungen sollte dies aber nicht zu Irritationen flhren,
da in der Regel bei Vertragsbeginn der Zahlerstand am Einzugstag mitgeteilt wird
und somit der tatsachliche Verbrauch seit Einzug mit der Turnusabrechnung ab-ge-
rechnet wird. Lediglich der Verbrauchszeitraum ware somit ein anderer. Falls dies
der Energieversorger nicht umsetzt, muss fur den vergangenen Zeitraum der meist
teurere Preis des Grundversorgers gezahlt werden.

Im Rahmen der Beratung bzw. bei Zustimmung zum Umzug sollte mdglichst auf die
0.9. Anderung hingewiesen werden, so dass idealerweise 14 Tage vor Einzug eine
Anmeldung beim Energieversorger erfolgt. Bei enercity kann z.B. ein Umzug unter
der Hotline 0800-36372489 gemeldet werden.

Bei Ausziigen:

Hat sich der Mieter nach Auszug aus einer Wohnung nicht beim bisherigen Energie-
versorger abgemeldet, kann zumindest die Grundgebuhr (ggf. auch zzgl. geringer
Verbrauch) weiterhin in Rechnung gestellt werden, da eine riickwirkende Abmeldung
zum Auszug nichtmehr maglich ist. Diese Kosten wéren als Bedarf fir Unterkunft und
Heizung grundsatzlich anzuerkennen.

* Unter dem Begriff Marktkommunikation, kurz MaKo, wird der elektronische Aus-
tausch von Dateien zwischen den Marktteilnehmern am deutschen Energiemarkt ver-
standen.
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6. Bertuicksichtigung von Unterkunfts- und Heizaufwendungen nach Umzug wéh-
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rend des Leistungsbezuges

6.1 Grundséatze

Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr vollendet haben (U24), sollen vor Ab-
schluss eines Vertrages uber eine neue Unterkunft die Zusicherung zur Bericksich-
tigung der Aufwendungen fiir die neue Unterkunft einholen (6.2).

Innerhalb der Karenzzeit werden die tatséchlichen Unterkunftskosten bertcksichtigt.
Bei einem Umzug wahrend der Karenzzeit sind hohere als die angemessenen Auf-
wendungen nur dann als Bedarf anzuerkennen, wenn die Anerkennung der hdheren
Kosten vorab zugesichert wurde.

Sofern Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
(U25), umziehen, werden Bedarfe fur Unterkunft und Heizung fiir die Zeit nach einem
Umzug bis zur Vollendung des 25.Lebensjahres nur anerkannt, wenn dies vor Ab-
schluss des Vertrages uber die neue Unterkunft zugesichert wurde (6.3).

Die Zusicherungsobliegenheit hat Aufklarungs- und Warnfunktion. Der leistungsbe-
rechtigten Person wird Klarheit Gber die Angemessenheit der Aufwendungen fir die
neue Unterkunft verschafft. Sie soll vor uniberlegten Schritten und moglicher Ver-
schuldung bewahrt werden. Ihr Regelungsgegenstand ist die Zusicherung, in wel-
chem Umfang fur die neue Wohnung Kosten tibernommen werden. Es handelt sich
hierbei nicht zwingend um eine Zusicherung zur Ubernahme von Wohnungsbeschaf-
fungskosten, Umzugskosten und Mietkaution nach § 22 Abs. 6 SGB |l. Die Uber-
nahme dieser Kosten ist separat zu prifen. (7.1)

Wird seitens der leistungsberechtigten Person die LHH (Landeshauptstadt Hannover,
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung), OE 61.43, mit der Vermittlung von Wohn-
raum beauftragt sind bei allen Umziligen die Sonderregelungen gem. der Vereinba-
rung zwischen der LHH und der Region Hannover (Anlage 18) zu beachten.

Das bedeutet, dass die LHH die Einzelfallprifung im Rahmen der Vereinbarung
(Anlage 18) vornimmt und bei positivem Ergebnis die entsprechende Bescheinigung
(Anlage zu der Vereinbarung) an das Jobcenter Ubermittelt. Bei Vorliegen der Be-
scheinigung der LHH hat eine Zusicherung zum Umzug in die Belegrechtswohnung
zu erfolgen. Eine weitere Prifung des Einzelfalls durch das Jobcenter ist nicht erfor-
derlich.

Zwischen der Region Hannover und der LHH (Fachbereich Gesellschaftliche Teil-
habe), OE 56.34, wurde die Vereinbarung zur Wohnungsversorgung von Leistungs-
berechtigten nach dem SGB Il und dem SGB XlI durch die Landeshauptstadt Hanno-
ver geschlossen. Die LHH, OE 56.34, nimmt ebenfalls fir den dort betreuten Perso-
nenkreis die Entscheidung im Einzelfall vor. Bei Vorliegen der Bescheinigung der
LHH (Anlage 19) hat eine Zusicherung zum Umzug in die Belegrechtswohnung zu
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§ 22 Abs.4 SGB |l
(U24-Falle)

§ 22 Abs.5 SGB |
(U25-Félle)

Funktion

Sonderregelung
bei Vermittlung
durch LHH

OE 61.43

Sonderregelung
bei Unterstitzung
zur Wohnungssu-
che durch LHH

OE 56.34
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erfolgen. Eine weitere Prifung des Einzelfalls durch das Jobcenter ist nicht erforder-
lich. (siehe auch Rn. 458 — Mietschulden)

Zustandig fur die Entscheidung Uber die Zusicherung ist der am Ort der neuen Unter-
kunft ortlich zustandige Trager.

Bei gemischten Bedarfsgemeinschaften (SGB II-Empfanger bildet mit Leistungsbe-
rechtigten nach SGB XIl oder AsylbLG eine BG) ist vor Erteilung der Zusicherung zur
Beriicksichtigung der zukinftigen Aufwendungen sowie bei Entscheidung Uber die
zukiinftige H6he der anzuerkennenden Aufwendungen bei Umzug ohne Zusicherung
eine Abstimmung mit dem zusténdigen Sozialamt vorzunehmen.

6.2 Wohnungswechsel bei Leistungsberechtigten tber 24 Jahren (U24)

Die leistungsberechtigte Person trifft die Obliegenheit, vor Abschluss eines Vertrages
Uber eine neue Unterkunft die Zusicherung zur Ubernahme kiinftiger Aufwendungen
einzuholen (6.2.1). Die Hohe der Miet- und Heizkostenibernahme fir die neue Un-
terkunft ist davon abhangig, ob die leistungsberechtigte Person die vorherige Zusi-
cherung eingeholt hat (6.3.1) oder eine vorherige Zusicherung fehlt (6.3.2).

Die Nachfolgen Regelungen finden Anwendungen bei

e Umzigen von Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr vollendet ha-
ben (U24) und

e Folgeumziigen von Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben (U25), wenn diese bereits zuvor aus dem elterlichen Eltern-
haus ausgezogen sind. 144

Zustandigkeit

Gemischte Be-
darfsgemein-
schaften

Zusicherung mal3-
gebend

Anwendungsbe-
reich

144 | SG Berlin-Brandenburg 15.2.2010 — L 15 AS 35/10 B ER; vgl. BT-Drucks 16/688, S. 14 ,...und erstmalig eine
Wohnung beziehen wollen®
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368 ) ) = Prufungsschema
Wurde die Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB |l vor Abschluss des g
neuen Mietvertrages erteilt? (siene6.2.1) £
— 6.2.1.1 Konkrete neue Unterkunft §

1. I 6.2.1.2 Angemessenheitder Unterkunftskosten ja m
— 6.2.1.3 Vorliegen der weiteren Voraussetzungen bei Umzlgen innerhalb des E ilé'
Vergleichsraums L3
» Mehrkostenvergleich = E
= Erforderlichkeit des Umzugs :ﬁ g
Sle
; 5 S
nein T
v o<
S
Hitte eine Zusicherung erteilt werden miissen? (siehe 6.2.3) ja =
o
= liegen die Voraussetzungen fur die Zusicherung nach § 22 Abs. 4 fir den bereits =
durchgefiihrten Umzug vor? E
nein
L 2 o
. 2=
Befindet sich die neue Unterkunft in einem anderen Vergleichsraum? Ja 28
=
= in einem anderen Gemeinde-/ oder Stadtgebiet % o
=
. -
nein 89
N @5
s
War der Umzug erforderlich? ja g g
= durch ein Kostensenkungsverfahren veranlasst oder Fallbeispiele nach 6.2.1.3. E E
<
nein
v
Anerkennung der bisherigen Bedarfe fiir die Unterkunft
6.2.1 Zusicherung zur Beriicksichtigung zukinftiger Aufwendungen
369 Die Zusicherung ist zu erteilen, wenn Voraussetzungen

e der Umzug sich auf eine neue konkrete Wohnung bezieht (6.2.1.1),

e die Aufwendungen fur die neue Unterkunft insgesamt angemessen sind
(siehe 6.2.1.2) und

e bei einem Umzug innerhalb des kommunalen Vergleichsraums fiir den Mehr-
aufwendungen entstehen der Umzug erforderlich ist (6.2.1.3).

370 Eine Zusicherung kann darlber hinaus im Rahmen einer Ermessensentscheidung Ermessensent-
erteilt werden, wenn die Voraussetzungen nach Rn. 369 nicht kumulativ vorliegen.'*® scheidung
Bei der Ermessensbetétigung sind Wirtschaftlichkeitsaspekte sowie Art und Gewicht
des Grundes fur den Umzugswunsch zu berticksichtigen.

145 ygl. BT-Drucks 17/3404, 98
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Im Rahmen der Zustimmungsprufung ist ein neuer, separater Prifungsschritt durch-
zufihren.

Bei Vorlage des Mietangebots ist zu klaren, ob kalte Betriebskostenvorauszahlungen
Zu niedrig angesetzt wurden, um eine Wohnung, entgegen der tatsachlichen Kosten,
dennoch angemessen wirken zu lassen. Daher sollen zusétzlich die kalten Betriebs-
kosten je Quadratmeter auf Plausibilitat geprift werden.

Diese sollen den Betrag aus dem Betriebskostenspiegel Niedersachsen nicht unter-
schreiten. 2022 lag der Durchschnittswert bei 2,04 €/m? zzgl. einer bundesdurch-
schnittlichen Preissteigerung von 10% betrégt der Durchschnittswert fur kalte Be-
triebskosten derzeit ca. 2,24 €/m?, bundesweit sogar 2,67 €/m?. Bei einer Unterschrei-
tung der Nichtprifungsgrenze: Betriebskosten (weniger als 2,00 €/m?) musste die
leistungsberechtigte Person fir eine Zustimmung, z.B. anhand der letzten Betriebs-
kostenabrechnung (inkl. Rechnungen), nachweisen, dass die niedrigen Vorauszah-
lungen den tatsachlichen Aufwendungen entsprechen. Das Wirtschaftlichkeitsgebot
aus § 556 Abs. 2 BGB muss gewahrt werden.

Die Ubersicht ,Arithmetisches Mittel der erhobenen kalten Betriebskostenvorauszah-
lungen*® findet keine Anwendung, mehr es gilt der vorgenannte Wert.

Bei Miet- oder Untermietvertragen mit pauschalen Betriebskosten ist der Prifungs-
schritt nicht durchzufiihren.

Erfolgt die Anmietung der Unterkunft trotz des vorgenannten Einwandes, werden mit
Mietbeginn die Bedarfe fur Unterkunft auf den entsprechenden angemessenen Be-
trag, unter Bezugnahme auf die Ablehnung der Zustimmung zum Umzug, festgesetzt.
Die leistungsberechtigte Person ist darliber zu informieren, dass nicht die tatsachli-
chen, sondern die realistisch prognostizierten Unterkunftskosten unangemessen
sind. Fir die Mietenden entstehen bis zur Vorlage der ersten Betriebskostenabrech-
nung noch keine finanziellen Einbuf3en, da die vertraglich geschuldeten Mietzahlun-
gen in voller Hohe Gibernommen werden. Lediglich die Ubernahme der zu erwarte-
ten Nachzahlung wird somit ausgeschlossen.

Die Zusicherung ist die Zusage, einen bestimmten VA spater zu erlassen (§ 34 Abs.
1 S. 1 SGB X). Sie muss schriftlich ergehen.
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6.2.1.1 Konkrete neue Unterkunft

Gegenstand der Zusicherung ist die Ubernahme der Unterkunftskosten fiir eine kon-
krete Unterkunft in konkreter H6he. Vor Abschluss eines Mietvertrages hat die leis-
tungsberechtigte Person ein Wohnungsangebot fur die neue Unterkunft vorzulegen,
welches nach Lage der Wohnung (Adresse) und der Héhe der aufzuwenden Kosten
nach bestimmt und konkretisiert ist.14

Es ist keine pauschale Zusicherung fir den Umzug in eine beliebige Unterkunft mit
angemessenen Kosten zu erteilen.

6.2.1.2 Angemessenheit der Unterkunfts- und Heizkosten

Zur Erteilung der Zusicherung missen die Aufwendungen fur Unterkunft und fir Hei-
zung in der neuen Unterkunft insgesamt angemessen sein. (vgl. § 22 Abs. 10 S. 1
SGB II) Die Angemessenheit ist nach den ortlichen Verhaltnissen am Zuzugsort zu
bestimmen.

MalRstab fur die Beurteilung der angemessenen Unterkunfts- und Heizkosten sind die
Ausfuhrungen zu Gliederungspunkt 2, 3. Insbesondere sind zu beachten:

¢ die Betrachtung der abstrakten Richtwerte fir angemessene Unterkunftskosten
und Heizkosten am neuen Wohnort (2.2.1 und 3.2.2) ohne Toleranzwert,

e die Hinweise zum Zusammenwohnen mehrerer Personen (2.2.2),

e der Zuschlag aufgrund des energetischen Zustands des zukinftig bewohnten Ge-
baudes - Klimabonus (2.2.3),

¢ die konkrete Angemessenheitsprifung (2.3 und 3.2.3)

Die entstehenden Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung sind auch dann
angemessen, wenn zwar der jeweilige abstrakte Richtwert Uberschritten wird,
aber bei zusammenfassender Betrachtung der Unterkunfts- und Heizkosten
die tatsachlichen Gesamtaufwendungen der bewohnten Unterkunft (tatsachli-
che Unterkunftskosten zzgl. tatsachliche Heizkosten) die Vergleichskosten fir
Unterkunft und Heizung auf dem maR3geblichen Wohnungsmarkt (angemes-
sene Aufwendungen fir Unterkunft zzgl. angemessene Aufwendungen fur
Heizung ) nicht Gibersteigen.

AuRerdem wird eine vertretbare Uberschreitung der Bruttowarmmiete nach Rn. 366
fur Personen mit individuellen Zugangshindernissen auf dem Wohnungsmarkt
ohne Nachweis der erfolglosen Wohnungssuche akzeptiert.

146 BSG 22.11.2011 - B 4 AS 219/10R
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Zusicherung zum Umzug trotz Uberschreitung der angemessenen Aufwendungen fir
Unterkunft

Eine zweikopfige BG mdchte eine 55m? groRe Mietwohnung in Wunstorf beziehen. Laut Woh-
nungsangebot sollen monatlich folgende Kosten entstehen:
o Kaltmiete: 490 €
e Betriebskosten: 80 €
e Heizkosten (Gas): 60 €
bei zentraler Warmwassererwarmung

Sie bitten nunmehr um die Zusicherung zum Umzug gem. § 22 Abs. 4 SGB Il. Kann die Zusi-
cherung erteilt werden?

Losung:

1. Es wird zunéchst davon ausgegangen, dass der Umzug i.S.d. § 22 Abs. 6 S. 2 SGB Il not-
wendig ist.

2. Die Aufwendungen fiir die Unterkunft (Grundmiete und Betriebskosten) iberschreiten die
Angemessenheitsgrenze von 560,00 €.

3. Die Zusicherung kann dennoch erteilt werden, weil die tatsachlichen Gesamtaufwendungen
der bewohnten Unterkunft (hier: 490 € KM + 80 € BK + 60 € HK = 630 €) den angemessenen
Umfang der Vergleichswerte fur Unterkunft und Heizung (hier: 560 € MOG + 115,50 € HOG =
675,50 €) auf dem mafgeblichen Wohnungsmarkt in der Summe nicht Giberschreiten.

Zusicherung zum Umzug unter Berlicksichtigung des Klimabonus

Eine zweikopfige BG mochte eine 55m? groRe Mietwohnung in Wunstorf beziehen. Laut Woh-
nungsangebot sollen monatlich folgende Kosten entstehen:
o Kaltmiete: 530 €
e Betriebskosten: 100 €
e Heizkosten (Gas): 60 €
bei zentraler Warmwassererwarmung

Sie bitten nunmehr um die Zusicherung zum Umzug gem. § 22 Abs. 4 SGB II. Dabei legen Sie
ein Handyfoto des Energiebedarfsausweises des Geb&udes vor, der wahrend der Wohnungs-
besichtigung auslag. Er weist einen Endenergiebedarf von 75 kWh/a/m? aus. Kann die Zusi-
cherung erteilt werden?

LOosung:

1. Es wird zunéchst davon ausgegangen, dass der Umzug i.S.d. § 22 Abs. 6 S. 2 SGB Il not-
wendig ist.

2. Angemessen sind die Kosten einer Wohnung auch, wenn die tatséachlichen Gesamtaufwen-
dungen der bewohnten Unterkunft den angemessenen Umfang der Vergleichswerte fur Unter-
kunft und Heizung (hier: 560 € MOG + 115,50 € HOG = 675,50 €) auf dem maRgeblichen
Wohnungsmarkt in der Summe nicht Gberschreiten.

Die als angemessen erachteten Gesamtaufwendungen betragen nur 675,50 €. Die tatsachli-
chen Gesamtaufwendungen Ubersteigen diesen Betrag (hier: 530€ KM + 100 € BK + 60 € HK
=690 €). Es kann jedoch ein Zuschlag auf den Richtwert gewahrt werden, da die Vorausset-
zungen fur die Gewahrung vorliegen

e Endenergiebedarf < 120 kWh/m?-a
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e Tatsachlicher Unterkunftsbedarf Giber angemessenen Gesamtkosten
e OrdnungsgemafRer Nachweis anhand Energiebedarfsausweis

Die angemessen erachteten Gesamtaufwendungen erhéhen sich damit um den Zuschlag von
27 € (Bonusstufe 2). Die Summe der tatsachlichen Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung
(690 €) liegt somit unter den als angemessen erachteten Gesamtaufwendungen inkl. Klimabo-
nus (702,50 € = 675,50 € + 27 €). Die Zusicherung ist zu erteilen.

Hinweis: Zukiinftig als Bedarf anzuerkennen sind jedoch nur die tatsachlichen Aufwendungen
i.H.v. 690 € monatlich.

Individuelle Zugangshindernisse auf den Wohnungsmarkt kénnen insbesondere vor-
liegen bei:

e ehemals Inhaftierten,

e Suchtabhéangigen,

e Fluchtlingen,

e kinderreiche Familien oder Alleinerziehenden,

¢ Menschen, die Leistungen nach dem Achten Kapitel des SGB XII erhalten
oder in den letzten 24 Monaten erhalten haben (Nachweis durch Bescheid),

e Leistungsberechtigten, bei denen (Miet-) Schulden vorliegen, sodass sie
vom aktuellen Vermieter keine Mietschuldenfreiheitsbescheinigung erhalten
oder bereits einen negativen Schufa-Eintrag vorweisen.

Der bloRRe Bezug von Transferleistungen ist nicht als Anmietungshindernis zu berick-
sichtigen.

Unter einer vertretbaren Uberschreitung der Angemessenheitswerte sollen tatsachli-
che Gesamtaufwendungen fur die neue Unterkunft verstanden werden, die die
Summe aus den Angemessenheitswerten fir Unterkunfts- und Heizkosten (Brutto-
warmmiete) zzgl. des Toleranzbetrages zur Beurteilung Wirtschaftlichkeit einer Kos-
tensenkungsmafinahme (Rn. 264) nicht Uberschreiten. Eine dartiberhinausgehende
Uberschreitung des Angemessenheitswertes ist im gesondert zu begriindenden Ein-
zelfall méglich, wenn individuelle Besonderheiten in der Fallgestaltung dieses erfor-
dern. Das kann z.B. eine notwendige Barrierefreiheit der Wohnung oder Vorhanden-
sein besonderer Krankheiten, die einen speziellen Wohnraumbedarf erfordern. Einige
weitere beispielhafte Fallkonstellationen kdnnen auch der Nr. 2.3.2 entnommen wer-
den.

Fiur Personen ohne individuelle Zugangshindernisse kann eine vertretbare Uber-
schreitung der Angemessenheitswerte mit einem Nachweis der erfolglosen Woh-
nungssuche zugelassen werden, der die Anforderungen nach Rn. 303 erfullt.
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Beispiel ,,vertretbare Uberschreitung®

Bis zu welcher Aufwendungshéhe ist von einer ,vertretbaren Uberschreitung® der Angemes-
senheitswerte flr einen Zwei-Personen-Haushalt in Hannover auszugehen? (Gasheizung)

Eine vertretbare Uberschreitung der Angemessenheitswerte soll bei Personen mit individuellen
Zugangshindernissen bis zur Summe aus den Angemessenheitswerten fur Unterkunfts- und
Heizkosten (Bruttowarmmiete) zzgl. Toleranzbetrag akzeptiert werden. Diese berechnet sich
fur das Fallbeispiel wie folgt:

ang. Unterkunftskosten 634,00 €
angemessene Heizkosten 124,80 €
Toleranzwert 63,40 €
Vergleichskosten 822,20 €

Beispiel 48

6.2.1.3 Weitere Voraussetzungen bei Umzigen innerhalb des Vergleichsraums

Bei Umzlgen innerhalb des kommunalen Vergleichsraums (Stadt- oder Gemeinde-
gebiet), bei dem fiur die neue Unterkunft Mehrkosten entstehen (Rn. 369), muss zur
Erteilung der Zusicherung der Umzug zusétzlich erforderlich sein (Rn. 370 ff).147

Mehrkostenvergleich

Mehrkosten entstehen, wenn sich die Summe aller unterkunftsbezogenen Aufwen-
dungen (Kaltmiete/Betriebskosten/Heizkosten) fur die neue Unterkunft im Vergleich
zur bisher bewohnten Unterkunft erhdht. Die Erhdhung einzelner Bestandteile der
Gesamtaufwendungen ist mithin irrelevant.

Erh6hen sich die Gesamtaufwendungen fiir die Unterkunft nicht, ist die Erteilung der
Zusicherung nicht von der Erforderlichkeit des Umzugs abhangig.

Erforderlichkeit des Umzugs

Erhdhen sich nach einem Wohnungswechsel die Aufwendungen fiir Unterkunft und
Heizung fur die neue Unterkunft, ist mit Blick auf die Erteilung der Zusicherung da-
nach zu entscheiden, ob der Umzug erforderlich ist.

Malf3stab fir die Erforderlichkeit ist, ob fir den Wechsel der Unterkunft ein plausibler,
nachvollziehbarer und verstandlicher Grund vorgelegen hat, von dem sich auch ein
Nichthilfebedurftiger hatte leiten lassen.48

§22 Abs.1S.2
SGB I

Mehrkostenver-
gleich

Erforderlichkeit
des Umzugs

Mal3stab

147 vgl. § 22 Abs.1 S.6 SGB Il; Umzug i.S.v. § 22 Abs.1 S.6 SGB Il meint den Unterkunfts- bzw. Wohnungswechsel
und zwar nur innerhalb des Vergleichsraums (BSG 01.06.2010 — B 4 AS 60/09 R)

148 BSG 24.11.2011 — B 14 AS 107/10 R
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386 Ein Umzug ist stets erforderlich, wenn er durch eine Kostensenkungsaufforderung

387

388

veranlasst ist. Ein Wohnungswechsel erfolgt dabei immer freiwillig. Leistungsberech-
tigte kdnnen nur zur Kostensenkung, nicht aber zum Umzug aufgefordert werden.

Weitere Fallkonstellationen, in denen ein Umzug als erforderlich anzusehen ist, sind
beispielsweise

die Annahme einer konkreten Arbeitsstelle an einem Ort au3erhalb des zumutba-
ren Tagespendelbereichs;14°

wenn der Unterkunftsbedarf als Teil der verfassungsrechtlich garantierten Exis-
tenzsicherung nicht (mehr) hinreichend gedeckt wird, also zur Beseitigung unzu-
mutbarer Wohnverhaltnisse.*° (z.B. bei Vorliegen gesundheitsbeeintrachtigender
baulicher Mangel, Auszug aus einer Gemeinschafts-, Flichtlings- oder Obdach-
losenunterkunft, Auszug aus einem Zimmer im (Studenten-)Wohnheim).

beengte Wohnverhéltnisse durch eine Erhdhung der Personenanzahl (hierbei ist
auch kinftiger Wohnflachenbedarf zu berticksichtigen, wenn er in einem uber-
schaubaren Zeitraum entstehen wird, z.B. bei Schwangerschaft ab dem 4.Mo-
nat);151

gesundheitliche Griinde, die einen Verbleib in der bisherigen Wohnung nicht zu-
lassen (z.B. Eintritt einer Behinderung oder Pflegebediirftigkeit); 152

soziale Grinde (z.B. Herstellung einer ehelichen Gemeinschaft mit Begriindung
eines gemeinsamen Hausstandes,5? die schwerwiegende und nachhaltige Zer-
rattung des Vertrauensverhaltnisses in einer Wohngemeinschaft,'> Tren-
nung/Scheidung oder wegen hauslicher Gewalt;

wenn ein rechtskraftiger RAumungstitel vorliegt.

Der Umzugsgrund ist zwingend in der Leistungsakte zu vermerken und ebenso die
Beweggriinde und das Ergebnis der Erforderlichkeitsprifung.

Erforderlichkeit
bei Kostensen-
kungsverfahren

Weitere Fallbei-
spiele

Aktenvermerk

149 Anhaltspunkte hierfur bietet § 140 Abs. 4 SGB IIl; dazu auch: BSG 12.7.2006 — B 11a AL 73/05 R1
150 BSG 24.11.2011 - B 14 AS 107/10 R

151 etwa: LSG Berlin-Brandenburg 18.12.2006 — L 10 B 1091/06 AS ER; LSG Berlin-Brandenburg 25.6.2007- L 10
B 854/07 AS ER; LSG Niedersachsen-Bremen 17.10.2006 — L 6 AS 556/06 ER

152 ygl. BSG 24.11.2011 - B 14 AS 107/10 R
153 | SG Berlin-Brandenburg 05.02.2008 — L 10 B 2193/07 AS ER
154 | SG Sachsen 25.1.2010 — L 3 AS 700/09 B ER
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/export.php?modul=esgb&id=62598&exportformat=PDF
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=132105
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Beispiel Mehrkostenvergleich

Eine Bedarfsgemeinschaft (2 Personen) begehrt die Zusicherung zur Ubernahme der Unter-
kunfts- und Heizkosten fiir eine neue Wohnung.

Die Aufwendungen fir die alte Unterkunft in Hannover betrugen 410 € fir Kaltmiete und kalte
Betriebskosten sowie 95 € fiir Heizung. Laut vorgelegtem Wohnungsangebot sollen fiir die
neue Wohnung (auch in Hannover) 420 € fiir Kaltmiete und kalte Betriebskosten sowie zusatz-
lich 75 € fir Heizaufwendungen gezahlt werden. Der Umzug ist nicht erforderlich.

Ist die Zusicherung zur Ubernahme der zukiinftigen Kosten im konkreten Fall zu erteilen?

Losung:

Die tatbestandlichen Voraussetzungen fiir die Zusicherung gem. § 22 Abs.4 SGB |l sind erfilllt.
Die Leistungsberechtigten verlangen die Zusicherung fur eine konkrete Wohnung, deren Un-
terkunfts- und Heizaufwendungen jeweils angemessen sind.

Da der Wohnungswechsel innerhalb des Vergleichsraums stattfinden soll sind die weiteren
Voraussetzungen des 8 22 Abs.1 S.2 SGB |l zu bericksichtigen (Gliederungspunkt 6.2.1.3
Fur die Erteilung der Zusicherung miisste der Umzug erforderlich sein, sofern der Wohnungs-
wechsel mit Mehraufwendungen verbunden ist. Die Gesamtaufwendungen fur die neue Unter-
kunft sind mit 495 € (420 € bruttokalt + 75 € Heizung) nunmehr jedoch geringer als in der bisher
bewohnten Wohnung (410 € bruttokalt + 95 € Heizung = 505 € gesamt). Dass der Bestandteil
der bruttokalten Mietkosten fur die neue Unterkunft hoher ist, ist irrelevant.

Die tatbestandlichen Voraussetzungen liegen vor. Die Zusicherung zur Ubernahme der kiinfti-
gen Unterkunfts- und Heizaufwendungen ist zu erteilen.

6.2.2 Mietkostentibernahme nach Umzug bei vorheriger Zusicherung

Haben Leistungsberechtigte vor Abschluss eines Vertrages tber ihre neue Unterkunft
die Zusicherung eingeholt, so sind die Aufwendungen fur die neue Unterkunft in vol-
lem Umfang anzuerkennen. Das Jobcenter ist an die schriftlich erteilte Zusicherung
gebunden (8 34 SGB X).1%5

6.2.3 Mietkostentibernahme nach Umzug ohne vorherige Zusicherung

Das Erfordernis der vorherigen Zusicherung nach § 22 Abs.4 SGB |l stellt bei Leis-
tungsberechtigten iiber 24 Jahren keine Anspruchsvoraussetzung zur Ubernahme
der (neuen) Bedarfe fir Unterkunft und Heizung dar.1%¢ Infolgedessen kommt die Kos-
teniibernahme im Rahmen des § 22 Abs.1 S.1 SGB Il auch dann in Betracht, wenn
die Zusicherung nicht im Vorfeld eingeholt wurde.

Die Hohe der anzuerkennenden Bedarfe flir die neue Unterkunft bemisst sich daran,
ob eine Zusicherung zuvor hatte erteilt werden kénnen bzw. missen. Hierflr sind die

155 | SG Schleswig-Holstein 19.01.2007 — L 11 B 479/06 AS
156 BSG 07.11.2006 — B 7b AS 107/06 R; BSG 22.11.2011 - B 4 AS 219/10 R
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Voraussetzungen nach 6.2.1 zu prufen (mit Ausnahme der Vorlage eines vorherigen
konkreten Wohnungsangebots).

Hatte nach den Voraussetzungen zu 6.2.1 eine Zusicherung erteilt werden mis-
sen, sind die tatsachlichen Aufwendungen fir die neue Unterkunft anzuerkennen.

Liegen die Voraussetzungen fir eine Zusicherung nicht vor beschrankt sich die
Ubernahme der anzuerkennenden Aufwendungen fiir die neue Unterkuntft:

e bei Umziigen in einen anderen Vergleichsraum (in ein anderes Stadt- oder
Gemeindegebiet) auf den maf3geblichen Angemessenheitswert gemaf Glie-
derungspunkt 2. Dies gilt auch, wenn durch den Wohnungswechsel insge-
samt niedrigere Gesamtkosten fiir die neue Unterkunft entstehen.

e bei Umziigen innerhalb des Vergleichsraum (im Stadt- oder Gemeindegebiet)
auf die bisherigen Aufwendungen fiir die vorherige Unterkunft.

Die auf die bisherigen Aufwendungen gedeckelten Bedarfe fir Unterkunft und Hei-
zung sind bei Anpassung der Angemessenheitswerte um den Betrag zu erh6hen, um
den sich der maRgebliche Angemessenheitswert erhéht hat.157

Beispiel Umzug innerhalb des Vergleichsraums ohne Zusicherung

Die leistungsberechtigte Person K ist innerhalb eines Mehrfamilienhauses in Lehrte ein Stock-
werk hoher in eine neue, renovierte Wohnung gezogen. Das Jobcenter wurde erst nach Ab-
schluss des Mietvertrages von dem Umzug in Kenntnis gesetzt. Fir die neu bewohnte Unter-
kunft ist ein Mietpreis von 350 € bruttokalt und 50 € Heizkosten vereinbart. Zuvor zahlte er 290
€ bruttokalt und 80 € fiir Heizung. Der Umzug war nicht erforderlich.

In welcher Hohe sind die Bedarfe fir Unterkunft und Heizung zukinftig zu ibernehmen?

Losung:

Die Hohe der anzuerkennenden Bedarfe fir die neue Unterkunft bemisst sich daran, ob eine
Zusicherung zuvor hétte erteilt werden kénnen bzw. missen. Die neu bewohnte Unterkunft ist
in Bezug auf die Hohe ihrer Aufwendungen angemessen.

Da es sich um einen Wohnungswechsel innerhalb des Vergleichsraums handelt, musste der
Umzug bei Entstehen von Mehraufwendungen zudem erforderlich gewesen sein. Die neue
Wohnung hat Mehraufwendungen i.H.v. 30 € nach sich gezogen. (370 € fur BfU alt, 400 € fir
BfU neu). Der Umzug war nicht erforderlich, sodass die Voraussetzungen fir die Erteilung einer
Zusicherung nicht vorliegen.

Die Hohe der anzuerkennenden Aufwendungen ist gem. § 22 Abs.1 S.2 SGB Il auf den bishe-
rigen Bedarf i.H.v. 370 € fur Unterkunft und Heizung beschrankt.

157 vgl. BSG 17.02.2016 — B 4 AS 12/15 R; BSG 29.04.2015 — B 14 AS 6/14 R
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Beispiel Dauer der Deckelung

Fortsetzung zu Beispiel 47. Zum 1.6.2017 wird der Wert fir angemessene Unterkunftsaufwen-
dungen fur eine Person in Lehrte von 372 € auf 382 € erhoht (fiktiv). Welche Auswirkungen hat
dies auf die anzuerkennenden Bedarfe von K?

LOosung:

Die auf die bisherigen Aufwendungen gedeckelten Bedarfe fur Unterkunft und Heizung von K
sind bei Anpassung der Angemessenheitswerte um den Betrag zu erhéhen, um den sich der
mafRgebliche Angemessenheitswert erhéht hat. Eine Erhéhung des Richtwertes um 10 € hat
zur Folge, dass K an Stelle von 370 € an BfU monatlich 380 € erhalt.

6.3 Wohnungswechsel bei Leistungsberechtigten unter 25 Jahren (U25)

Bei Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, be-
steht die Besonderheit, dass beim Erstbezug einer eigenen Wohnung die Zusiche-
rung grundséatzlich Anspruchsvoraussetzung fir die Ubernahme der Bedarfe fiir diese
Unterkunft ist (vgl. § 22 Abs.5 SGB Il). Sie wirkt zugleich wie eine Genehmigung fur
den Auszug.

Der ,Umzug® von Leistungsberechtigten unter 25 Jahren ist als erstmaliger Auszug
aus der elterlichen Wohnung zu verstehen. Bei Folgeumziigen der jungen Leistungs-
berechtigten soll gem. § 22 Abs.4 SGB Il (6.2) verfahren werden.158

Wurde die Zusicherung nach § 22 Abs. 5 SGB Il vor Abschluss des
neuen Mietvertrages erteilt? (siche6.3.1.) ja

— 6.3.1.1 Vorliegen der gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen fur die Zusicherung
— 6.3.1.2 Kein Leistungsausschlussnach § 22Abs. 5S.4 SGB Il

nein

¥

War die (vorherige) Zusicherung entbehrlich? (siehe 6.3.3) ja

Unterkunft und Heizung in
tatsdchlicher Hohe, soweit diese
angemessen sind

= Einholen der vorherigen Zusicherung aus wichtigem Grund nicht zumutbar
(§ 22 Abs.55.3 SGB II)
- Ankniipfungen an die Anspruchsvoraussetzungen der Zusicherung nach 6.3.1.1

Anerkennung der Bedarfe fur

nein

\ 4

Keine Anerkennung von Bedarfen fiir Unterkunft und Heizung
bis zur Vollendung des 25.Lebensjahres

6.3.1 Zusicherung zur Beriicksichtigung zukinftiger Aufwendungen

Die Zusicherung ist nur zu erteilen, wenn

o die gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen vorliegen (6.3.1.1) und

Beispiel 51

§ 22 Abs.5SGB I

Folgeumzige
nach § 22 Abs .4

Prufungsschema

Zusicherung als
Anspruchsvo-
raussetzungen

158 | SG Berlin-Brandenburg 15.2.2010 — L 25 AS 35/10 B ER; vgl. BT-Drucks 16/688, S. 14 ,...und erstmalig eine
Wohnung beziehen wollen®
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o kein Leistungsausschluss nach § 22 Abs.5 S.4 SGB Il vorliegt (6.3.1.2).

Gegenstand der Zusicherung ist, anders bei der Zusicherung nach Abs. 4 (6.2.1),
nicht, in welchem Umfang fur die neue Wohnung Kosten tibernommen werden. Inhalt
der Zusicherung ist, ob zukinftig berhaupt Leistungen fiir die Bedarfe fur Unterkunft
und Heizung bei der Bedarfsberechnung bertcksichtigt werden.

Im Gegensatz zur Zusicherung nach Abs. 4 muss sie nicht auf eine bestimmte Unter-
kunft mit Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung in bestimmter Héhe bezogen
sein.1%9

Im Bereich der U25-Jahrigen entscheidet der persénliche Ansprechpartner, ob die
Anspruchsvoraussetzungen fiir eine Ubernahme der zukiinftigen Aufwendungen im
Allgemeinen vorliegen. Die Grinde sind in einem Vermerk aktenkundig zu machen
und dem Leistungsservice zuzuleiten.

Der Leistungsservice beurteilt die Angemessenheit des konkreten Mietangebots und
erteilt dann ggf. die Zusicherung oder lehnt diese ab. In schwierigen Fallen entschei-
det die Teamleitung.

6.3.1.1 Anspruchsvoraussetzungen fur die Zusicherung

Die Zusicherung zur Ubernahme zukiinftiger Aufwendungen fir Unterkunft und Hei-
zung ist zu erteilen, wenn eine der in 8 22 Abs.5 S.2 Nr.1-3 SGB Il genannten Vo-
raussetzungen erfillt ist:

Nr. 1 - Schwerwiegende soziale Griinde

Die Zusicherung zum Umzug ist bei ernsthaften und nachhaltigen Stérungen im EI-
tern-Kind-Verhaltnis zu erteilen, wenn die oder der Betroffene dadurch nicht auf die
Wohnung der Eltern oder eines Elternteils verwiesen werden kann.'6% Gelegentlich
auftretende persotnliche Spannungen dagegen sind nicht ausreichend.

Schwerwiegende soziale Griinde liegen beispielsweise vor, bei:
o Drogen- oder Alkoholabhangigkeit der Eltern, eines Elternteils oder des Kindes,
o sexuellen, gewalttatigen oder seelischen Misshandlungen,

o standigem Streit Gber die Lebensfihrung (z.B. wegen Ablehnung von Homose-
xualitét oder ahnlichen schwerwiegenden Griinden).

Die Grunde sind nachvollziehbar in einem Aktenvermerk darzulegen und ggfs. durch
Nachweise zu untermauern (ggfs. Vorgange bei der Polizei oder beim Jugendamt
vorhanden, wenn ja, nach Sichtung das Vorhandensein der Unterlagen in der Akte
dokumentieren, die Unterlagen selbst aber nicht zur Akte nehmen).

Gegenstand der
Zusicherung

Zustandigkeit

Merkmal 1

159 | SG Niedersachsen-Bremen 30.3.2007 — L 13 AS 38/07 ER; LSG Thiringen 23.01.2008 — L 9 AS 343/07 ER
160 piepenstock in: jurisPK-SGB Il, § 22 Rn 165
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Nr. 2 — Eingliederung in den Arbeitsmarkt

Der Erstbezug einer neuen Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt ist er-
forderlich zur

o Aufnahme einer Erwerbstétigkeit, wenn die Arbeitsstatte von der Wohnung
der Eltern oder eines Elternteils nicht in angemessener Zeit erreicht werden
kann. Ein Zeitaufwand von mehr als zweieinhalb Stunden taglich ist unange-
messen.

o Forderung der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt (z.B. Malinahmen
im Rahmen von Wiedereingliederungsvereinbarungen.

In solchen Fallen ist im Einzelfall zu prifen, ob evtl. anfallende Umzugskosten vor-
rangig im Rahmen von § 16 Abs. 1 SGB Ili. V. m. 8 44 SGB Il tbernommen werden
kdnnen (als sog. ,Umzugskostenbeihilfe®, vgl. hierzu Jobcenter-Intern 24/2013 ,For-
derung aus dem Vermittlungsbudget®, Anlage 01 VB Anpassungen, Pkt. 1.5).

Nr. 3 — Sonstiger, dhnlich schwerwiegender Grund

Es handelt sich um einen Auffangtatbestand, der Griinde umfasst, die sich nicht unter
die Nr. 1 und 2 fassen lassen. Es sind die Umstéande des Einzelfalls zu betrachten.
Ein solcher Fall liegt insbesondere vor, wenn

o in der Vergangenheit bereits ein sachlich gerechtfertigter Erstauszug aus
dem Elternhaus erfolgt ist, die Zusicherung erteilt wurde und die Umstande
sich nicht verandert haben,

o eine U-25-Jahrige schwanger ist,

o der U-25-Kindsvater mit der Schwangeren zusammenziehen und eine eigene
Familie grinden will. Dies gilt auch fur den unter 25-jahrigen Partner der
Schwangeren.

Die aufgezahlten Grunde sind nicht abschlieend.

6.3.1.2 Leistungsausschluss (Missbrauchsklausel)

Bedarfe fur Unterkunft und Heizung werden bei Personen, die das 25. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, nicht anerkannt, wenn diese vor Beantragung von Leis-
tungen in eine Unterkunft in der Absicht umziehen, die Voraussetzungen fur die Ge-
wahrung von Leistungen herbeizufiihren (8 22 Abs.5 S.4)
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Absicht erfordert ein finales, auf den Erfolg gerichtetes Verhalten derart, dass die
Schaffung der Voraussetzungen fur die Leistungsgewéahrung das fir den Umzug ent-
scheidende Motiv ist. Der mit dem Umzug nur beilaufig verfolgte Leistungsbezug ist
nicht ausreichend.16?

6.3.2 Mietkostentibernahme nach Umzug bei vorheriger Zusicherung

Bei erteilter Zusicherung sind der leistungsberechtigten Person bei gleichbleibenden
tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnissen bis zur Vollendung des 25.Lebensjahres
Leistungen fur Unterkunft und Heizung bei der Bedarfsberechnung zu berticksichti-
gen.

Die Hohe der anzuerkennenden BfU leitet sich nicht aus der erteilten Zusicherung
nach Abs.5 ab. Bemessungsgrundlage sind hier die allgemeinen Voraussetzungen
zur Berlcksichtigung der Aufwendungen. Anzuerkennen sind die Bedarfe in tatséach-
licher Hoher, soweit sie angemessen sind (8 22 Abs.1 S.1 SGB II).

6.3.3 Mietkostenubernahme nach Umzug ohne vorherige Zusicherung

Bei Erstbezug einer eigenen Unterkunft ohne vorherige Zusicherung sind bei jungen
Leistungsberechtigten im Rahmen der Bedarfsberechnung bis zur Vollendung des
25.Lebensjahres keine Aufwendungen flr Unterkunft und Heizung zu bericksichti-
gen. Im Unterschied zur Zusicherung nach § 22 Abs.4 SGB Il ist die Erteilung der
Zusicherung bei U25-Féllen Anspruchsvoraussetzung fur die Berlcksichtigung zu-
kunftiger Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung.

Vom Erfordernis der (vorherigen) Zusicherung kann im Einzelfall abgesehen werden,
wenn es der oder dem Betroffenen aus wichtigem Grund nicht zumutbar war, die
Zusicherung einzuholen (8§ 22 Abs.5 S.3 SGB I1).

Ein wichtiger Grund fur die Unzumutbarkeit der Antragstellung kann sich vornehmlich
aus einer besonderen Dringlichkeit des Auszuges etwa in Konfliktsituationen oder bei
Gefahr in Verzug ergeben. Die Vorschrift knupft unmittelbar an die Voraussetzungen
der Rn. 402-404 an, beinhaltet also keine Erweiterung der Zusicherungsgriinde.

161 | SG Sachsen 02.07.2009 — L 3 AS 128/08
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Mietkostenlibernahme

Die 23-jahrige Leistungsberechtigte E. bezieht nach anhaltenden und ernsthaften Stérungen
im Verhaltnis mit ihren im gleichen Haushalt lebenden Eltern notgedrungen eine eigene Unter-
kunft. Sie schlie3t dazu einen Untermietvertrag fuir ein Zimmer in einer Wohngemeinschatft ab,
ohne sich zuvor die Zusicherung des Jobcenters eingeholt zu haben. Fur das Zimmer in Han-
nover zahlt die junge Leistungsberechtigte 350 € bruttokalt.

Konnen die Kosten der Unterkunft lbernommen werden?

Losung:

Da sich die junge Leistungsberechtigte vor ihnrem erstmaligen Auszug aus dem Elternhaus die
Ubernahme zukinftiger Aufwendungen nicht zusichern lassen hat, scheidet die Anerkennung
nach dem Gesetzeswortlaut des § 22 Abs.5 S.2 SGB Il aus. Hier war die vorherige Zusicherung
aus wichtigem Grund jedoch nicht zumutbar (besondere Dringlichkeit aufgrund von Konfliktsi-
tuation, die ein weiteres Bewohnen der elterlichen Wohnung unméglich machte). Die Zusiche-
rung hatte bei vorheriger Antragstellung erteilt werden miissen, da die gesetzliche Anspruchs-
voraussetzung nach § 22 Abs.5 S.2 Nr.1 SGB |l vorliegt.

Als Rechtsfolge sind E bis zur Vollendung ihres 25 Lebensjahres Aufwendungen fur Unterkunft
und Heizung anzuerkennen. Die Hohe bemisst sich nach den allgemeinen Vorschriften. BfU
werden in Hohe der tatsachlichen Aufwendungen Gibernommen, soweit sie angemessen sind
(8 22 Abs.1 S.1). Die Bruttokaltmiete der E i. H. v. 350 € ist abstrakt angemessen und somit
als Bedarf anzuerkennen.
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7.8 22 Abs. 6 SGB II: Wohnungsbeschaffungsbeschaffungskosten, Umzugskos-

412

413

414

415

416

ten und Mietkautionen

7.1 Voraussetzung der Kosteniibernahme

Eine Kosteniibernahme erfolgt, soweit die Zusicherung zum Umzug erteilt wurde,
d. h.:

e es wurde ein konkretes Wohnungsangebot vorgelegt

e die neue Wohnung ist angemessen

und

e Es liegt ein anerkennenswerter Umzugsgrund vor.

Wurde eine Zusicherung vor dem Umzug nicht eingeholt, lagen aber die Voraus-
setzungen einer Zusicherung vor (Bestehen eines Umzugsgrundes, Angemessen-
heit der neuen Wohnung), erfolgt ebenfalls eine Kosteniibernahme.

Eine Kostenlbernahme nach § 22 Abs. 6 SGB Il scheidet hingegen aus, wenn ent-
weder ein Umzugsgrund nicht vorliegt oder aber die neue Wohnung unangemessen
ist.

7.2 Wohnungsbeschaffungskosten

Hierunter fallen u. a. Wohnungsbesichtigungskosten/Anfahrtskosten oder Kosten
von Annoncen. Auch kénnen Maklerkosten, eine Vorvermieterbescheinigung, Ab-
standszahlungen sowie doppelte Mietaufwendungen unter die Wohnungsbeschaf-
fungskosten fallen.

Kosten fur ein Abonnement bei Wohnungssuchportalen sind nicht ibernahmeféhig.
Diese sind in der kostenlosen Variante ausreichend, da eine Suche und Kontakt-
aufnahme zum Anbieter der Wohnung ohne ein kostenpflichtiges Abonnement
moglich sind.

Diese Kosten sind jedoch nur bei Unvermeidbarkeit zu Ubernehmen. Durch wirt-
schaftliches Handeln des/der Leistungsberechtigten, kbnnen diese Kosten vermie-
den bzw. so gering wie mdglich gehalten werden, in dem der/die Leistungsberech-
tigte:

- sich grundsatzlich an die Kiindigungsfristen hélt.

- aktiv nach einem Nachmieter sucht (aufgeben von Kleinanzeigen und An-
noncen).

- Rucksprache mit dem derzeitigen Vermieter halt, ob eine vorzeitige Ent-
lassung aus dem Mietvertrag in Frage kommt.

- einen spateren Mietbeginn mit dem neuen Vermieter vereinbart.
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- nach einer anderen Wohnung mit einem spéteren Einzugstermin sucht.

- die Unterlagen wie z.B. den unterschriebenen Mietvertrag oder den An-
trag fur die Erstausstattung der Wohnung rechtzeitig einreicht.

- sich aktiv um die zeitnahe Herrichtung (Koch- und Schlafmdglichkeiten)
der neuen Wohnung kiimmert.

Das ausgefiihrte Ermessen ist in der Leistungsakte nachweislich und ausfiihrlich
zu dokumentieren.

Weiterhin ist fiir die Ubernahme der doppelten Miete eine vorherige Zusicherung
dieser Kosten notwendig. Diese ist vom LB vor dem Entstehen der jeweiligen Kos-
ten, d.h. vor Abschluss des Mietvertrages beim Jobcenter einzuholen.

Ist der LB nicht saumig und hat alles ihm Zumutbare und Mdgliche zur Vermei-
dung doppelter Mietaufwendungen beigetragen, kommt eine Ubernahme in be-
grundeten Einzelféllen in Betracht. Dies erfolgt jedoch nur fiir eine kurze Zeit von
maximal 2 — 4 Wochen.

Erfassung in ALLEGRO

Kosten fur doppelte Mietzahlungen anlasslich eines Unterkunftswechsels sind Wohnungsbe-
schaffungskosten i.S. des § 22 Abs. 6 S. 1 SGB II.

Daher sind die Bedarfe fur die nicht bewohnte Unterkunft (i.d.R. die neue Wohnung) als
Wohnungsbeschaffungskosten zu erfassen.

Im Bemerkungsfeld ist die Miete aufgeschlisselt nach Grundmiete, Betriebskosten und Heiz-
kosten zu erfassen. Ebenso ist ein Hinweis aufzunehmen, dass es sich hierbei um die kurzzei-
tige Ubernahme von doppelten Unterkunftskosten handelt.

Die Kosten fiir die noch bewohnte Unterkunft sind weiterhin, bis zum tatsachlichen Auszug als
laufende Bedarfe fur Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB Il zu berucksichtigen.

Im Bemerkungsfeld der noch bewohnten Unterkunft, ist auf die Erfassung der Unterkunftskos-
ten fur die neue Wohnung, als Wohnungsbeschaffungskosten hinzuweisen.

Ebenso kdnnen Gebihren fir die Ausstellung eines Wohnberechtigungsscheins
nach 8§ 5 WoBIindG i.V.m. § 27 Abs. 2 - 5 WoFG, die gemaR des NVwKostG i.V.m.
8 1 Abs. 4 S. 5 Nr. 4 b AlIGO seitens der regionsangehdrigen Stadte und Gemein-
den erhoben werden, (derzeit in Héhe von 18,00 €) ibernommen werden.

Kosten fir die Ausfertigung eines Mietvertrages kénnen nicht tbernommen werden,
da diese nicht mittels Vertragsklausel im Vordruck wirksam auf die Mieterin/den
Mieter umgelegt werden kdnnen (so auch AG Hamburg Altona (Urteil v. 18.03.09 —
AZ:318a L 377/08; WuM 2009, 451) und Landgericht Hamburg (Urteil v.05.03.09,
307 S 144/08; WuM 2009, 452).
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7.3 Umzugskosten

Die leistungsberechtigte Person ist grundsatzlich gehalten, die Kosten eines Um-
zugs im Wege der Selbsthilfe zu minimieren. Das heilt sie hat den Umzug grund-
satzlich selbst zu organisieren und durchzufiihren.16? (siehe 7.3.1).

Kann ein Umzug aus nachvollziehbaren Griinden nicht selbst vorgenommen wer-
den, etwa wegen Alters, Behinderung, korperlicher Konstitution oder aus sonsti-
gen, in der Person der leistungsberechtigten Person liegenden Griinden, kommt
die Ubernahme der Aufwendungen fiir einen gewerblich organisierten Umzug in
Betracht (siehe 7.3.2)

Zu den Umzugskosten zahlen alle Aufwendungen, die Ublicherweise mit und
durch einen Umzug veranlasst sind. Ubernahmeféhig sind hierbei nur die fir den
Umzug notwendigen Kosten.

Gebihren fur die An-/Ummeldung eines Telefon-/Internetanschlusses sowie
ein Nachsendeauftrag, die durch die besondere Bedarfslage ,Umzug“ verur-
sacht wurden, sind vom Wortlaut und Sinn und Zweck des § 22 Abs. 6 SGB Il als
Umzugskosten umfasst163,

7.3.1 Grundsatz: Umzug in Eigenarbeit

Als notwendige Kosten fur Umzilige in Eigenarbeit kommen beispielsweise in
Frage:

o Mietwagen, inkl. Benzin und Versicherung

steht kein Umzugs-Kfz zur Verfiigung, sind die Kosten eines Mietwagens ein-
schlieRlich der Benzinkosten zu ibernehmen. Die leistungsberechtigte Person
hat drei Vergleichsangebote vorzulegen. Die Kosten flir das wirtschaftlichste
Angebot sind zu Ubernehmen.

Der Selbstbehalt einer Vollkaskoversicherung beim Umzug mit einem Miet-Lkw
ist kein Teil der notwendigen Umzugskosten.164 Gleiches gilt fir einen Scha-
denersatzanspruch des Autovermieters gegen die leistungsberechtigte Per-
son.165

162 BSG 06.05.2010 - B 14 AS 7/09 R

163 BSG 10.08.2016 — B 14 AS 58/15 R — Rz. 19

164 | SG Baden-Wiirttemberg 07.09.2010 — L 1 AS 2177/10
165 BSG 06.10.2011 — B 14 AS 152/10
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¢ Aufwendungen fir die tbliche Versorgung mithelfender Familienangeh6-
riger und Bekannter

Stehen Helferinnen/Helfer (Verwandte, Bekannte oder Freunde) fir den Um-
zug zur Verfligung kann eine Aufwandspauschale fiir deren Bewirtung in Hohe
von 10 € pro Helferin/Helfer gewahrt werden. Arbeitslohn fir Helferinnen/Helfer
gleich welcher Art ist nicht zu tbernehmen (Ausnahme: Studentinnen/Studen-
ten Uber City- Job bei der Agentur fiir Arbeit. Das Verfahren erscheint fiir die
Praxis aber nur eingeschrankt geeignet. Der Ablauf ist fiir den Fall der Nutzung
mit der Agentur fiir Arbeit abzusprechen).

o Aufwendungen fir Umzugskartons und Verpackungsmaterial

o Aufwendungen fiir Sperrmullentsorgung
hinsichtlich Sperrmiilles als Betriebskosten: siehe Rn. 32

e Sonstige ,,Zusammenhangkosten® fir den Umzug
etwa die Ummeldung und Umstellung von Post- und Telekommunikationsan-
schlissen konnen ebenfalls anerkannt werden.166

7.3.2 Ausnahme: gewerblich organisierter Umzug

Soweit der Umzug aus nachvollziehbar dargelegten Griinden nicht in Eigenarbeit
erfolgen kann (z. B. wegen Alters, wegen Krankheit aller Mitglieder der Bedarfs-
gemeinschaft), konnen Fremdfirmen in Anspruch genommen werden. Gleiches
gilt, wenn die Person glaubhaft machen kann, keine Unterstitzung von Verwand-
ten, Freunden bzw. Bekannten erhalten zu kdnnen oder keine Person einen ent-
sprechenden Fuhrerschein besitzt oder wenn andere schwerwiegende Griinde
vorliegen.

Fur die Inanspruchnahme einer Fremdfirma gilt:

e Erst wenn der Umzug nicht in Eigenarbeit (siehe vorherigen Punkt) erfolgen
kann, kann auf gewerbliche Umzugsfirmen zurtickgegriffen werden. Hierbei
hat die/der Leistungsberechtigte drei Kostenvoranschlage verschiedener Um-
zugsfirmen vorzulegen, wobei die preiswertere Alternative zu wéahlen ist.

Die Kosten fur den gewerblichen Umzug sind stets nach den Grundsatzen der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit so gering wie mdglich zu halten.

Zur besseren Uberpriifung und Einhaltung der Vorgaben sollen:

o keine Pauschalpreise akzeptiert werden. Das Angebot muss folgende Punkte
beinhalten: Art und Umfang der Arbeiten, (geschétzte) Arbeitszeit, (ge-
schatzte) Arbeitskosten der Arbeitskréafte, Materialkosten, Gultigkeit des Kos-
tenvoranschlags,

166 BSG 10.08.2016 — B 14 AS 58/15R
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e Angebote, die 25% Uber den jeweiligen Durchschnittspreisen (rechnerisch:

0.9. Toleranzwert x 45 Monate) liegen, als unangemessen im Rahmen der
Ermessensentscheidung nicht mehr akzeptiert werden. Die HOchstgrenzen
sind der folgenden Tabelle zu entnehmen. Ausnahme: Aus dem Angebot geht
eine nachvollziehbare Begrindung fur den hdheren Preis hervor. Sofern sich
nach Aktenlage Besonderheiten im Einzelfall ergeben, die ein Uberschreiten
der Hochstgrenze erforderlich machen (z.B. kurze Frist bis zum Umzug, die
die leistungsberechtigte Person nicht zu vertreten hat oder besondere ge-
sundheitliche Umsténde oder andere schwerwiegende Grunde), ist ein Abwei-
chen mdoglich und die Griinde aktenkundig zu machen.

Mitglieder der BG Hochstgrenze Umzugskosten
1 Person 1.840,07 Euro

2 Personen 2.180,36 Euro

3 Personen 2.645,36 Euro

4 Personen 3.077,36 Euro

jede weitere Person 365,36 Euro

Sofern die/der Leistungsberechtigte bereits Mitglied in einer Mietinteressenver-
einigung ist, sollte er auf die Mdglichkeit hingewiesen werden, sich an Umzugs-
firmen wenden zu kdnnen, mit denen der Mieterbund Sonderkonditionen aus-
gehandelt hat. Dieses ist fir die/den Leistungsberechtigten jedoch nicht ver-
pflichtend. Auch in diesem Fall hat sie/ er aber ein weiteres Kostenangebot
vorzulegen.

7.3.3 Entrimpelungskosten

Eine Ubernahme etwaiger Entriimpelungskosten seitens des Jobcenters erfolgt
mangels Vorliegens einer Anspruchsgrundlage im SGB Il nicht. Auch eine darle-
hensweise Ubernahme scheidet aus. Falls die Mieterin/der Mieter die Wohnung
nicht vollstandig raumt, kann die Vermieterin/der Vermieter Kostenersatz fir ent-
standene Aufwendungen nur von der Mieterin/dem Mieter verlangen.
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7.4 Mietkautionen

7.4.1 Grundsatz

Eine Mietkaution ist grundséatzlich nach § 22 Abs. 6 S. 3 SGB Il nur als Darlehen
in Héhe von max. drei Monatsgrundmieten méglich, 8 551 BGB. Gleiches gilt fur
Untermietverhéltnisse.

Ein entsprechender Darlehensbescheid steht in ALLEGRO zur Verfligung.

Darlehensbescheid Mietkaution — Leistungsfall nicht beendet

ALLEGRO / SGB Il / 822 / Darlehensbescheid Mietkaution — Leistungsfall nicht beendet
2/22-030

Darlehensbescheid Mietkaution — Leistungsfall beendet

ALLEGRO / SGB 1l / §22 / Darlehensbescheid Mietkaution — Leistungsfall beendet 2/22-
031

Darlehensnehmer/-innen kénnen nach § 42 a Abs. 1, S. 2 SGB Il das einzelne
Mitglied der Bedarfsgemeinschaft oder auch mehrere Mitglieder gemeinsam sein.
Darlehensnehmer kénnen nur die durch den Mitvertrag zivilrechtlich verpflichteten
Personen sein. Ist im Mietvertrag nur eine Person als Hauptmieter genannt, er-
folgt eine Abweichung vom ansonsten vorzunehmenden Kopfteilprinzip. So wéare
in einem Mischfall bei einem vom Ehepaar (er SGB II; sie SGB XII) unterschrie-
benen Mietvertrag vom Jobcenter nur die hélftige Mietkaution als Darlehen zu
gewahren.

Dabei ist jedoch die Sondervorschrift des § 42 a Abs. 1, S. 1 SGB Il zu beachten.
Nach dieser werden Darlehen nur erbracht, wenn ein Bedarf weder durch Vermo-
gen nach § 12 Abs. 1 und 2 SGB Il (Schonvermdgen) noch auf andere Weise
gedeckt werden kann. Die Prufung des Schonvermégens ist zwingend in der Leis-
tungsakte zu vermerken.

Eine Erklarung zur Abtretung des Rlickzahlungsanspruches der hinterlegten Miet-
kaution an das Jobcenter (Abtretungserklarung) braucht vom Leistungsberechtig-
ten nicht gefordert werden.

In der Vergangenheit war es auf Anfrage auch mdglich, eine der H6he nach auf
drei Monatsgrundmieten begrenzte Birgschaftserklarung abzugeben.

Sofern in Fallen von der ,Deutsche Wohnen* trotz bereits langfristig bestehender
Mietverhaltnisse und erteilter Birgschaftserklarungen Mietkautionen angefordert
werden, kénnen diese unter den vorgenannten Voraussetzungen als Darlehen
gewahrt werden. In diesem Fall hat jedoch unverzuglich auch ein Widerruf der
Burgschaftserklarung zu erfolgen.
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Es ist zu beachten, dass in der Akte zu vermerken ist, dass nach Ausscheiden
des Kunden aus dem Leistungsbezug ein Widerruf der Burgschaftserklarung zu
erfolgen hat.

Sofern einer Bedarfsgemeinschaft sowohl Leistungsberechtigte nach dem SGB |l
als auch dem SGB XII angehoren (sog. Mischfalle), hat die Gewahrung der Miet-
kaution zwischen der jeweils betroffenen Stadt bzw. Gemeinde und dem Jobcen-
ter kopfanteilig zu erfolgen.

7.4.2 Genossenschaftswohnung

Bei Genossenschaftswohnungen sind statt einer Mietkaution Ublicherweise Ge-
nossenschaftsanteile zu erwerben. Diese kdnnen in satzungsgemafer Hohe der
Genossenschaft nach § 22 Abs. 6 SGB 1l als Darlehen tibernommen werden.

Ein entsprechender Darlehensbescheid steht in ALLEGRO zur Verfligung.

Wird daneben ausnahmsweise noch eine Mietkaution verlangt, kann diese bis zur
Obergrenze des § 551 BGB in Gestalt von drei Monatsgrundmieten auch nach §
22 Abs. 6 SGB Il ibernommen werden.

Eingabe in Allegro

Ab 01.08.2017 steht flir Genossenschaftsanteile in Allegro ein eigenes Auswahlfeld zur
Verfligung.

Bei der Gewahrung von Genossenschaftsanteilen ist die korrekte Finanzposition zu nut-
zen. Dies gilt fur Ausgabe und Tilgung.

Mangels vorheriger Regelung wird auf eine Umgehungslésung verzichtet, sodass die Ge-
nossenschaftsanteile, die vorher auf die Finanzposition Mietkaution gebucht wurden,
nicht umgebucht werden missen.

7.4.3 Ruckzahlung der Mietkaution

Gem. § 42a Abs.2 S.1 SGB Il ist das gewéhrte Kautionsdarlehen ab dem Monat,
der auf die Auszahlung folgt, durch eine monatliche Aufrechnung in Héhe von 5
Prozent des mafligebenden Regelbedarfs zu tilgen.

Es besteht kein Ermessen hinsichtlich der Hohe der Aufrechnung.167
Fur die monatliche Aufrechnung gelten die Vorschriften des § 43 SGB II.

Die H6he der monatlichen Aufrechnung aus Gegenforderungen ist auf insgesamt
30 Prozent des maRRgebenden Regelbedarfs begrenzt (§ 43 Abs.2 S. 2 SGB II).

Die Aufrechnung ist gegeniiber den Darlehensnehmern schriftlich durch Verwal-
tungsakt zu erklaren.

167 BT-Drucks 17/1304, S.116
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Diese erfolgt in der Regel bereits bei Gewahrung des Darlehens mit dem Darle-
hensbescheid.

Absetzung in ALLEGRO

Die Absetzung ist zwingend mit der Funktionalitéat Jobcenter (gE) zu erfassen, als Ver-
wendungszweck ist die 13-stellige ERP-Vertragsgegenstandsnummer aus der Annahme-
anordnung zu hinterlegen (ohne weitere Zuséatze/ Angaben wie z. B. der Name des Kun-
den).

Nach Beendigung des Leistungsbezuges ist der noch nicht getilgte Darlehensbe-
trag sofort fallig (8 42a Abs.4 S.1 SGB II).

Der Leistungsservice teilt die Hohe der Restforderung (Leistungsgebot erfolgt im
Darlehensbescheid) der Darlehensnehmerin/dem Darlehensnehmer - durch die
BK-Vorlage Zahlungsaufforderung ohne RBB- mit.

Zum Zeitpunkt der Falligkeit soll eine Vereinbarung Uber die Riickzahlung des
noch nicht getilgten Betrages unter Berticksichtigung der wirtschaftlichen Ver-
héltnisse getroffen werden (8 42a Abs. 4 S. 2 SGB 1l).

Die Vereinbarung hinsichtlich der Riickzahlung trifft die Darlehensnehmerin/der
Darlehensnehmer mit der Kasse.

Der Mahnsperrgrund ,D ist zeitlich zu begrenzen. Mit der Beendigung der Mahn-
sperre verschickt die Kasse sofort eine Mahnung. Fur die Begrenzung der Mahn-
sperre sollten deshalb als Termin 14 Tage nach der Félligkeit der Forderung ge-
wahlt werden, die der Darlehensnehmerin/ dem Darlehensnehmer mit der Zah-
lungsaufforderung mitgeteilt wurde.

Widerspruch und Klage gegen die Aufrechnung haben aufschiebende Wirkung.
Im Ubrigen wird auf die Fachlichen Hinweise zu § 42a SGB |l verwiesen.

Wird die Aufrechnung nach einer Unterbrechung des Leistungsbezuges wieder
aufgenommen, ist der in den lokalen BK-Vorlagen hinterlegte Aufrechnungsbe-
scheid zu nutzen.

Aufrechnungsbescheid

unter Lokale Vorlagen/ Alg Il/ SGB I/ § 42a SGB |l Darlehen.
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8. 822 Abs. 7 SGB II: Direktzahlung an Vermieter und Empfangsberechtigte
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Grundsatzlich hat die/der Leistungsberechtigte den Anspruch auf den Gesamtbe-
trag der Grundsicherungsleistungen. Aus diesem muss sie/er eigenverantwortlich
seine Zahlungsverpflichtungen bedienen.

Es soll eine Direktzahlung der Miete an die Vermieterin/den Vermieter oder sons-
tige Empfangsberechtigte, z. B. Energielieferanten, in folgenden Konstellationen
erfolgen:

a) die leistungsberechtigte Person wiinscht eine Direktzahlung oder

b) durch das Verhalten der leistungsberechtigten Person in der Vergangen-
heit ist zu befurchten, dass die zweckentsprechende Verwendung der BfU
zukunftig nicht erfolgt (siehe dazu Rn. 451)

Die nicht zweckentsprechende Verwendung ist insbesondere dann zu befiirchten,
wenn:
e bereits in der Vergangenheit Darlehen wegen Mietriickstdnden zu Uber-
nehmen waren oder aktuell zu Gbernehmen sind (dieses betrifft alle Be-
standteile der BfU),

o Mietriickstande bestehen, die zu einer aul3erordentlichen Kiindigung des
Mietverhaltnisses berechtigen (siehe auch 9.2.2),

¢ Energiekostenriickstande bestehen, die zu einer Unterbrechung der Ener-
gieversorgung berechtigen,

¢ konkrete Anhaltspunkte fur ein krankheits- oder suchtbedingtes Unvermo-
gen der leistungsberechtigten Person bestehen, die Mittel zweckentspre-
chend zu verwenden oder

o konkrete Anhaltspunkte dafirr bestehen, dass die im Schuldnerverzeichnis
eingetragene leistungsberechtigte Person die Mittel nicht zweckentspre-
chend verwendet,

e wenn die Personi. S. d. 8 7b Abs. 4 SGB Il nicht erreichbar ist und Leis-
tungen erhalt oder mit anderen Personen in einer Bedarfsgemeinschaft
lebt.

Die Hohe der Direktzahlung darf die H6he der gewahrten BfU nicht (ibersteigen,
es sei denn die/der Leistungsberechtigte hat sein Einverstandnis schriftlich dazu
erklart.

Die/der Leistungsberechtigte ist Uber die Direktzahlung an die Vermieterin/den
Vermieter bzw. andere Empfangsberechtigte zu unterrichten (§ 22 Abs. 7 S. 5
SGB II).
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Verfahren in ALLEGRO und STEP ALLEGRO

In ALLEGRO ist der an die Vermieterin/den Vermieter bzw. Energieversorger zu Uberwei-
sende Betrag als Absetzung zu erfassen, Uber die Rangfolge ist sicherzustellen, dass die
Auszahlung auch in der gewiinschten Hohe ausgezahlt wird.

Der jeweilige Zahlungsempfanger muss zuvor in STEP erfasst werden/bzw. es muss ge-
prift werden, ob dieser in STEP bereits als Datensatz hinterlegt ist. Das Anlegen von
Doubletten ist untersagt.

Zur korrekten Erfassung von Vermietern als Drittzahlungsempfanger steht eine Arbeits-
hilfe zur Verfiigung: N:\Ablagen\D23779-Jobcenter\06_IT-Anwendungen\STEP\Arbeitshil-
fen\240704_Korrekte_Anlage_DZE_Fachinfo_28 2024.pdf

9. § 22 Abs. 8 SGB II: Ubernahme von Schulden

454 Bei der Prufung, ob Miet- oder Energiekostenschulden nach § 22 Abs. 8 SGB Il § 22 Abs. 8 SGB
Ubernommen werden kdnnen, sind grundsatzlich zwei voneinander zu unterschei- 1l
dende Arbeitsschritte erforderlich:

o Uberpriifung der fest normierten Anspruchsvoraussetzungen (siehe 9.1) und

e Ermessensprifung (siehe 9.2).

Aufgrund der Struktur der Vorschrift erfolgt alleine bei Vorliegen der Anspruchs-
voraussetzungen noch keine Ubernahme der Schulden.

9.1 Anspruchsvoraussetzungen des § 22 Abs. 8 SGB |l

9.1.1 Anspruchsberechtigter Personenkreis

455 Anspruchsberechtigt sind: Anspruchsbe-
. hti P -
¢ Personen im laufenden SGB II-Bezug und rec t|g_ter erso
nenkreis
¢ Neuantragsteller/-innen mit Anspruch auf laufende Leistungen (zusétzlicher
Bedarf wegen Mietschulden bleibt unbertcksichtigt).
456 Nicht nach dem SGB Il anspruchsberechtigte Personen sind an den Sozialhilfe- Verweis an Sozi-
trager zu verweisen. alhilfetrager
Das gilt nicht fur Betriebs- und Heizkostennachzahlungen sowie Brennstoffhilfen.
Dann gelten die Randnummern 222 und 315.
457 Sofern es sich bei den Raumlichkeiten, fiir die Rickstande entstanden sind, um gewerblich ge-

(auch nur anteilig) geschaftlich oder gewerblich genutzte Raume handelt, ist ein  nutzte Raumlich-
Sicherung der Unterkunft ausgeschlossen, da nur Unterkiinfte zu Wohnzwecken keiten, Gewerbe
den Voraussetzungen von § 22 Abs. 8 SGB Il unterliegen. Bei der Auslegung der

gewerblichen Nutzung sind die unter Rn. 10 genannten Ausfiihrungen anzuwen-

den bzw. zu beachten.

134


file://///Dst.baintern.de/dfs/237/Ablagen/D23779-Jobcenter/06_IT-Anwendungen/STEP/Arbeitshilfen/240704_Korrekte_Anlage_DZE_Fachinfo_28_2024.pdf
file://///Dst.baintern.de/dfs/237/Ablagen/D23779-Jobcenter/06_IT-Anwendungen/STEP/Arbeitshilfen/240704_Korrekte_Anlage_DZE_Fachinfo_28_2024.pdf

458

459

460

Die unter Rn. 363 genannte Vereinbarung bezieht sich ebenfalls auf die darle-
hensweise Ubernahme von Mietschulden. Die LHH, OE 56.34, nimmt hier eben-
falls fur den dort betreuten Personenkreis die Priifung und Entscheidung vor. Bei
Vorliegen der Bescheinigung der LHH (Anlage 19) hat eine darlehensweise Uber-
nahme der Mietschulden zu erfolgen. Eine weitere Priifung des Einzelfalls durch
das Jobcenter ist nicht erforderlich.

Darlehensnehmer/-innen kdnnen nach § 42 a Abs. 1, S. 2 SGB Il das einzelne
Mitglied der Bedarfsgemeinschaft oder auch mehrere Mitglieder gemeinsam sein.
In Abweichung vom Kopfteilprinzip kénnen, bei einer Leistung fiir Mietschulden,
nur die durch den Mietvertrag zivilrechtlich verpflichteten Personen Darlehens-
nehmer sein.168

In Fallen, in denen die Miet- oder Energieschulden in Wohnungen entstanden
sind, in denen Leistungsbezieher/-innen nach dem SGB Il und dem SGB XiIlI le-

ben, ist eine Schuldeniibernahme nach § 22 Abs. 8 SGB Il fiir die SGB IlI-Leis-
tungsbezieher/-innen nur dann sinnvoll, wenn der SGB XlI-Trager seinerseits die
Schulden fiur die SGB XlI-Leistungsbezieher/-innen Gbernimmt. Denn nur so kén-
nen die Schulden vollstdndig ausgeglichen werden.

Entsprechend ist im Vorfeld einer Bewilligung Kontakt zum SGB XlI-Tréager auf-
zunehmen, um eine einheitliche Entscheidung zu treffen. Lehnt der SGB XII-Tra-
ger die Schuldeniibernahme seinerseits ab, erfolgt auch keine Ubernahme der
Schulden durch das Jobcenter bezogen auf den Anteil, der auf die SGB Il-Leis-
tungsbezieher/-innen entfallt. Der Zweck der Darlehensgewédhrung (Sicherung
der Unterkunft fir die Zukunft) kann nicht erreicht werden. Es erfolgt auch keine
Ubernahme der Gesamtschulden, da der Anspruch nur kopfanteilig besteht.

168 BSG 18.11.2014 — B 4 AS 3/14R
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9.1.2 Bestehende Schulden

Versorgungssperre oder
Kiindigung der Wohnung

droht

Nein:
Grundmiete, Betriebs- und Heizkosten.: htherer Bedarf nach
§22 Abs. 1 SGB I,

sonst keine Ubernahme, da weder ein unabweisbarer Bedarf noch eine
vergleichbare Notlage besteht

Ja: Unterscheidung
notwendig

Haushaltsenergie
(Strom - ohne Heizung)

Grundmiete , Betriebs-
und Heizkosten

héherer Bedarf und
Neuschulden* (wahrend
des Leistungsbezugs)

§24 Abs. 1SGB Il

Altschulden* (vor
Leistungsbezug)

§22 Abs. 8 SGB Il

héherer Bedarf Schulden
§22 Abs. 1SGB Il §22 Abs. 8 SGB I

* zur Unterscheidung von Neu- und Altschulden wird auf die unten aufgefihrten
Beispiele verwiesen

Erlauterung:

Schulden: Die Mietzahlungen, Abschlage fur Betriebs- und Heizkosten oder
Haushaltsenergie wurde ganz oder teilweise nicht entrichtet.

Hoherer Bedarf: Die Mietzahlungen, Abschlage fir Betriebs- und Heizkosten
oder Haushaltsenergie wurden gezahlt, die tatséchlichen Kosten sind jedoch ge-
stiegen.

Schulden im Sinne des 8§ 22 Abs. 8 SGB Il liegen vor, sofern die Grundmiete
oder die Betriebs- bzw. Heizkosten nicht in vereinbarter Hohe an die Vermiete-
rin/den Vermieter/ den Energieversorger gezahlt wurden und daher Riickstéande
fur die aktuell bewohnte Wohnung vorliegen, sodass Wohnungslosigkeit einzutre-
ten droht. Sofern Altschulden (vor Leistungsbezug entstanden) bei Haushalts-
energie vorliegen, sind diese bei drohender Versorgungseinstellung als ver-
gleichbare Notlage ebenfalls nach § 22 Abs. 8 SGB Il zu ubernehmen. (vgl.
9.1.3)

Schulden fir nicht mehr bewohnte Wohnungen (auch bei derselben Vermiete-
rin/demselben Vermieter) werden hingegen nicht nach § 22 Abs. 8 SGB |l uber-
nommen, da diese Verbindlichkeiten fiir die Sicherung der aktuellen Unterkunft
unerheblich sind. Anders als bei Mietschulden werden bei Verbindlichkeiten ge-
geniiber dem Energieversorger auch Schulden und Nachzahlungsforderungen
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berucksichtigt, die vor Antragstellung fallig wurden, und/oder in alten Verbrauchs-
stellen angefallen sind. Der Energieversorger ist berechtigt, eine Versorgungs-
perre auch bei Verbindlichkeiten aus einer alten Wohnung durchzusetzen.

Bei besonderen Konstellationen ist Riicksprache mit dem Geschéftsbereich Leis-
tungsservice 60.3 zu halten.

Unter Altschulden versteht man alle Schulden, die vor dem Leistungsbezug fallig
waren. Die hierdurch verursachten Mahngebihren werden zu den Schulden ad-
diert und verursachen keine neue Falligkeit, sodass anschliel3end nicht von Neu-
schulden ausgegangen werden kann.

Neuschulden sind wahrend des Leistungsbezugs entstanden.

Sofern eine Forderung aus Neu- und Altschulden besteht, ist diese zu teilen und
anteilig nach § 22 Abs. 8 und § 24 Abs. 1 SGB Il zu gewéhren.

Falligkeit — Unterscheidung Alt- und Neuschulden

H hat seit September die laufenden Abschlage fiir Haushaltsstrom nicht gezahlt. Er stellt
zum 15.12. einen Antrag riickwirkend zum Ersten des Monats. Ende November hat er
eine Mahnung fiir die falligen Betrage bekommen, der Gesamtbetrag fiir die Monate Sep-
tember — November zuzuglich Mahngebiihren firr die Rickstdnde und der neue Abschlag
fur Dezember sind am 10.12. fallig.

Die Abschlage fir September bis November sind vor dem Leistungsbezug entstanden.
Die Mahnung bezieht sich auf den offenen Betrag. Der Gesamtbetrag z&hlt zu den Alt-
schulden und ist somit nach § 22 Abs. 8 SGB Il zu Ubernehmen, sofern eine Einstellung
der Energieversorgung droht und andere Hilfsmoglichkeiten nicht vorhanden sind.

Offene Abschlage aus Dezember und ggfs. Folgemonaten wéren als Neuschulden zu
werten und somit nach § 24 Abs. 1 SGB Il zu Ubernehmen.

Abwandlung Beispiel 50

Fall wie oben. Die Mahnung geht erst im Dezember ein.

Die Lésung ist unverandert. Die Mahngebihren beziehen sich auf die Altschulden und
werden diesen zugeordnet, auch wenn sie wahrend des Leistungsbezugs erst anfallen.
Entscheidend ist hier der Zeitpunkt der Hauptforderung.

Sofern Mahngebuihren im Februar fur den Zeitraum September — Januar entstehen, ist
hier eine anteilige Splittung nach Alt- und Neuschulden vorzunehmen.

BK-Textvorlagen fur die Ermessensausiibung

unter Lokale Vorlagen/ Alg Il/ SGB 1/ § 22 SGB Il BfU/ Miet- und Energieschulden
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9.2 Ermessensprifung

9.2.1 Grundsatz: vollstandiges Ermessen

Eine Ubernahme von Miet- und Energieschulden ,kann“ gem. § 22 Abs. 8 S. 1
SGB Il erfolgen, wenn dieses zur Sicherung der Unterkunft oder zur Behebung
einer vergleichbaren Notlage ,gerechtfertigt® ist. Aufgrund des Wortlautes der Vor-
schrift hat das Jobcenter daher sein Ermessen pflichtgemaf auszuiiben. Eine Be-
willigung hangt von den Umsténden des Einzelfalls ab.

Liegen keine auf3ergewohnlichen Einzelfallumstande oder ein besonders sozial-
widriges Verhalten vor, spricht das erstmalige Auftreten von Schulden im Rahmen
der Ermessenspriifung fir eine Ubernahme der Schulden, wenn die Unterkunft
angemessen (erhaltenswert) ist und zuklnftig die Zahlungen fir Unterkunft und
Heizung / Haushaltsenergie z.B. durch Direktzahlung sichergestellt werden kon-
nen.

Hierbei sind folgende Umsténde zu berticksichtigen:
e Vorrangige Selbsthilfeméglichkeit: Bestehen fiir die leistungsberechtigte Per-

son vorrangige Selbsthilfemoéglichkeiten, scheidet eine Schuldentbernahme
aus. Zu nennen ist hier insbesondere:

e der vorrangige Einsatz des Schonvermdgens nach § 12 Abs. 2 SGB |l
(siehe § 22 Abs. 8 S. 3 SGB II),

o die Moglichkeit einer Ratenzahlungsvereinbarung mit der Vermiete-
rinf/dem Vermieter oder dem Energieversorger,

e Unterstitzung durch Verwandte/Freunde.

e Eigenes Verschulden/ Missbrauchsfélle: Fir eine Schuldiibernahme ist das
Verschulden der/des Leistungsberechtigten an ihrer/seiner Situation grund-
satzlich unerheblich. Eine Ausnahme gilt jedoch dann, wenn die/der Leistungs-
berechtigte ihre/seine Leistungen nicht vorrangig zur Deckung ihres/seines Le-
bensunterhaltes (Miete, Energiekosten) eingesetzt hat, sondern andere Ver-
bindlichkeiten (z. B. Pkw-Kredit, angebliche Schulden gegenuber Freunden
oder Bekannten) mit der Zuversicht bedient hat, das Jobcenter werde die
Schulden fir Miete und Energieversorgung Ubernehmen. Insofern liegt ein
Missbrauch vor, so dass eine Schuldeniibernahme ausscheidet.

Wurde in der Vergangenheit bereits ein durch die Kundin/den Kunden selbst ver-
schuldetes Darlehen fir Schulden nach § 22 Abs. 8 SGB Il (bis zum 31.12.2010:
§ 22 Abs. 5 SGB Il) ibernommen, ist anhand des Einzelfalls zu Uberprufen, ob
eine erneute Darlehensgewahrung bei erneutem Selbstverschulden gerechtfer-
tigtist. In der Regel ist dieses zu verneinen, da kein ausreichender Selbsthilfewille
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zum Ausdruck kommt. Es missen daher Besonderheiten bei der Schuldenentste-
hung vorliegen, die eine erneute Schuldenliibernahme rechtfertigen. Sind jedoch
auch Kinder, die im Haushalt der/des Leistungsberechtigten leben, betroffen, er-
folgt eine Ubernahme der Schulden, wenn zukiinftig die Versorgung sichergestellt
werden kann.

Erhaltenswerte Wohnung: Bei der Ubernahme von Schulden ist zu lberpriifen,
inwieweit die Wohnung Gberhaupt erhaltenswert ist. Ist die Wohnung nach den
Angemessenheitsgrenzen zu teuer, so dass die Einleitung eines Kostensen-
kungsverfahrens gerechtfertigt ist, kommt eine Schuldeniibernahme regelméaRig
nicht in Betracht. Im Einzelfall kann ausnahmsweise eine Ubernahme der Schul-
den auch fir eine nach der MOG unangemessene Wohnung erfolgen, wenn
die/der Leistungsberechtigte nicht kurzfristig in eine andere, angemessene Woh-
nung umziehen kann, dieses aber grundsatzlich mdchte.

Die Karenzzeit bedeutet keine Angemessenheitsfiktion und fiihrt zu keinem abso-
luten Schutz der bewohnten Unterkunft.

Sind Mietschulden trotz der Karenzzeit entstanden, ist ebenfalls zu Uberprifen,
inwieweit die unangemessene Wohnung erhaltenswert ist. Es ist im jeweiligen
Einzelfall eine langfristige Prognoseprifung vorzunehmen. Es muss daher gepruft
werden, ob auch nach Ende der Karenzzeit Uberhaupt eine langerfristige Aussicht
besteht, dass die Wohnungsmiete im Falle einer Verminderung der anerkannten
Bedarfe fir die Unterkunft in der tatsachlichen Héhe aufgebracht werden kann.
Kann der leistungsbeziehenden Person also zugetraut werden, den vom aner-
kannten Bedarf nicht abgedeckten Teilbetrag langerfristig aufzubringen, z. B. aus
geschitztem Vermdgen oder Einsparungen an anderer Stelle.

Im Falle drohender Wohnungslosigkeit sind die Ausfiihrungen unter 9.2.2 zu be-
achten.

Zivilrechtliches Vorgehen gegen Energieversorger:

Denkbar ist, dass sich eine leistungsberechtigte Person gegen eine angedrohte
oder bereits vorgenommene Versorgungssperre zivilrechtlich zur Wehr setzt, da
die Sperre unverhaltnismaRig ist. Erfolgten entsprechende Schritte, kann eine
Schuldibernahme abgelehnt werden, sofern die leistungsberechtigter Person Er-
folg hat.

Die Ubernahme der Riickstande kann allerdings nicht mit dem Hinweis auf die
Madglichkeit des zivilrechtlichen Vorgehens abgelehnt werden. Insofern folgt kein
aktiver Verweis auf diese Mdglichkeit seitens des Jobcenters.
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9.2.2 Ausnahme: eingeschranktes Ermessen bei drohender Woh-
nungslosigkeit

474 Nach § 22 Abs. 8 S. 2 SGB Il ,sollen® Mietschulden Glbernommen werden, wenn Eingeschranktes
dies gerechtfertigt und notwendig ist und sonst Wohnungslosigkeit einzutreten Ermessen
droht. ,Sollen“ bedeutet, dass nur in atypischen Fallen Mietschulden nicht Uber-
nommen werden kénnen.

475 Wohnungslosigkeit droht, wenn Drohen von
. . . S . . Wohnungslosig-
e die Wohnung bereits seitens der Vermieterin/des Vermieters rechtmafiig ge- Keit ung '
. . . . e
kiindigt wurde (eine Raumungsklage/ ein Termin besteht) und !
e eine anderweitige Wohnung bis zum Raumungstermin nicht erhaltlich ist.
476 Die Gefahr von Wohnungslosigkeit ist jedoch nicht zu vermeiden, wenn Ausschluss

e die Raumung der Wohnung auch durch Ubernahme der Schulden nicht ab-
gewendet werden kann (siehe §8 543, 569 BGB) bzw. die Wohnung bereits
geraumt wurde oder

die Vermieterin/der Vermieter zu verstehen gegeben hat, kein Interesse mehr an
der Fortfuhrung des Mietverhéltnisses zu haben. Dies ist insbesondere bei einer
wirksamen ordentlichen Kiindigung des Mietverhéltnisses (8 573 Abs. 2 Nr. 1
BGB) zu beachten. Denn durch die Nachzahlung der Mietriickstdnde kann nur
eine aul3erordentliche fristlose Kiindigung geheilt werden, nicht aber eine ordent-
liche Kiindigung

477 Hierbei ist insbesondere die Vorschrift des § 569 Abs. 3 BGB zu beachten. Nach 8§ 596 Abs. 3
dieser gilt ergdnzend zu 8 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BGB (Vorliegen eines wichtigen BGB (Unwirk-
Grundes fir eine au3erordentliche Kindigung): samkeit der Kiin-

e Im Falle des § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 a BGB (Zahlungsverzug) ist der digung)

Vermieter zur auf3erordentlichen fristlosen Kiindigung berechtigt, wenn
der Mieter an zwei aufeinander folgenden Zahlungsterminen mit der
Zahlung der Miete in Verzug kommt und der Rickstand entweder alle
geschuldeten Mietzahlungen umfasst oder zumindest ,nicht unerheblich®
ist. Nicht unerheblich ist der Betrag dann, wenn er eine Monatsmiete
(Grundmiete + laufende Nebenkosten) zuztiglich mindestens 0,01 € er-
reicht. Dies gilt nicht, wenn der Wohnraum nur zum vorubergehenden
Gebrauch vermietet ist.

Kommt der Mieter an mehr als zwei Zahlungsterminen mit Teilbetragen
in Verzug, gleichgliltig, ob die Zahlungstermine aufeinander folgen oder
nicht, ob die Teilbetrége fur sich unerheblich sind oder nicht, kann der
Vermieter nach Nr. 3 b kiindigen, wenn der Gesamtbetrag der Riick-
stande zwei Monatsmieten erreicht.

Nachzahlungen aus Betriebskostenabrechnungen gehéren dagegen
nicht zur (laufend zu zahlenden) Miete, so dass ein Verzug aus einer

140



478

479

480

Nebenkostenabrechnung keine Kindigung nach 8§ 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3
rechtfertigen kann.

e Die Kindigung wird auch dann unwirksam, wenn die Vermieterin/der Ver-
mieter spéatestens bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Eintritt der
Rechtshangigkeit des Raumungsanspruchs hinsichtlich der falligen Miete
und der félligen Entschadigung nach 8 546 a Abs. 1 befriedigt wird oder
sich eine offentliche Stelle zur Befriedigung verpflichtet. Dies gilt nicht,
wenn der Kundigung vor nicht langer als zwei Jahren bereits eine nach
Satz 1 unwirksam gewordene Kiindigung vorausgegangen ist.

e Ist die Mieterin/der Mieter rechtskréftig zur Zahlung einer erhéhten Miete
nach den 88 558 bis 560 verurteilt worden, so kann die Vermieterin/der
Vermieter das Mietverhéltnis wegen Zahlungsverzugs der Mieterin/des
Mieters nicht vor Ablauf von zwei Monaten nach rechtskraftiger Verurtei-
lung kuindigen, wenn nicht die Voraussetzungen der auf3erordentlichen
fristlosen Kundigung schon wegen der bisher geschuldeten Miete erfiillt
sind.

Eine Schuldentubernahme erfolgt in diesen Fallen regelmaRig. Lediglich in Miss-
brauchs- oder in Wiederholungsfallen, soweit mangelndes Anpassungsverhalten
vorliegt, kann im Ausnahmefall eine Ablehnung, die sorgfaltig zu begriinden ist,
erfolgen. Dies gilt allerdings nicht, wenn dadurch eine akute gesundheitliche Ge-
fahr fur die/den Leistungsberechtigte/-n besteht.

9.2.3 Ausnahme: vergleichbare Notlage

Eine vergleichbare Notlage i.S.v. § 22 Abs. 8 SGB Il liegt vor, soweit eine Sperr-
ankindigung fur Haushaltsenergie (Strom oder Heizung) ergangen oder die Sper-
rung bereits erfolgt ist.

Félle, in denen zu erkennen ist, dass die Sperrandrohung offensichtlich rechtsfeh-
lerhaft ist, sind dem Geschéftsbereich Leistungsservice mitzuteilen.

Es gelten jedoch auch hier die Ausfiihrungen Rn. 473
Zu prufen ist zundchst immer, ob die antragstellende(n) Person(en) Energie Gber
den Grundversorger oder einen anderen Lieferanten erhalt bzw. erhalten. Dies

hat konkrete Auswirkung auf die Pflichten des Energieversorgers und einer vor-
rangigen Ratenzahlungsvereinbarung.

In der Region Hannover nehmen neben enercity und E.ON noch andere Anbieter
diese Aufgabe war.

Eine Ubersicht der aktuellen Grundversorger befindet sich in Anlage 17.
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E.ON hat ein Zahlhilfe-Team mit eigener ,Zahlhilfe-Hotline* fir Jobcenter und Be-
ratungsstellen eingerichtet. Bei Meldung durch das Jobcenter besteht die Mog-
lichkeit, den Sperrprozess zu stoppen und Ratenplane ohne Zusatzkosten und mit
langerer Laufzeit zu vergeben.

Im Bedarfsfall ist eine Kontaktaufnahme mit dem Zahlhilfe-Team der E.ON unter
folgenden Kontaktdaten méglich:

Hotline fir Jobcenter und Beratungsstellen (Schuldnerberatungen von
Wohlfahrtsverbanden): Xxxx XXXXXXX

Eine telefonische Auskunft erfolgt auch, ohne dass eine gesonderte schriftliche
Auskunftsgenehmigung vorliegt, wenn folgende Daten des Kunden benannt wer-
den kénnen:

e Vollstdndiger Vorname/Name
e Geburtsdatum
e Vertragskontonummer

Erganzend erfolgt immer eine variable Sicherheitsabfrage aus der nachfolgend
genannten Auswahl:

e Tarifname

e Letzter Restbetrag aus der Abrechnung

e Letzte 4 Stellen der Bankverbindung des Kunden
e Aktuelle Abschlagshdhe

e Betrag aus letzter Mahnung und Mahndatum

Nur wenn die vorgenannten Daten und die jeweilige Sicherheitsfrage beantwortet
werden kdnnen, kann eine Auskunft erteilt werden.

Ist dies nicht moglich und muss die Anfrage daher auf dem Postweg an E.ON
gerichtet werden, sollte im Betreff dieser ergdnzt werden ,an Beratungsstelle Am-
ter/Hotline weiterleiten®. Hierdurch wird dann hausintern bei E.ON die zlgige und
korrekte Zuordnung sichergestellt.

Eine Kommunikation per E-Mail kann nicht erfolgen, da die Voraussetzungen fur
den verschlisselten E-Mailverkehr nicht vorliegen. Die Einrichtung des hierfur er-
forderlichen Zertifikates kann nach Rickmeldung von E.ON nicht erfolgen.

Die genannten Kontaktdaten der Service-Hotline dienen ausschlief3lich der
Kontaktaufnahme durch das Jobcenter und sind nicht an die Kundinnen und
Kunden weiterzugeben. Die Kontaktdaten sind nicht im Internet veréffentlicht.

Bei Sperrandrohungen von enercity kann insbesondere bei folgenden oder ahn-
lich komplexen Sachverhalten ein Antrag auf Sperraufschub gestellt werden:

e mehrere Kosten- bzw. Leistungstrager sind beteiligt
e jungere Kinder im Haushalt
e starke gesundheitliche Einschrédnkungen
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9.2.3.1 Besonderheiten bei Energieversorgung im Rahmen der
Grundversorgung und anderen Energieversorgern

Liegt eine Lieferung des Grundversorgers vor, ist weiter zu prufen, ob Giber diesen
eine ,Grundversorgung® besteht. Dies ist der Fall, wenn der Haushaltskunde kei-
nen besonderen Strom- oder Gastarif vereinbart hat und der Grundversorger zu
den allgemeinen Preisen und Bedingungen liefert. Dies ist insbesondere in fol-
genden Konstellationen der Fall:

. nach einem Wohnungswechsel wurde noch kein neuer Vertrag abge-
schlossen. Die Versorgung lauft tber die Grundversorgung.

. Ersatzversorgung durch den Grundversorger, weil der Anbieter den Ver-
trag gekindigt hat — auf die RechtméRigkeit der Kiindigung kommt es zuné&chst
nicht an.

. Der Kunde hat nie einen individuellen Vertrag (individuelle Preise und
Kindigungsfristen) zu den jeweiligen AGBs mit dem Grundversorger abgeschlos-
sen. In der Regel erfolgt eine Uberfiihrung aus der Ersatz- in die Grundversorgung
nach drei Monaten.

. Dem Kunden wurde aus wirtschaftlichen Grinden (z.B. schlechte Boni-
tatsprufung oder Zahlungsmoral in der Vergangenheit) eine Versorgung im Wahl-
tarif verwehrt. In diesen Féllen sollte sich der Tarif aus der Strom- bzw. Gasab-
rechnung ergeben. Falls dies nicht ersichtlich ist, ergibt sich dies auch aus dem
jeweiligen Liefervertrag, der gesondert angefordert werden misste.

Bei enercity heilt der Grundversorgungstarif ,NATURLICH VERSORGT*

Zum 23.12.2025%%° wurden die Regelungen der Strom- bzw. Gasgrundversor-
gungsverordnungen durch Inkrafttreten der 88 41f und g EnWG ersetzt.

Hierdurch werden unter anderem klare, einfach verstandliche Re-gelungen zur
Kommunikation zwischen Kunde und Energieversorger, aber auch Pflichten des
Energieversorgers aufgestellt.

Dies umfasst sowohl Fristen zur Ankiindigung der Sperrandrohung als auch das
Aufzeigen zur Mdglichkeit zur Vermeidung der Unterbrechung:

Nach Absatz 1 Satz 1 bzw. Abs. 5 Satz 1 darf eine Unterbrechung im Regelfall
nunmehr erst vier Wochen nach einer angedrohten Unterbrechung oder Mahnung
erfolgen. Die Unterbrechung selbst muss nach Abs. 5 acht Werktage im Voraus
durch briefliche Mitteilung angekindigt werden.

Eine Unterbrechung ist nur noch mdéglich, wenn Rickstande i.H.v. mehr als dem
zweifachen Abschlag bzw. 1/6 des voraussichtlichen Jahresverbrauchs bestehen,
mindestens jedoch 100,00 €. Beanstandete Forderungen bleiben aul3er Betracht.
An Beanstandungen sind aber hohe Voraussetzungen geknupft.

169 BGBI. 2025 | Nr. 347 vom 22.12.2025
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Eine Unterbrechung ist hingegen ausgeschlossen, wenn dadurch Gefahr fir Leib
oder Leben (z.B. vorhandene medizinische Geréate wie Beatmungs- oder Dialyse-
gerat) bestehen kdnnte vorhanden sind.170 Gleiches gilt, wenn die Verhaltnisma-
Rigkeit zwischen Zuwiderhandlung und Versorgungsunterbrechung nicht gewahrt
ist, wenn der Kunde z.B. darlegt, dass die Riicksténde rechtzeitig beglichen wer-
den (vgl. § 41f Abs. 2 EnWG).

Nach 8 41f Abs. 4 EnWG ist der Energieversorger zudem verpflichtet, parallel zur
Sperrandrohung wegen Zahlungsverzugs tber Mdglichkeiten zur Vermeidung der
Unterbrechung zu informieren. Dazu gehdren beispielsweise:

e Ortliche Hilfsangebote zur Abwendung einer Versorgungsunterbrechung
wegen Nichtzahlung,

e Vorauszahlungssysteme,
¢ Informationen zu Energieaudits und zu Energieberatungsdiensten oder

e Hinweise auf alternative Zahlungsplane verbunden mit einer Stundungs-
vereinbarung,

e Hinweise auf staatliche Unterstitzungsmaglichkeiten der sozialen Min-
destsicherung oder auf eine anerkannte Schuldner- und Verbraucherbe-
ratung.

Der Energieversorger in der Grundversorgung ist zusatzlich verpflichtet dem Kun-
den nach § 41g Abs. 1 EnWG eine sog. Abwendungsvereinbarung anzubieten
bzw. kann der Kunde das verlangen. Das Angebot fir die Abwendungsvereinba-
rung hat Folgendes zu beinhalten:

e eine zinsfreie Ratenzahlungsvereinbarung uber die § 41f Abs. 3 EnNWG
ermittelten Zahlungsriuckstande sowie

e eine Weiterversorgung auf Vorauszahlungsbasis (gemeint ist die hier be-
reits tbliche Abschlagszahlung)

Die Ratenzahlungsvereinbarung muss dabei so ausgestaltet sein, dass sich der
Kunde dazu verpflichtet, die Ruckstande in einem Zeitraum von 6 bis maximal 18
Monaten vollstandig zurtickzuzahlen.

enercity verschickt die Abwendungsvereinbarung bereits mit der Mahnung. Der-
zeit erhalten noch alle Kunden die Abwendungsvereinbarung automatisiert mit der
Mahnung.

Die Abwendungsvereinbarung kann bis zum Tag der tatsachlichen Sperrung an-
genommen werden, jedoch nicht mehr bei der fir Sperrung beauftragten Person.

170 AG Hannover, Beschluss vom 08.04.2015; Az.: 561 C 3482
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Kommt der Kunde wiederum auch den Pflichten aus dieser Vereinbarung nicht
nach, indem z.B. eine Rate nicht gezahlt wird, ist der Grundversorger zur Unter-
brechung der Versorgung berechtigt.

Eine pauschale Beschrankung der Abwendungsvereinbarung, z.B. von 24 auf 12
Monate ist unzuléssig.

Ebenso sind Klauseln unwirksam, die die Abwendungsvereinbarung von der Zah-
lung der ersten Rate abhangig machen.

Zudem durfen keine Gebuhren fir Ratenzahlungsvereinbarungen erhoben wer-
den.

Eine grundsatzliche Ablehnung zur Angebotsunterbreitung einer Abwendungsver-
einbarung im Rahmen der Grundversorgung ist ab 23.12.2025 nicht mehr vorge-
sehen.

Der Kunde darf im Rahmen der Selbsthilfe nur unter besonderen, nachvollzieh-
baren Umsténden eine angebotene Ratenzahlungsvereinbarung ablehnen. Das
kénnte z.B. der Fall sein, wenn die Riickstande in dem angebotenen Zeitraum
nicht vollstandig getilgt werden kdénnen, da eine entsprechende monatliche Rate
vom Kunden wirtschaftlich nicht leistbar ist

Hier ist die antragstellende Person ggf. auf die Mdglichkeit hinzuweisen, dass der
Tilgungszeitraum im Einzelfall auf 18 Monate erhéht werden kann.

Insbesondere enercity bietet z.B. in der Abwendungsvereinbarung zunachst nur
eine Standardratenzahlung von 6 Monaten an.

Als wirtschaftlich nicht leistbar wird eine Ratenhdhe erachtet, die bei Personen im
Leistungsbezug die Hohe von 5 % des malRgebenden Regelbedarfs des jeweili-
gen Darlehensnehmers bzw. bei Partnerschaften i.S.d. § 7 Abs. 3 Nr. 3 SGB I
der Darlehensnehmer Ubersteigt.

Der Grundversorger kann mit Einwilligung des Haushaltskunden Kontakt mit dem
ortlich zustandigen Sozialhilfetrager aufnehmen, um ihn tber die Androhung und
die Zahlungsriickstidnde des Haushaltskunden, die der Androhung der Versor-
gungsunterbrechung zugrunde liegen, zu informieren und um die Versorgungsun-
terbrechung zu vermeiden. Hierzu hat der Grundversorger mit Androhung der Ver-
sorgungsunterbrechung den Vordruck einer Erklarung zur Einwilligung in die Kon-
taktaufnahme zum 0&rtlich zusténdigen Sozialhilfetrdger an den Kunden zu sen-
den. Eine Information des ortlichen Sozialhilfetragers kann zum Zwecke der Ver-
meidung einer Versorgungsunterbrechung auch ohne eine Einwilligung erfolgen,
wenn durch die Kundin bzw. den Kunden:

e bis zum Zeitpunkt der Unterbrechungsankiindigung nicht dargelegt
wurde, dass hinreichende Aussicht besteht, dass sie bzw. er seinen Ver-
pflichtungen nachkommen wird,
sowie
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e das Angebot einer Abwendungsvereinbarung nach Absatz 1 nicht ange-
nommen oder den Verpflichtungen aus der Abwendungsvereinbarung
nicht nachgekommen wurde.

Der ortliche Sozialhilfetrager ist nicht das Jobcenter Region Hannover, sondern
jeweils die Kommune. Insofern werden diese in erster Stelle die entsprechende
Information von den Energieversorgern erhalten. Stellt der Sozialhilfetrager fest,
dass die betreffende Person Leistungen eines anderen Leistungstragers, z.B.
Jobcenter, erhalt, erfolgt die Weiterleitung der Mitteilung. Eine Ausnahme gilt fir
die Kundinnen und Kunden von enercity. Hierzu wird auf die Ausfuhrungen unter
2.1.10 in der Fachlichen Weisung des Geschéftsbereich Leistungsservice
03/2024 ,Zusammenarbeit mit Energieversorgern und Regelungen zur Schulden-
Ubernahme bei Energieschulden® verwiesen.

Bei Eingang einer (ggf. weitergeleiteten) Mitteilung eines Energieversorgers nach
§ 41g EnWG zur Ankiundigung einer Versorgungssperre ist umgehend mit
dem/der Leistungsberechtigten Kontakt aufzunehmen und ein Beratungsangebot
zur Abklarung, welche Hilfemdglichkeiten bestehen, zu unterbreiten.

Die Kontaktaufnahme soll vorrangig per Postfachnachricht, alternativ telefonisch,
nachrangig — wenn keine Mdglichkeit zur Kontaktaufnahme tber einen der der
beiden vorgenannten Kommunikationswege mdglich ist - schriftlich erfolgen. Wird
aufgrund der Beratung ein Antrag auf darlehensweise Ubernahme gestellt, gelten
bezuglich der Ubernahmevoraussetzungen die vorstehenden Regelungen unter
Punkt 9.2.3.

Erfolgt keine Reaktion auf das das Beratungsangebot bzw. wird dieses nicht in
Anspruch genommen und wird auch kein Antrag auf darlehensweise Ubernahme
der Ruckstande gestellt, kann keine weitere Hilfestellung erfolgen. In einem sol-
chen Fall ist durch den Leistungsservice nichts Weiteres zu veranlassen.

Zu beachten ware bei der Prifung der Gesamtriickstande, dass bei einer bereits
erfolgten Sperre weitere Kosten fur die Sperrung bzw. Wiederaufnahme entste-
hen. Dabei entstehen bei enercity beispielsweise Kosten von ca. 100,00 € bis
200,00 € fur die Sperrung. Sofern die Gaszufuhr unterbrochen wird, entstehen bei
Wiederaufnahme weitere Kosten zur Leitungstberprifung durch einen Installa-
teur.

Fir andere Anbieter, die nicht Grundversorger sind bzw. bei abgeschlossenen
Sondertarifen, gilt der Anwendungsbereich des § 41g EnWG grundsétzlich nicht.
Vielmehr gelten die jeweiligen AGBs. Es gibt aber einige Stromanbieter, die In-
halte der alten Gas-/StromGVV in ihre AGBs tibernommen haben.

In diesen Féllen bleibt es in der Regel bei den bisherigen Verfahren, so dass der
Energieversorger keine Ratenzahlung anbieten muss und daher das wichtigste
Selbsthilfemittel entfiele. Die antragstellende Person muss in diesem Fall aber
Grunde angeben warum und nachweisen, dass keine Ratenzahlung moglich war.
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In der Regel sind die Lieferanten nach ihren jeweiligen AGBs zur Unterbrechung
der Lieferung berechtigt, wenn die Kunden mit mindestens 100,00 € in Zahlungs-
verzug sind. Die Androhung der Unterbrechung muss mindestens 4 Wochen im
Voraus und kann gleichzeitig mit der Mahnung erfolgen.

Die angedrohte Unterbrechung darf auch in diesen Fallen nicht au3er Verhéltnis
zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen.

Die tatsachliche Unterbrechung muss durch den Netzbetreiber nur drei Werktage
im Voraus angekundigt werden. Kosten fir die Unterbrechung (z.B. Ausbau des
Zahlers) und Wiederherstellung der Versorgung gehen auch hier zulasten des
Kunden. Fir die eigentliche Unterbrechung wird der Netzbetreiber vom Lieferan-
ten beauftragt.

Liegt eine vergleichbare Notlage aufgrund einer Sperre bzw. Sperrandrohung vor
und sind die tibrigen Tatbestandsmerkmale erfiillt, liegt die Ubernahme der Riick-
stande im Ermessen des Jobcenters (siehe Pkt. 9.2.2).

9.3 Verfahren

9.3.1 Entscheidungsbefugnis

Bis zu einer Hohe von 2.000 € kann eine Sachbearbeiterin/ein Sachbearbeiter selb-
standig Uber eine Schuldenlibernahme nach § 22 Abs. 8 SGB Il entscheiden.

Bei Betrdgen ab 2.000 € entscheidet die Teamleitung (siehe JC Intern 04/2012 An-
lage 2).

9.3.2 Zahlungsweise

Die Schulden sollen als Darlehen nach § 22 Abs. 8 SGB Il tbernommen werden.
Eine Leistung wird grundsatzlich an die Glaubigerin/den Glaubiger der Forderung
Uberwiesen.

Kam es durch Verschulden der Antragstellerin/des Antragstellers zu den Schulden,
erfolgen zukiinftige Zahlungen direkt an die Vermieterin/den Vermieter oder Ener-
gieversorger, § 22 Abs. 7 SGB Il (siehe oben unter 8.).

9.3.3 Positive Bescheidung und Annahmeanordnung ERP

Die Ubernahme der Schulden ist der leistungsberechtigten Person per Verwal-
tungsakt mitzuteilen.

Vorlage Bewilligungsbescheid

die Vorlage unter Lokale Vorlagen/ Alg 1l/ SGB 1/ § 22 SGB |l BfU/ Miet- und Energieschul-
den ist zwingend zu verwenden.
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Erfassung und Auszahlung in ALLEGRO

Das Darlehen ist zwingend in ALLEGRO Uber die Funktionalitdt ,Einmalbedarfe* als Miet-
schulden zu erfassen und einem Haken bei "Darlehen" zu kennzeichnen.

Die Auszahlung an die Schuldnerin/den Schuldner bzw. Drittzahlungsempfénger/-in erfolgt
mittels einer Absetzung, mit den erforderlichen Angaben der Schuldnerin/des Schuldners/
Drittzahlungsempfangers im Verwendungszweck (z. B. Kundennummer, Name der Kun-
din/des Kunden o. &.), damit diese(r) die Einzahlung des Jobcenters zuordnen kann.

9.3.4 Ablehnung der Schuldentibernahme und enercity Hartefonds

Die Ablehnung der Schulden ist der leistungsberechtigten Person per Verwaltungs-
akt mitzuteilen.

Vorlage Ablehnungsbescheid

die Vorlage unter Lokale Vorlagen/ Alg 11/ SGB I/ § 22 SGB Il BfU/ Miet- und Energieschul-
den ist zwingend zu verwenden.

Bei Ablehnung der darlehensweisen Ubernahme von Energieschulden ist, soweit
diese beim Energieversorger enercity bestehen, die Einschaltung des enercity Har-
tefonds zu prufen.

Der Hartefonds soll dazu beitragen, soziale Harten durch Strom- und Gassperren
bei Energie- und Wasserkundinnen/-en der Stadtwerke Hannover AG zu vermei-
den. SGB Il- oder SGB XlI-Leistungen sollen dadurch aber nicht verhindert oder
aufgestockt werden.

Hier qilt es die Ausfuhrungen der Fachlichen Weisung des Geschéftsbereich Leis-
tungsservice Nr. 03/2024 ,Zusammenarbeit mit Energieversorgern und Regelun-
gen zur Schuldenlibernahme bei Energieschulden zu beachten.

9.3.5 Riickzahlung

§ 22 Abs. 8 SGB Il sieht keine Aufrechnungsmadglichkeit vor. Die Aufrechnung regelt
sich stattdessen nach 88 42 a Abs. 2, 43 Abs. 3 SGB II.

Uber ERP ist tiber den Gesamtbetrag des Darlehens eine Annahmeanordnung zu
erstellen und in laufenden Leistungsfallen sind diese mit dem Mahnsperrgrund "D"
zu versehen, damit die/der Leistungsberechtigte keine Zahlungsaufforderungen der
Kasse erhalt.

Da die Ubernahme der Schulden als Darlehen erfolgt, sind diese nach § 42 a Abs.
2 SGB Il'i. V. m. § 43 Abs. 3 SGB Il mit 5 v. H. der maRgebenden Regelbedarfe
aufzurechnen.
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Aufrechnung in ALLEGRO

Fir die Aufrechnung ist zwingend die Funktionalitat ,Absetzung“ in ALLEGRO zu verwenden,
und zwar werden die monatlichen Aufrechnungsbetrége unter Angabe der 13-stelligen ERP-
Vertragsgegenstandsnummer aus der Annahmeanordnung als Verwendungszweck (ohne
weitere Zusétze/ Angaben wie z. B. der Name der Kundin/des Kunden) an den Drittempfan-
ger BA-SH/Zentralkasse, Funktionalitdt Jobcenter (gE) (Bank: Bundesbank, BIC: MARK-
DEF1760, IBAN: DE93760000000076001619) Uberwiesen.

Nach Beendigung des Leistungsbezugs ist gemafl § 42a Abs. 4 SGB Il der noch
nicht getilgte Darlehensbetrag sofort fallig.

Der Leistungsservice teilt die Hohe der Restforderung (Leistungsgebot erfolgt im
Darlehensbescheid) der Darlehensnehmerin/dem Darlehensnehmer - durch die
BK-Vorlage Zahlungsaufforderung ohne RBB- mit.

Der Mahnsperrgrund ,D“ ist zeitlich zu begrenzen. Rn. 446 ist zu beachten.

Die Rickzahlung ist wie unter Rn. 445 zu vereinbaren.

Bei Eingang eines Widerspruchs ist die Aufrechnung bis zur Bestandskraft/Rechts-
kraft der Entscheidung auszusetzen und evtl. bereits einbehaltene Betrage sind
wieder auszukehren.

In besonderen Einzelfallen kann, wenn die Einzelfallumsténde es rechtfertigen, evitl.
die Anordnung der sofortigen Vollziehung gerechtfertigt sein. In solchen Fallen
empfiehlt sich zuvor Kontaktaufnahme mit 603.

Sollte gegen die Widerspruchsentscheidung geklagt werden, ist die Aufrechnung
erst nach bestandskraftiger Entscheidung tber die Klage durch

e im gerichtlichen Verfahren geschlossenen Vergleich oder
o erfolglosem Ablauf der Rechtsmittelfrist im Urteil oder Beschluss

wiederaufzunehmen.
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10. 8§ 22 Abs. 9 SGB II: Mitteilung der Raumungsklage vom Gericht
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Die Vorschrift des § 22 Abs. 9 S. 1 SGB |l stellt sicher, dass bei Eingang einer
Raumungsklage seitens des Gerichts der ortlich zustandige Trager nach dem SGB
Il Uber

e den Tag des Eingangs der Klage

e die Namen und Anschriften der Parteien

e die Hohe der monatlich zu entrichtenden Miete

¢ die Hohe des geltend gemachten Mietriickstandes/Entschadigung und

e den Termin der mindlichen Verhandlung

informiert wird.

Dies bedeutet: Erhalt das Jobcenter Kenntnis von der Raumungsklage, hat es von
Amts wegen zu prifen, inwieweit die Ubernahme von Mietschulden im Sinne des
§ 22 Abs. 8 SGB Il in Betracht kommt. Eines gesonderten Antrags der/des Leis-
tungsberechtigten bedarf es nicht. Aufgrund der besonderen Eilbedurftigkeit sind
diese Félle vorrangig zu bearbeiten. Die Kundin/der Kunde ist anzuschreiben, um
die Grunde fir die Entstehung und die Hohe der Mietrlickstdnde zu ermitteln.

Zu beachten ist ebenfalls die Kooperationsvereinbarung mit der Landeshauptstadt
Hannover bei RAumungsverfahren. Diese ist in Anlage 13: Kooperationsvereinba-
rung mit LHH bei RA&umungsverfahren beigefiigt.
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